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von Uwe Kremer 

"Tutzing" scheint ebenso wie 
"Petersberg" zu einem weiteren geogra­
phischen Synonym für die Entwicklung 
der SPD zur sozialpatriotischen Wirt­
schaftsförderpartei (so Ralf Krämer in 
der letzten spw) zu werden. Thomas 
Westphal wird auf den nachfolgenden 
Seiten dazu alles Wesentliche sagen. In 
diesem Zusammenhang ist mir aller­
dings noch ein weiterer Aspekt sehr 
wichtig, der die vielbeschworene "poli­
tische Kultur" betrifft. Was Westphal 
treffend als Milieu-Surfen der Schar­
ping-SPD bezeichnet, schlägt sich näm­
lich nicht nur in einer dramatischen Be­
liebigkeit politischer Aussagen und so­
zialer Bezüge nieder. Einher geht damit, 
daß in der SPD Ressentiments - ob ge­
gen Sozialschmarotzer oder PDS-Alt­
kommunisten, ob gegen Kriminalität 
oder die Restbestände von '68 - zuneh­
mend die Oberhand über politische Auf­
geklärtheit gewinnen. Heute verwirk­
licht sich auf dieser Grundlage - und 
personifiziert durch Scharping - offen­
bar das innerparteiliche Bündnis zwi­
schen der gentrifizierten Welt der Enke­
lei und dem Seeheimer Stammtisch (bzw. 
zwischen dem Zynismus der einen und 
den Ressentiments der anderen). Der 
Seeheimer Kreis, der immer mehr auch 
zum Attraktions- und Treffpunkt ( ehe­
mals links)sozialdemokratischer Promi­
nenz wird, zieht aus diesem Vorgang 
seine wachsende Bedeutung und natür­
lich nicht aus irgendeinem programma­
tischen Profil. Die zu einem großen Teil 
gewerkschafts- und sozialorientierten 
Seeheimer sind in ihrer Mehrzahl doch 

recht arme Schweine - nur die Fußtrup­
pen im Kampf gegen alle möglichen 
Feinde, während es sich das Partei-Esta­
blishment am Tisch der großen Wirt­
schaft bequem machen will. 

Als Clinton an die Macht kam, sog 
die SPD daraus eine Zeit lang morali­
schen Honig. Zu den neueren Entwick­
lungen hört man allerdings wenig. Kein 
Wunder: Eine politische Gruppe, die so­
zial vor allem dem modernen und ökolo­
gisch aufgeklärten "linken" Flügel der 
neuen Dienstleistungsklasse verbunden 
ist, scheitert beim Versuch, ihre Reform­
vorstellungen unter Verzicht auf Kon­
frontation und unter Abkappung des 
"Regenbogens" sozialer Bewegungen 
durchzusetzen. Dies ist vor allem ein 
Lehrstück in Sachen "New Deal". Si­
cher: Der "New Deal" war damals ein 
Kompromiß und würde dies auch im 
Falle seiner Neuauflage sein; aber seine 
Durchsetzung war damals (v.a. im Laufe 
das Jahres 1935) sozialen Koalitionen 
und Konfrontationen geschuldet und so 
dürfte es wohl auch in Zukunft sein. Die 
Lehren der SPD daraus: s.o. 

Auf der spw-Jahrestagung referierte 
Frieder 0. Wolf, grün-linker Europa­
Abgeordneter, zu rot-grünen Perspekti­
ven. Dabei berichtete er von spanischen 
Diskussionen über die Entwicklung ei­
nes espacio rojo-verde, eines "rot-grü­
nen Raumes" - oder genauer vielleicht: 
eines Feldes, auf dem sich quer zu Par­
teigrenzen und -loyalitäten diverse 
emanzipatorische Strömungen, Initiati­
ven und Denkschulen vernetzen, sich zu 
einer neuen politischen Struktur "unter­
halb" des Raumes der Parteiapparate 
und Parlamente verdichten und zugleich 
in diesen Raum hineinwirken. Und dies 
nicht als konjunkturelles Vorhaben einer 
notleidenden Linken, sondern als struk­
turelle Veränderung, die dem Zerfall des 
bisherigen parlamentarisch-bürokrati­
schen Parteiensystems Rechnung trägt . 
Wolf wies darauf hin, daß es mit Blick 
auf die Bedeutung des Feminismus ei­
gentlich um "rot-grün-lila" gehen müs­
se. Und damit wären wir beim "Regen­
bogen" der USA angelangt - ein Projekt, 
das dort gegenüber der Democratic Par­
ty einen Aufschwung erfahren wird, das 
in Teilen Skandinaviens schon seit län­
gerem eine reale Rolle spielt, das sich in 
Großbritannien und Frankreich zu ent­
wickeln beginnt und auch im "sozialisti­
schen" Spanien auf der Tagesordnung 
steht. Und der deutsche "Regenbogen"? 

Am Schluß zurück zu Thomas West­
phal und einem Dissens (?): Die SPD­
Linke müsse mit einem eigenen "Pro­
gramm" bis zur Sommerpause innerpar­
teilichen Boden gewinnen, schreibt er. 
Mein Einwand: "Programme" spielen 
für die politische Entwicklung der SPD 
nur noch eine geringe Rolle und dies 
wird sich nicht "bis zur Sommerpause" 
ändern. Und überhaupt: Auf dem 
"Frankfurter Kreis" wurde (siehe Be­
richt von Detlef von Larcher in der letz­
ten spw) diskutiert, inwieweit die Ebene 
der Parteien und Parlamente für die Aus­
handlung von Veränderungen in Wirt­
schaft und Gesellschaft an Bedeutung 
verlöre und sich (wohl zusätzlich zur 
klassischen "Sozialpartnerschaft") neue 
"sub-politische" Aushandlungsebenen 
entwickelten. Wenn dies stimmte, müßte 
man die innerparteiliche Fixierung über­
haupt hinterfragen, sich auf der einen 
Seite mit diesen "sub-politischen" Ebe­
nen in Beziehung setzen und zugleich 
eigene Beiträge für einen espacio rojo­
verde bzw. "Regenbogen" entwickeln. 
Ich denke dabei eher an konkrete Pro­
jekte - wie sie z.B. in diesem Heft erneut 
am Beispiel der Solarenergie oder auch 
im Artikel über die spanische "Platafor­
ma 0,7%" auftauchen. 

All dies erfordert auch eine grundle­
gende Umorientierung in der Denke und 
im Tun des spw-Zusammenhanges, er­
fordert ein bewußteres Einbeziehen der 
"sub-politischen" Tätigkeitsfelder und 
nicht zuletzt auch der Berufswelt "unse­
rer" Genossinnen und Genossen in unse­
rer theoretischen Arbeit, erfordert eine 
engere Beziehung zur Welt der sozialen 
Kompromisse und Kämpfe im politi­
schen Wirken und erfordert - kurzum -
eine Aktions-, Projekt- und Kampagnen­
orientierung der spw-Arbeit. Dies wäre 
auch der beste Beitrag zur politischen 
Kultur einer Partei, in der unter der 
Oberfläche von parlamentarisch-politi­
scher Geschäftigkeit Zynismus und Res­
sentiments zunehmend die Oberhand 
gewinnen. 
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Scharpings Wegweisung 

s „ Tutzinger Signal" ist die 
Rede des Parteivorsitzenden 

charping vor dem „Seeheimer 
Kreis" in den Medien aufgegriffen wor­
den. Für viele politische Beobachter war 
es gar das Signal zur innerparteilichen 
Kulturrevolution; zur Generalüberho­
lung des alten Tankers SPD. Gegen eine 
,,Generalüberholung" läßt sich nach ei­
ner verlorenen Wahl wohl kaum etwas 
einwenden. Schließlich hat die SPD 
nicht nur ihr Wahlziel des Wechsels ver­
paßt. Bei genauerer Betrachtung des 
Wahlergebnisses wird auch deutlich, 
daß die SPD einen weiteren Zustim­
mungseinbruch bei wichtigen Teilen der 
Bevölkerung erlebt hat. Wie dringend 
notwendig eine politisch-strategische 
Neuausrichtung der SPD-Politik ist, be­
legen vor allem zwei Ergebnisse der 
Bundestagswahl, die in der Öffentlich­
keit bisher kaum diskutiert wurden. 

Die SPD verliert 
an Akzeptanz 

Mit 79% Wahlbeteiligung haben wir 
die zweitniedrigste Beteiligung an Bun­
destagswahlen seit Bestehen der Bun­
desrepublik erlebt. Die „Partei der 
Nichtwählerinnen" ist zur drittstärksten 
Gruppe geworden. Nimmt man jene 
Wählerinnen, die den Urnengang als ei­
nen Akt staatsbürgerlicher Pflicht ver­
stehen, noch hinzu, so sinkt die Erwar­
tungshaltung an die Parteiendemokratie 
hinsichtlich ihrer realen Gestaltungs­
kompetenz noch weiter ab. Bezieht man 
das Stimmenergebnis der SPD nicht auf 
die abgegebenen Stimmen, sondern auf 
die Anzahl der Wahlberechtigten, so 
schmilzt die Zustimmung auf karge 28 % · 
der Wahlbevölkerung zusammen. Groß 
war die Freude auf einen Wechsel in 
Deutschland also nicht. Im Gegenteil, 
die Lösung der wirtschaftlichen, sozia­
len und politischen Probleme, die im 
Alltag der Menschen Zukunftsunsicher­
heiten und Bedrohung individueller Le­
benspläne und Existenzen bedeuten, 
wird auch der SPD vom überwiegenden 
Teil der Bevölkerung nicht zugetraut. 
Dieser Aspekt des Wahlausganges ver­
deutlicht: Die Flucht aus dem Parteiens-

• Thomas Westphal, lsernhagen, Juso-Bundes­
vorsitzender 
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system, die Abkehr vieler Menschen 
von der parteiförmigen Politik ist nicht 
gestoppt und sie verschont auch die SPD 
nicht, sondern trifft sie in ihren klassi­
schen Wählerlnnenguppen. 

Die SPD 
und die verlorene Jugend 

Dieser Eindruck verstärkt sich durch 
ein zweites bisher wenig beachtetes Er­
gebnis. Die SPD hat ihre klassische Do­
minanz bei der Generation der 18- bis 
25-jährigen wieder eingebüßt. In diesem 
Jahr votierten lediglich 34,6% für die 
SPD und den Politikentwurf von Schar­
ping. Bei den jungen Männern zwischen 
18 und 25 jahren sinkt diese Zustim­
mung sogar auf 32, 7 % . Damit konnte 
die SPD ihren Vorsprung vor der CDU 
in dieser Altersgruppe zwar knapp be­
haupten, sie blieb aber unter dem Durch­
schnitt ihres Gesamtergebnisses. In den 
siebziger Jahren erzielte die SPD im 
Jung- und Erstwählerinnenbereich Stim­
menanteile, die weit über ihrem Gesamt­
ergebnis lagen. Die Verankerung in der 
Jugendgeneration war ein Fundament 
für die sozialdemokratische Mehrheits­
fähigkeit vor der konservativen Wende. 
Diese Mehrheitsfähigkeit hat die · SPD 
vor allem an die „Partei der Nichtwähle­
rinnen" und an die Grünen/Bündnis '90 
verloren. Bis heute ist es der SPD nicht 
mehr gelungen, diesen Einbruch in ih­
rem Mehrheitsfundament wieder auszu­
gleichen. 

Scharpings 
Kulturrevolution 

Was bringt vor diesem Hintergrund 
die bereits lauthals gefeierte „Kulturre­
volution" von Scharping? Die „Stegreif­
rede" des Parteivorsitzenden auf der 
ominösen Tutzinger Tagung des Seehei­
mer Kreises beinhaltet drei zentrale poli­
tische Botschaften für die Zukunft der 
SPD: 

1. Auf dem Weg von der „Partei der 
Verteilung" zur „Partei der Wertschöp­
fung" wird der programmatische Ballast 
„der gesellschaftlichen Steuerung von 
marktwirtschaftlichen Wettbewerbspro­
zessen" über Bord geworfen. Scharpings 
,, Wertschöpfungs-SPD" ist eine Partei, 
die in der die „Entfesselung innovativer 

von Thomas Westphal* 

unternehmerischer Kräfte" für den Ver­
drängungswettbewerb in der globalisier­
ten Wirtschaft eine innenpolitische Re­
formaufgabe sieht. Qualitative, binnen­
wirtschaftliche Kriterien und gesell­
schaftspolitische Zielvorstellungen ge­
hören nur noch zum Repertoire von 
Wahlkampfreden, nicht zum politischen 
Kern der „Wertschöpfungs-SPD". 

2. Die SPD besitzt kaum noch die po­
litische Kraft um eine innovative, vor­
ausschauende Sozialpolitik unter den 
Bedingungen einer veränderten Arbeits­
gesellschaft neu zu gestalten. In den ei­
genen Reihen wird der gesamtgesell~ 
schaftlich gestaltende „sozialdemokrati­
sche Sozialstaat" durch den reparieren­
den, helfenden „konservativen Fürsor­
gestaat" abgelöst. Dieses konservative 
Sozialstaatsverständnis im eigenem 
Haus treibt die SPD endgültig in die so­
zialpolitische Defensive. Die Notwen­
digkeit zum Umbau de_s Sozialstaates er­
gibt sich für Scharping deshalb lediglich 
aus dem „politischen Spaltungspotential 
dieses Themas innerhalb der eigenen 
Anhängerschaft". Die populistische 
Umsetzung dieser Defensivposition 
führt direkt zum politischen Kampf ge­
gen den Sozialmißbrauch a la Renate 
Schmidt. 

3. Der Anspruch, eine reformpoliti­
sche Klammer zwischen potentiellen 
Modernisierungsgewinnern und -verlie­
rern, zwischen dem Kampf um materiel­
le Sicherheit und qualitative Zukunft­
saufgaben und einem perspektivischen 
Zukunftsentwurf herzustellen, wird zu­
gunsten des politischen „Milieu-Sur­
fens", bei dem für jede Klientel ein an­
deres „politisches Segel" benutzt wird, 
aufgegeben. Vor der Wahl wird die klas­
sische Industriearbeiterschaft zum Herz­
stück sozialdemokratischer Politik er­
klärt, nach der Wahl wird die Suche 
nach den verlorenen Mittelschichten zur 
Hauptaufgabe erklärt. Übrig bleibt eine 
subjektlose politische Strategie, die 
blind ist für die sozialstrukturellen 
Wandlungen in der Gesellschaft. Mit 
diesen Botschaften hat der Parteivorsit­
zende wahrlich keinen . neuen gesell­
schaftspolitischen Gestaltungsanspruch 
der SPD angemeldet. Die Tutzing-Rede 
des Parteivorsitzenden war nicht der 
Auftakt einer Debatte um ein zukunfts­
orientiertes Reformprogramm, das die 
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SPD wieder mehrheitsfähig macht und 
die Attraktivität für skeptische Jugendli­
ebe erhöht. In Tutzing hat Scharping le­
diglich versucht, den politischen An­
schluß an den sich entwickelnden 
"Standortblock" (vgl. die Beiträge von 
Krämer und Kremer in spw 6/94) nicht 
zu verlieren; auch um die politische Op­
tion der großen Koalition weiterhin of­
fenzuhalten. 

„Modernisierung 
mit Bodenhaftung" 

Nachdem die Debatte um mögliche 
schwarz-grüne Koalitionen der Zukunft 
eine eigene Dynamik erlangte und J. Fi­
scher in der Bundestagsdebatte um die 
Regierungserklärung des Kapzlers be­
reits auf die Suche nach möglichen poli­
tischen Schnittmengen zwischen der 
konservativen Standortmodernisierung 
und der grünen, ökologischen Standort­
erneuerung gegangen war, sah sich der 
SPD-Parteivorsitzende offenbiir genö­
tigt, nun seinerseits die SPD an die Spit­
ze der kapitalistischen Standortmoderni­
sierung zu setzen, und dafür den "inner­
parteilichen Waffenstillstand" zwischen 
den unterschiedlichen inneren Strömun­
gen der SPD aufzukündigen und das 
Programm qer kapitalorientierten Mo­
dernisierung mit "sozialpatriotischer 
Bodenhaftung" neu zu beleben. 

Zur Erinnerung: Die "Modernisie­
rung der SPD" ist keine Erfindung des 
amtierenden Parteivorsitzenden! Bereits 
nach der Bundestagswahl von 1990 prä­
sentierte eine Arbeitsgruppe des Lan­
desvorstandes der SPD-NRW ein Papier 
mit dem schönen Titel: ,,Modernisie­
rung mit Bodenhaftung". Die zentralen 
Botschaften dieses Papieres lesen sich 
nachträglich wie das heimliche Dreh­
buch sozialdemokratischer Politik in 
den Jahren 1990 bis 1994. Die "Moder­
nisierer" von 1990 hielten die wesentli­
chen Ziele der Sozialdemokratie für in­
zwischen erreicht. Ihr politischer Thera­
pievorschlag für die SPD der 90er laute­
te: "Die SPD braucht ein angemessenes, 
aufgeklärtes Verhältnis zur Marktwirt­
schaft", und "dazu gehört, daß die SPD 
sich von ideologischen Altlasten befreit, 
für die niemand mehr wirklich zu kämp­
fen bereit ist." Dazu zählten die NRW­
Modernisierer schon damals die Struk­
tur der sozialen Sicherung und die unbe­
grenzte "Aufstockung der Sozialleistun­
gen" (vgl. die Dokumentation und Kritik 
in spw 1/91, S. 10-15). Obgleich das 
NRW-Papier selber keine große Wir-

kung in der SPD entfaltete und es genau­
so schnell wieder verschwand, wie es er­
schienen war, zog der Geist der „Moder­
nisierung mit Bodenhaftung" dennoch 
in fast jede Sparte sozialdemokratischer 
Tagespolitik em. Letztlich ist die "Pe­
tersberger Wende" vom Sommer 1992 
auch im Zusammenhang mit der Moder­
nisierungsdebatte von 1990 zu denken 
und findet auch das Regierungspro­
gramm von 1994 in den angebotsorien­
tierten Passagen hier seine politische 
Grundlage. In diesem Sinne ist das" Tut­
zinger Signal" Auftakt und Fortsetzung 
der programmatischen Wendestrategie 
zugleich. 

Tutzing und die Zukunft 
der Linken 

Tutzing und die heraufziehende gro­
ße Koalition ist vielleicht so etwas wie 
die letzte Herausforderung für die SPD-

„Die Aussicht ist nicht 
fern, daß die Parteilinke 
strukturell die Rolle der 
alten 'Kanalarbeiter' ein­
nimmt . .. "(FAZ) 

Linke in ihrer jetzigen Verfassung. Der 
Durchmarsch der „Modernisierer mit 
Bodenhaftung" muß aufgehalten wer­
den, ehe diese Strategie in einer großen 
Koalition zu ihrer vollen Entfaltung ge­
langt. Die Strategie der programmati­
schen Bestandssicherung ist für diese 
Aufgabe allerdings völlig unzureichend. 
Denn eins ist klar: ,,Bodenhaftung" hat 
für die Modernisierer nichts mit Be­
schlußtreue zu tun. Aus diesem Grunde 
werden auf Parteitagen von den Linken 
zäh verteidigte Beschlüsse schon im 
nächsten Interview wieder kassiert. Ein­
zelne Akteure der Linken versuchen, 
diese politische Defensive mit einer 
Strategie der „Eroberung des Parteivor­
sitzenden von links", durch permanente 
positive Interpretation seiner gesproche­
nen Worte, zu kompensieren. Weil diese 
Sisyphus-Arbeit alle politischen Kapazi­
täten beansprucht, sind aus den Reihen 
der SPD-Linken heraus kaum noch Im-

. pulse zu hören oder linke Deutungsmu­
ster für politisch relevante Konflikte 
wahrnehmbar. Die aufmerksam beob­
achtende FAZ bescheinigt der SPD-Lin­
ken ein dementsprechendes trauriges Er­
scheinungsbild: "Die Aussicht ist nicht 

fern, daß die. Parteilinke strukturell die 
Rolle der alten 'Kanalarbeiter' ein­
nimmt: Sie schart sich um den Vorsit­
zenden, verteidigt die Parteitagsbe­
schlüsse und ist mit Posten zufrieden." 

Die SPD-Linke kann ihre Subalterni­
tät gegenüber dem tonangebenden Mo­
dernisiererflügel nur überwinden, wenn 
es ihr gelingt, die Bruchstellen, die sich 
aus der heterogenen Zusammensetzung 
dieses Flügels ergeben, konsequent aus­
zunutzen. Bisher hat die Linke diese 
Möglichkeiten bei zurückliegenden 
Konflikten, aus besagten Gründen, je­
doch kaum genutzt. Weder beim Kon­
flikt zwischen Lafontaine und den ost­
deutschen Landesverbänden um die dor­
tige Lohn- und Rentenentwicklung, 
auch nicht beim Konflikt zwischen 
Scharping und Dreßler rund um die Pfle­
geversicherung, noch beim Konflikt 
zwischen Schröder, Scharping und Zö­
pel um das Tempolimit ist es den Linken 
in der SPD gelungen, sich einzuschalten 
und wieder in die Offensive zu kommen. 

Die politische Bruchstelle bei der • 
Strategie der angebotsorientierten Mo­
dernisierung besteht nun nicht darin, daß 
die SPD die Rahmenbedingungen für 
deutsche Unternehmen verbessern will. 
Der problematische Kern liegt in der sy­
stematischen wirtschaftspolitischen 
Vernachlässigung der Binnenmarkt­
nachfrage. In Folge dessen werden Mas­
senwohlstand, Vollbeschäftigung, sozia-
le Absicherung der Kaufkraft und öko­
logische Erneuerung der Produktionsab­
läufe als wirtschaftspolitische Zielbe­
stimmung in den Hintergrund gedrängt. 
Diese logische Konsequenz wird 
zwangsläufig zu neuen Auseinanderset­
zungen innerhalb des Modernisiererflü­
gels führen, sei es bei der Debatte um 
eine gerechte Steuerreform oder bei der 
Diskussion um „zielgenaue soziale Si­
cherungssysteme". Diese kommenden 
Auseinandersetzung in den Monaten vor 
der Sommerpause muß die Linke mit ei­
nem eigenem binnenwirtschaftlich und 
ökologisch orientierten Programm der 
industrielien Modernisierung innerpar­
teilich und medienöffentlich für sich 
entscheiden. Nur mit einem solchen in­
nerparteilichen Bodengewinn eröffnen 
sich für die sozialdemokratische Linke 
weitere Spielräume für die Entscheidun­
gen über die zukünftigen politischen 
Kräfteverhältnisse in dieser Bundesre­
publik. Andernfalls bleibt nur die nostal­
gische Erinnerung an bessere, längst 
verblichene Tage. ,, Weißt Du noch, 
1986 auf dem Nürnberger Parteitag ... " 
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Kofferdienste in die Burgen 
des Kapitals 

Zahlreiche ost- und westdeutsche 
Kommunen stehen vor der 
Zwangsbewirtschaftung. Das 

Land Baden-Württemberg verhängte 
Ende Oktober 1994 überraschend eine 
allgemeine 10%tige Haushaltssperre, 
weil die Steuereinnahmen für die er­
sten drei Quartale 1994 um 817 Millio­
nen DM unter den Erwartungen lagen 
(vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
v. 26.10.94, S. 4). Diese Minderein­
nahmen stehen in seltsamen Kontrast 
zu Überschriften beispielsweise der 
Frankfurter Rundschau vom 07. 09. 94: 
„Steuerlast erreicht Höchststand", und 
der Sonntags-FAZ vom 25.09.94: 
,,Steuerquellen sprudeln stärker". 

Die FR klärt diesen Widerspruch auf: 
Die „dramatischen Einbrüche" bei der 
Einkommens- und Körperschaftsteuer 
seien überkompensiert worden durch 
Mehreinnahmen bei zwei Massensteu­
ern. Dieses Plus stamme also „ vor allem 
aus den Taschen der Arbeitnehmer und 
Verbraucher: In Westdeutschland dürfte 
heuer die Lohnsteuer gut zwei und die 
Umsatzsteuer rund sechs Prozent mehr 
abwerfen." 

Die schon zitierte FAZ beziffert die 
„Einbrüche": ,, Die Einkommensteuer 
sei um ein Drittel auf 8,6 Milliarden 
DM, die Körperschaftsteuer um 40 Pro­
zent(!, T.E.) zurückgegangen und ha­
ben Ende August bei 7,9 Milliarden DM 
gelegen." Die erheblichen Minderein­
nahmen lassen sich u.a. mit der Rezessi­
on in der „Realwirtschaft" begründen. 
Das gilt aber schon nicht mehr für die 
glänzenden Quartalsabrechnungen der 
Großbanken und Versicherungen im 
Jahre 1994, die ihre zu versteuernden 
Gewinne noch durch 50 % ige Sonderab­
schreibungen nach dem „Fördergebiets­
gesetz" haben drücken können und das 
nur verschämt zugeben. Es ist zwischen­
zeitlich bekanntgeworden, daß (Steuer-) 
Begünstigungen für Investitionen in 
Ostdeutschland zu dubiosen Steuerspar­
modellen verkamen (;;Doppelzocker­
Modell", vgl. spw 2/94, S. 18) und im 
Grunde nur die wirklich Reichen aus 
Westdeutschland privilegieren. 

Aber viel schwerer belasten den 
Staat die vom Parlament beschlossenen 
• Thomas Ewald, Frankfurt 
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Absenkungen im Bereich der Spitzen­
steuersätze bei Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer. Auf den 01.01.94 ist 
dabei beispielsweise die Körperschaft­
steuer für Gewinne nochmals gesenkt 
worden. Die ausgeschütteten Gewinne 
werden statt mit 36 % nur noch mit 
30% belastet. Diese Herabsetzung hat 
fatale Folgen: Einbehaltene Gewinne 
wurden bis zum 31.01.89 mit 56% be­
steuert. Durch die jetzt nur noch 
30 % ige Belastung der Ausschüttungen 
kommt es also zu immensen Körper­
schaftsteuer-Minderungen. Es verwun­
dert deshalb nicht, daß sich steuerlich 
Beratene diese hübschen Staats­
geschenke holen. Wenn Ausschüttun­
gen in das Jahr 1994 vorgezogen wer­
den, sparen Kapitaleigner zudem noch 
den in 1995 anfallenden 7,5%igen 
,,Solidaritätszuschlag". Durch das so­
genannte „Schütt-aus-hol-zurück-Ver­
fahren" wandern die ausgeschütteten 
Gewinne als Darlehen zurück in die 
Unternehmen. Lakonisch stellt die 
FAZ vom 22.12.93 dazu fest:" ... 
Wenn der Staat solche Verfahren zu 
Lasten seiner Kasse zuläßt, ist es im 
Grunde genommen nur recht und 
billig, wenn die Aktionäre dies aus­
nutzen." 

von Thomas Ewald* 

Neben dieser legal zu realisierenden 
Vorteile sollte die für 1993 so erbärm­
lich niedrig angefallende Zinsab­
. schlagsteuer nicht vergessen werden. 
Sie lag im Aufkommen um reichlich 10 
Milliarden DM niedriger als erwartet. 
Trotz Verzehnfachung des Sparerfrei­
betrages sind die „Geldkofferdienste" 
nach Luxemburg durch eine große 
Bank (vgl. FAZ v. 25.01.94: ,,Dresd­
ner Bank erwägt Verfassungsbeschwer­
de - Steuerfahnder untersuchen Geld­
verlagerungen der Kunden nach Lu­
xemburg") für eine gewisse Klientel 
auch 1994 nötig gewesen. Solche un­
verfrorenen „Dienstleistungen" konnte 
selbst eine an Steuerhinterziehung ge­
wöhnte Finanzverwaltung nicht durch­
gehen lassen. Die riesigen Geld-Trans­
fers nach Luxemburg ließen die Ban­
ken-Architektur dort boomen, sodaß 
sich die FAZ fast ganzseitig im Feuille­
ton (!,T.E.) am 28.01.94 damit ausein­
andersetzt. Es langt, die Überschrift zu 
zitieren ,, 'Hier ist Dein Geld' - Burgen 
für die Kapitalflucht: Neue Bankenar­
chitektur in Luxemburg." - Aufschluß­
reich ist auch der Bilduntertext des vor­
gestellten Hauses der 'Deutschen Bank' 
in Luxemburg: ,,Zinnenbewehrte Geld­
burg mit Panikbeleuchtung" ... 

Steuereinnahmen in Mrd. DM, 1994 geschätzt (Quelle: NWB 3011994) 

1991 1992 1993 1994 

Steuereinnahmen gesamt 661,9 731 ,8 749,2 

Lohnsteuer 214,2 247,3 258,0 + ca. 2% 

Umsatz- bzw. 
Mehrwertsteuer 179,7 197,7 216,3 + ca. 6% 

Mineralölsteuer 47,3 55,2 56,3 

Massensteuern gesamt 41,2 500,2 530,6 

Massensteuern an den 
Gesamtsteuereinn. 66,7% 68,4% 70,8% 

Einkommensteuer 41,5 41,5 33,2 - ca. 30% · 

Körperschaftssteuer 31,7 31 , 1 27,8 -ca. 40% 

Veranlagte Steuern gesamt 73,2 72,6 61,0 

Veranlagte Steuern an den 
11,1% 9,9% 8,1% Gesamtsteuereinn. 
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Trotz der Geldtransfers nach Lu­
xemburg steigt das Geldvermögen in 
Deutschland weiter. Die FAZ vom 
27 .10. 94 teilt mit, daß es jetzt schon vier 
Billionen DM beträgt: ,,Je Kopf errech­
net der Verband (gemeint ist der Bun­
desverband der Deutschen Volksban­
ken und Raiffeisenbanken, T.E.) im 
Osten ein Geldvermögen von 142.000 
DM, im Westen von 55.000 DM." Nun 
sind solche Durchnittsangaben immer 
sehr heikel, weil sie nichts über die 
Verteilung aussagen. Sie zeigen in die­
sem Fall angesichts der erheblich ge­
ringeren Geldvermögen (Wohneigen­
tum ist hier nicht inbegriffen) in den . 
breiten Schichten der Bevölkerung, 
daß relativ wenige Personen über im­
mense Geldvermögen verfügen müssen. 

Auch die aus der schlechten Aus­
stattung der Finanzämter resultieren­
den Steuerhinterziehungsbeträge (jähr­
lich über · 150 Milliarden DM) stellen 
eine „stille Subvention" für die Begün­
stigten und Unternehmer dar. Sie ste­
hen in krassem Kontrast zu den Mehr­
belastungen, mit denen Lohnabhängige 
ab dem 01.01.95 zu rechnen haben: 

Liebe Leserinnen und Leser, 
im vergangenen Jahr 1994 hat sich 

die „neue spw" aus unserer Sicht posi­
tiv entwickelt, auch die politische Be­
deutung der Zeitschrift und des spw­
Zusammenhangs sowie die Zahl unse­
rer Abonnentinnen sind deutlich gestie­
gen. Vielen Dank allen, die uns dabei 
unterstützt haben. 

Um weitere Fortschritte zu errei­
chen, sind wir auch in Zukunft vor al­
lem auf die Mithilfe unserer Leserin­
nen und Leser angewiesen. Bitte weist 
in Eurem Umfeld auf die spw hin und 
nutzt unsere Werbekarten, um Interes­
sierte für ein Abonnement zu gewinnen 
oder ihnen Probehefte zu bestellen. · 

Wir suchen auch weitere Genossin- · 
nen, die bereit sind, als „ Ver­
triebsagentin" für spw tätig zu werden. 
Diese erhalten von uns regelmäßig eine 
gemeinsam festzulegende Zahl der ak­
tuelltm Hefte und sonstigen Publikatio­
nen zu besonderen Konditionen und 

Wiedereinführung des „Solidaritätszu­
schlages", Erhöhung der Versiche­
rungssteuer von 12% auf 15%, erstma­
lige Beiträge zur Pflegeversicherung. 
Dazu kommen noch erhöhte kommuna­
le Gebühren, Steuern und Preise. Damit 
versuchen die Gemeinden und Städte 
u.a. die finanziellen Mehrbelastungen, 
die ihnen vom Bund aufgebürdet wer­
den, auszugleichen. Auch die rot-grün 
dominierten Gemeinden geben so den 
Druck aus Bonn an die Nichtbegünstig­
ten weiter. 

Auf dem Hintergrund einer stark an­
gewa~hsenen Steuer- und Abgabenlast 
wird die boomende Steuerhinterzie­
hungsliteratur für die weniger Betuch­
ten nachvollziehbar. · Die Titel verraten 
den Wunsch auch der weniger Begün­
stigten, Steuern „ vermeiden" zu wol­
len: ,,Steuerparadiese ·für Deutsche", 
,,Schwarzgeld - was tun?" (5. Auflage!), 
„Ein Konto im Ausland~ (4. Auflage 
1994), ,,Schwarzgeld-Anlagen in der 
Praxis" (3. Auflage) ... 

Die neuen Pläne aus Bonn, nämlich 
die Gewerbekapitalsteuer zum 
01.01.96 abschaffen zu wollen, wird 

mit Rückgaberecht, um sie in ihrem 
Umfeld und auf Veranstaltungen usw. 
weiterzuverkaufen und so auch den Be­
kanntheitsgrad von spw zu steigern und 
neue Abonnentinnen zu werben. Wer 
daran möglicherweise interessiert ist, 
melde sich bitte . bei unserem 
Redaktionssekretär. 

An dieser Stelle auch noch mal ein 
Hinweis auf den Verein zur Förderung 
von Demokratie und Völkerverständi­
gung, der unsere Aktivitäten fördert 
und unterstützt. Mitglieder erhalten 
mehrmals jährlich Infos und Einladun­
gen zu den Veranstaltungen des spw­
Zusammenhangs. Die Beiträge zu 
diesem gemeinnützigen Verein sind 
steuerlich absetzbar. Wir bitten alle 
Freundinnen und Freunde unseres Pro­
jektes, diesem Verein beizutreten, wei­
tere Informationen und Beitritts­
formulare sind über das spw-Büro er­
hältlich. 

In diesen Tagen wird übrigens auch 
der Abopreis · für 1995 abgebucht oder 
die Rechnung zugesandt. Alle Abon­
nentinnen, die es noch nicht getan 
haben, möchten wir nochmals herzlich 
bitten, uns eine Genehmigung für den 
Lastschrifteinzug zu erteilen, da dies 
Verfahren uns und den Abonnentinnen 
einiges an Kosten und Arbeit erspart. 

allein für die Stadt Frankfurt zu einer 
jährlichen Einnahmen-Einbuße von ca. 
300 Millionen führen (vgl. Stadt-FR v. 
05 .11. 94). Diese Maßnahme wäre auch 
demokratiefeindlich, weil sie zu einer 
erheblichen Beschneidung der kommu­
nalen Selbstverwaltung führen würde. 
Auch diese Entscheidung werden die 
Nichtbegünstigten durch erhöhte kom­
munale Gebühren und Abgaben sowie 
Streichung von sozialen Leistungen zu 
,,zahlen" haben. 

So wird auch im neuen Jahr vom 
,,tiefen Griff in des Bürgers Tasche" 
berichtet werden müssen. Gleichzeitig 
aber müssen die Reichen und Unter­
nehmer in· einem immer geringeren 
Umfang zur Staatsfinanzierung beitra­
gen. Das aus dem Grundgesetz abgelei­
tete Sozialstaatsprinzip wird weiter 
durchlöchert und der damit im Zusam­
menhang stehende Grundsatz der Be­
steuerung nach der wirtschaftlichen 
Leistungskraft fortschreitend zur Farce 
degradiert. 

Im neuen Jahr 1995 gibt es auch bei 
spw einiges Neues: 
• Die Redaktion ist erweitert worden. 
Neben den bisherigen Mitgliedern Gi­
sela Becker, Uwe Kremer, Heiner 
Kockerbeck, Fiete Saß, Ralf Schmitz 
und Claudia Walther werden der Re­
daktion Ulrike Hensel, Christoph Mey­
er, Stefan Schostok, Joachim Schuster, 
Norbert Sprafke, Silvia Rosendahl und 
Reinhold Rünker angehören. Birgit Zo­
erner verläßt die Redaktion wegen zu­
nehmender beruflicher Belastung, wir 
danken ihr ganz herzlich für ihre in den 
letzten Jahren · geleistete Arbeit und 
wünschen ihr alles Gute. 
• Im Sekretariat des Verlags verläßt 
uns leider Kerstin Trostmann, auch ihr 
vielen Dank und die besten Wünsche. 
In Zukunft wird Montags und Diens­
tags Katja Masur als Verlagsmitarbei­
terin im spw-Büro arbeiten. Der Re­
daktionssekretär Ralf Krämer ist in re­
daktionellen Angelegenheiten auch un­
ter Tel. 0231-401411 zu erreichen. 
• Von dem veränderten Umschlag 
und der anderen Papiersorte, die wie 
die bisherige aus 100% Recycling-Ma­
terial produziert wird, erwarten wir 
uns ein ansprechenderes Erscheinungs­
bild und bessere Lesbarkeit und Wie­
dergabequalität der Fotos. 
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Bewegung • 1m Bosnien krieg? 

E kommt Bewegung in den Bos­
nienkrieg. Jimmy.Carter, der Über 

ringer strategischer Wechsel in 
der US-Außenpolitik, hat einen Waffen­
stillstand erreicht, vielleicht den ersten 
mit einer Chance auf Erfolg. Nachdem 
Carter Nordkoreas Isolation beendete 
und den haitischen Machthabern mitteil­
te, daß die Clinton-Administration sie 
ni.cht mehr länger dulden werde, soll er 
nun den durch den Krieg geschaffenen 
Status quo akzeptieren. 

Nachdem das wenig konsequent 
verfolgte Embargo gegen Serbien end­
lich griff, ließ Milosevic die serbischen 
Bosnier ihren Krieg alleine weiterfüh­
ren, um sein Land nicht noch tiefer ins 
Desaster zu treiben. Dainit stellte sich 
aber ein Kräftegleichgewicht zwischen 
den Kriegsparteien ein, das den Krieg 
mehr und mehr auf Kosten der Zivil­
bevölkerung verlängert, ohne daß die 
moslemischen Bosnier auch nur eine 
Chance hätten, noch Landgewinne zu 
erzielen. Sie hofften bisher auf die Un­
terstützung des Westens, die ihnen ja 
wieder und wieder vorgegaukelt wurde. 
Nicht zuletzt deswegen hatten sie sich 
mehrfach in aussichtslose Kämpfe ge­
schmissen, da die NATO ja schon helfen 
werde. (Was sie aber auch nur gelegent­
lich tat.) 

In den USA wurde aber von den Be­
fürwortern militärischer Aktionen mitt­
lerweile realisiert, daß Karadzic diesen 
Krieg gewonnen hat und nur eine mas­
sive Intervention mit Bodentruppen dies 
verhindern kann. Eine solche Interven­
tion kommt allein schon der zu erwar­
tenden hohen Verluste wegen für den 
Westen nicht in Frage. Daher stellen die 
westlichen Staaten die Moslems nun vor 
die Alternative, entweder den „Kriegs­
stand" zu akzeptieren oder aber den 
Krieg bis zum bitteren Ende - von der 
UNO verlassen - alleine durchzustehen. 

. George Bushs Jugoslawien-Experte 
George Kenny, der in den letzten Jahren 
einer der aktivsten Lobbyisten für die 
bosnische Regierung unter Alija Izet­
begovic war, kündigte Anfang Dezem­
ber denn auch seine Solidarität mit der 
bosnischen Regierung auf und stellt gar 
fest: ,,Der Westen sollte der bosnischen 
Regierung eine Lösung aufzwingen." 

• Heiko Kretschmer, Marburg, stellvertretender 
Juso-Bundesvorsitzender 
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Jeder weiß, daß die Moslems un­
gern alleingelassen sterben werden und 
daher den Abzug der UNO-Truppen zu 
verhindern versuchen. Darum ersinnt 
die NATO die irrsinnige Strategie, 
Blauhelm-Truppen der Vereinten Na­
tionen im Rahmen eines Kampfeinsat­
zes der NATO aus Bosnien herauszu­
bomben, um so den Bosnieiikrieg von 
der politischen Tagesordnung streichen 
zu können. Eine tödliche Strategie, die 
obendrein die Frage an die islamischen 
Staaten richtet, ob sie sich weiterhin 
auf schriftliche Protestnoten beschrän­
ken oder ob sie militärisch auf die 
,,Hilferufe" aus Bosnien reagieren. 

Die deutsche 
Tornado-Debatte 

Genau diese mörderische Aufgabe 
sollen die deutschen Tornados mit ih­
rem ECR-System übernehmen. Von ih­
nen erhoffen sich die Militärs die Mög­
lichkeit, den Abzug der Blauhelm-Trup­
pen aus der Luft zu unterstützen. Die 
Tornados sollen Transporter-Flugzeu­
ge schützen und Luftabwehrgeschütze 
der Serben entdecken und zerstören, 
bevor diese ihrerseits einen Angriff 
entfalten können. Es gibt mittlerweile 
etliche Zweifel, ob dieses Vorhaben 
militärtechnisch überhaupt funktio­
niert. Doch eines ist klar: Die Planungen 
sind perfide. Die Tornados leiten den 

von Heiko Kretschmer* 

Abzug der Blauhelm-Soldaten und da­
mit die nächste Stufe der Eskalation ein. 

In der Diskussion in der Bundesre­
publik wird hier eine bewußte Verdre­
hung der Tatsachen vorgenommen. 
Nicht - wie behauptet - die Eskalation 
des Krieges wäre der Auslöser für den 
Abzug der UN-Soldaten, sondern ge­
nau dieser Abzug ist Auslöser für die 
dann folgende Eskalation. Der Einsatz 
der Tornados diente also nicht dem 
Schutz der Blauhelm-Soldaten, sondern 
dem unkontrollierten Sterben in Bosni­
en. Dieses Sterben wird womöglich 
noch durch die von der neuen Mehrheit 
des US-Kongresses gewünschte Aufhe­
bung des Waffen-Embargos gegen die 
moslemischen Bosnier angeheizt 

Dennoch ist die Tornado-Debatte in 
der Bundesrepublik ein geschickter 
Schachzug. Zum einen ist dies der 
wohl niederschwelligste denkbare 
Kampfeinsatz, in den die Bundeswehr 
involviert werden kann. Die Gefahr, 
daß deutsche Soldaten tot zurückkom­
men, ist zudem sehr gering. Anderer­
seits steht die Opposition vollständig 
hilflos neben dieser Diskussion. Jegli­
chen Konzeptes entledigt, muß dies zu 
einem wirren Streit innerhalb der SPD 
führen. Der Parteivorsitzende will den 
Bündnispartnern und UN-Soldaten hel­
fen, seine Stellvertreterinnen Lafontai­
ne und Wieczorek-Zeul wollen knapp 
50 Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges 
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nicht wieder deutsche Soldaten auf dem 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 
einsetzen. Sie wissen, daß dies eslcalie­
rend wirken muß. Aber ein durchgän­
giges Konzept zur Bosnien-Politik oder 
gar zur bundesdeutschen Außenpolitik 
insgesamt haben auch sie nicht. 

So ist die SPD gezwungen, jeden 
Konflikt erst wieder neu zu überdenken 
und nach wochenlangem Zögern wider­
sprüchlich zu kommentieren. Schließ­
lich führt dies Schritt für Schritt zur 
Anpassung der SPD an den Kurs der 
Militarisierung der bundesdeutschen 
Außenpolitik. Dieser Rechtsschwenk ist 
offensichtlich nur von den wenigsten 
Akteuren (z.B. Karsten Voigt) bewußt 
herbeigeführt, die meisten begeben ihn 
aus reiner Ideenlosigkeit. Das Verhal­
ten der SPD nach der Explosion des 
Konfliktes um Tschetschenien demon­
striert dies nachhaltig. Dies ist umso fa­
taler, als gerade die Bundesrepublik im 
Konzert der großen Mächte stark genug 
ist, um dort eine andere Politik für Bos­
nien einzuleiten. 

Für eine andere 
Bosnienpolitik 

Wie muß eine solche „neue" Bosni­
en-Politik aussehen? Eigentlich liegt es 
auf der Hand und die jüngsten Entwick­
lungen unterstreichen es nochmals. Die­
ser Krieg wird entweder von einer Seite 
gewonnen oder aber es ergibt sich eine 
Situation, in der beide Seiten glauben, 
daß sie eigene Vorteile aus diesem Frie­
densschluß ziehen können. Das um­
kämpfte Land kann jedoch nur einmal 
verteilt werden, die notwendigen Anrei­
ze für einen Friedensschluß müssen also 
von außen angeboten werden. Statt im 
Bosnien-Konflikt die Politik der UNO 
immer weiter zu militarisieren, hätte der 
Westen längst entsprechende Angebote 
machen müssen. Gleichzeitig muß sich 
die UNO wieder auf ihren humanitären 
Auftrag besinnen und allen Menschen 
gleichermaßen Kleidung, Essen, Dek­
ken, Medikamente etc. zur Verfügung 
stellen. Niemand kann glaubwürdig hu­
manitär für alle Notleidenden tätig sein 
und gleichzeitig mittels Kampfeinsätze 
fliegender NATO-Staffeln direkt in die­
sen Krieg eingreifen. Daher muß die 
NATO vor jeglicher weiterer Aktion ge­
stoppt werden. 

Derweil muß die UNO einen Auf­
bauplan (,.Frieden gegen Wohlstand 
und Entwicklung") für die gesamte Re­
gion entwickeln und die Gelder für ei-

neo solchen „Friedensaktionsplan" 
auftreiben. Dieser Friedensaktionsplan 
ist die Grundlage für den Wiederaufbau 
einer Zivilgesellschaft, der notwendi­
gen Infrastruktur, der Gesundheitsver­
sorgung und des Bildungswesens. Die 
finanzielle Ausstattung eines solchen 
Fonds für einen Friedensaktionsplan ist 
allerdings an konkrete Schritte der Be­
friedung zu binden. 

Ein erster Schritt des Friedensakti­
onsplans kann hier ein Abkommen zwi­
schen den Kriegsparteien zur Schaffung 
waffenfreier Zonen und zur stufenwei­
sen Entwaffnung sein. Denn hier hat Ru­
dolf Scharping ja einmal Recht: Die 
Schutzzonen bieten den Menschen kei­
nen Schutz vor bewaffneten Konflikten, 
dies bieten nur waffenfreie Zonen. Doch 
die entstehen nicht durch Appelle im 
Deutschen Bundestag. Auch jede er­
zwungene Entwaffnungsaktion eska­
liert den Krieg nur weiter. Die NATO­
Luftangriffe haben dies eindrucksvoll 
vor Augen geführt. 

Wenn sich der Westen nun in der 
eingetretenen „No-win-situation" 1 den 
Friedensschluß „erkauft", werden vie­
le gerade auf der Linken aufschreien. 
Galt hier doch immer das Argument, 
daß diese Anerkennung des Status quo 
faktisch einen 70%igen Sieg Karadzics 
anerkennt, moralisch verwerflich und 
eine Ermunterung für jeden weiteren 
Potentaten in Europa sei, seine Ansprü­
che gewaltsam anzumelden. 2 

Dem sei hier erstens entgegnet, daß 
das Recht der bosnischen Menschen auf 
ihr eigenes Leben wohl das höchste 
moralische Gut ist, das es nicht sinnlos 
aufs Spiel zu setzen gilt. Zweitens wäre 
die Alternative des militärischen Ein­
greifens des Westens die Anerkennung 
der Politik Karadzics, daß Krieg die 
Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln ist, und damit letztlich eine Ka­
pitulation vor der Politik der Gewalt in 
Europa. 

Prävention von Krieg als 
zentrale Aufgabe 

Drittens aber stellt ein solcher „Frie­
densaktionsplan" eine Grundlage für 
gemeinsames Handeln der Vereinten 
Nationen dar. Dies wäre eine neue Qua­
lität politischen Handelns, die von wei­
teren Maßnahmen (Errichtung einer In­
ternational Development Organisation, 
Aufbau von Kapazitäten zum conflict­
finding und zur Konfliktforschung, 
konsequenter · Katalog positiver und ne-
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gativer Sanktionen) begleitet werden 
muß, denn nur wenn die Vereinten Na­
tionen künftig im Vorfeld einer gewalt­
tätigen Eruption Konflikte regulieren, 
bestehen reale Chancen, diese Konflikte 
wirklich zu deeslcalieren. Ernst-Otto 
Czempiel3 betont korrekterweise, daß 
Kriege nach ihrem Ausbruch nicht 
mehr in jedem Fall zu schlichten sind, 
sondern sich - im brutalen Sinne dieses 
Wortes - nur noch totlaufen können. 
Denn dort, wo Krieg beginnt, ist Politik 
beendet. Wer also sichergehen will, ei­
nen Konflikt zu regulieren und unter­
halb der Ebene eines bewaffneten Kon­
fliktes beizulegen, der muß vor der 
Eruption der Gewalt auf den Plan tre­
ten. Auch hier spricht das jüngste Bei­
spiel in Tschetschenien Bände. Hätte 
der Westen vor dem blutigen Morden 
von Grosny agiert, wäre dieser Konflikt 
nie so eskaliert. Mögliche Kompromis­
se ließen sich ja offenbar fmden, wenn 
man russischen Menschenrechtlerinnen 
Glauben schenken darf. 

Bevor eine Regierung und das Mili­
tär die eigene Bevölkerung in den Krieg 
schicken kann, muß sie die entsprechen­
de Bereitschaft der Menschen erzeugt 
haben. Schließlich stirbt niemand gerne 
einfach so. Jede Kriegsabsicht oder 
auch nur jeder Versuch, einen Konflikt 
bis an die Grenzen eines Krieges zu es­
kalieren, muß durch entsprechende 
Eingriffe in das gesellschaftliche Be­
wußtsein der Menschen vorbereitet 
werden. Die Zivilgesellschaft muß 
ebenso kriegsvorbereitend formiert 
werden. Dieser Vorgang wird mit Zu­
nahme der Komplexität der jeweiligen 
Zivilgesellschaft immer schwieriger. 
Nur wer die Not des eigenen Volkes 
mißbrauchen, mit den Ängsten spielen 
und Haß in den Köpfen der Menschen 
erzeugen kann, wird einen Krieg vom 
Zaune brechen können, ohne daß die 
eigenen Leute aufbegehren. In diesen 
Prozeß gesellschaftlicher Formierung 
muß von außen eingegriffen werden. 
Es ist erforderlich, den Menschen in 
Bosnien Alternativen und Perspektiven 
aufzuzeigen. 

1 Zur Beschreibung der .No-win-situation· sie­
he auch: N. Mappes-Niedeck: Nach Bihac, 
in: BI. f. dt. u. internat. Politik 1/95, S. 7 

2 Dem stellen dann ja Poppe, Cohn-Bendit oder 
Duwe bezeichnenderweise auch eine .humani­
täre Intervention zur Wiederherstellung eines 
multi-ethnischen Bosnien• entgegen, eine 
Idee, deren Formulierung sich schon selber 
widerspricht. Oder wollen sie neben jedem 
Haus in Bosnien einen Soldaten stationieren? 

3 E.O. Czampiel: Funktion und Reformbedarf des 
Weltsicherheitsrates, in: BI. f. dt. u. internat. Po­
litik 11 /94, S. 1330 
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Das 11

neue Asyl(un)recht'' 

A
m 01.07.1993 hat der Bundestag 
mit Zweidrittelmehrheit das 
Grundgesetz geändert und damit 

ein -neues Asylrecht geschaffen, bzw. 
das bis dahin bestehende Asylrecht fast 
vollkommen abgeschafft. Am 
01.11.1993 trat das dazugehörige n~vel­
lierte Ausländer- und Asylverfahrensge­
setz in Kraft und das neu geschaffene 
Aylbewerberleistungsgesetz. 

Die Auswirkungen des neuen Asyl­
rechts werden von der Bundesregierung 
als großer Erfolg betrachtet. Statistisch 
hat es dazu ge~, daß die Zahl der 
Asylbewerber in 1994 gegenüber dem 
Vergleichszeitraum 1993 um fast zwei 
Drittel zurückgegangen ist. 

Schon im Vorfeld hatten viele Orga­
nisationen und Einzelpersonen vor die­
ser Grundgesetzänderung gewarnt - und 
nach über einem Jahr Abschiebungs­
und Asylverhinderungspraxis hat die 
Wirklichkeit viele Befürchtungen noch 
übertroffen. 

Wir haben: 
• exteritoriale Lager auf Flughafenge­
länden für Flüchtlinge aus sog. sicheren 
Herkunftsländern und für die, deren Rei­
sedokumente fehlen oder gefälscht sind, 
• sog. sichere Herkunftsländer, von de­
nen viele nach den Belegen von amnesty 
international, Menschenrechtsorganisa­
tionen und der UN als solche überhaupt 
nicht eingestuft werden können, 
• das Prinzip der sog. sicheren Dritt­
staaten, wonach nicht mehr der Flucht­
grund, sondern det Fluchtweg maßge­
bend ist, 
• die im Schnellverfahren arbeitenden 
Außenstellen des Bundesamtes für die 
Anerkenpung ausländischer Flüchtlinge 
mit Anhörungen., die oftmals mit unge­
eigneten Dolmetschern durchgeführt 
werden, 
• immer mehr Lager und Sammelun­
terkünfte in Deutschland, 
• die Gutschein- bzw. Gemeinschafts­
verpflegungspraxis, 

• Heiko Kauffmann ist Sprecher der Flüchtlingsor­
ganisation Pro Asyle.V .. Pro Asyl ist die Bun­
desarbeitsgemeinschaft, in der sich Flüchtlings­
räte, Vertreter von Menschenrechtsorganisatio­
nen, Kirchen, Gewerkschaften, Wohlfahrtsver­
bänden und Initiativen für die Verbesserung der 
Situation von Flüchtlingen und des Flüchtlings­
schutzes zusammengeschlossen haben. 
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• eine rigorose Abschiebungspraxis, 
flankiert durch neu eingerichtete Haft­
häuser und spezielle Abschiebegefäng­
nisse, in denen Menschen eingesperrt 
werden, ohne kriminell zu sein, 
• Rückübernahmeabkommen, die täg­
lich Menschen ins Elend deportieren; 
Rückübernahmeabkommen, über die 
der Bundesinnenminister sagt, "es sei 
ihm egal, ob dieser andere Staat das Prü­
fungsverfahren durchführt oder ob er 
sich seiner Pflicht entledigt", 
• von diesem Innenminister eingesetz­
te Spähhubschrauber gegen Flüchtlinge, 
Infrarot~Technik im Grenzüberwa­
chungsgebiet ... , 
• nach wie vor Entscheidungen des 
Bundesamtes für die Anerkennung aus­
ländischer Flüchtlinge, die Asylsuchen­
den immer wieder ( etwa vergewaltigten 
Flüchtlingsfrauen aus Bosnien) die An­
erkennung versagen, ihnen darüber hin­
aus zynischerweise auch noch den Ab­
schiebungsschutz versagen - ebenso 
wird Kurden, Palästinensern und ande­
ren Bürgerkriegsopfern notwendiger 
Schutz regelmäßig vorenthalten und 
Menschen aus den Kriegs- und Bürger­
kriegsgebieten in Afrika, wo die heftig­
sten und grausamsten Kämpfe toben, 
kommen laut entsprechender Bescheide 
aus Regionen, in die angeblich gefahrlos 
abgeschoben werden kann ... 

Was wir nicht haben - und das sollte 
ja nun auch nach Aussagen vieler Ver­
fechterinnen der Asylrechtsänderung in 
der SPD ein positiver Effekt der Grund­
gesetzänderung sein - ist, 
• die versprochene Bleiberechtsrege­
lung und der Sonderstatus für Flüchtlin­
ge aus Bürgerkriegsgebieten, die da­
durch weiterhin oftmals einer inhuma­
nen Verfahrenspraxis ausgesetzt sind. 

Der Zustand der Republik 

Im Kern der Debatte über die Ände­
rung des Artikels 16 des Grundgesetzes 
- und in der Art sie zu führen - ging es 
nicht vorrangig um Flüchtlinge und Zu­
wandererlnnen, sondern um uns selbst, 
den Zustand der Republik : 
• Die Demontage des Grundrechts auf 
Asyl war nur die erste Etappe in einem 
Verteilungskampf, dessen zweite Runde 
wir gegenwärtig im weiteren Abbau von 

von Heiko Kaujfmann* 

Sozialleistungen, höheren Belastungen 
der Arbeitnehmerinnen und dem Ver­
such erleben, weitere demokratische 
Rechte und Errungenschaften abzubau­
en. 
• Die Debatte um die Änderung des 
Asylrechts und die gebetsmühlenartige 
Wiederholung der Aussage "die Bun­
desrepublik Deutschland sei kein Ein­
wanderungsland" hat mehr zur Entste­
hung von Rassismus und Fremdenfeind­
lichkeit in diesem Land beigetragen als 
alles andere. Denn eine solche "Lebens­
lüge" macht es kurzfristig einfacher, 
wegzusehen, wegzudrängen, auszugren­
zen, den anderen und die anderen nicht 
wahrnehmen zu wollen, sich über sie zu 
erheben und nur sich selbst, seine eige­
nen Rechte und sein eigenes W ohlerge­
hen zu sehen. 
• Dem individuellen Rassismus der 
Rechtsradikalen und Verführten wird 
durch noch so viele pädagogischen Auf­
klärungsprogramme .nicht erfolgreich 
begegnet werden können, wenn die poli­
tischen Parteien nicht endlich bereit 
sind, den institutionellen Rassismus die­
ser Gesellschaft abzuschaffen, der sich 
in dieser Lebenslüge und den daraus ab­
geleiteten Maßnahmen, Asylbeschleuni­
gungsgesetzen, Verfahrensvorschriften, 
minderen Sonder-"Rechten" und in der 
Verweigerung der Einleitung gesell­
schaftlicher Reformen mit dem Ziel der 
Herstellung weltweiter sozialer Gerech­
tigkeit ausdrückt. 

Der Norden 
ist verantwortlich 

Auch wenn sich die Asylgesetze und 
die Flüchtlingszahlen hier ändern - die 
Fluchtursachen in den Herkunftsländern 
der Flüchtlinge haben sich nicht geän­
dert. Für sie tragen die Industrienationen 
- an entscheidender Stelle auch Deutsch­
land - aus politischen und ökono­
mischen Gründen eine so hohe Verant­
wortung, wie sie selbst fortwährend 
Ursachenfaktor für die Verarmung der 
Dritten Welt, für ungerechte Wirt­
schaftsstrukturen, für Waffenexporte 
und für die Aufrechterhaltung von Ter­
rorregimen sind. Die westliche, unsere 
Art zu wirtschaften, unser Lebensstil 
fordern täglich mehr Opfer und be-
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·schwören den ökologischen . Kollaps 
herauf. So bringt der Verfall der Roh­
stoffpreise unserer Wirtschaft Vorteile 
in Milliardenhöhe. 

Dabei geht - gemäß eines Berichtes 
von Pro Asyl - mit den verschärften 
rechtlichen Bedingungen einher eine 
zunehmende Leisetreterei der Bundes­
regierung gegenüber Staaten mit 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
und einem innenpolitisch nur noch 
"kosmetischen Menschenrechtsschutz" 
für Flüchtlinge. Viele Lageberichte des 
Auswärtigen Amtes legen die Ver­
mutung "einer absichtsvollen Verharm­
losung der Menschenrechtssituation in 
vielen Herkunftsländern" nahe, die zur 
Nichtanerkennung vieler bedrohter 
Flüchtlinge führt. Es ist politische Heu­
chelei, den Krieg in "Ex-Jugoslawien" 
zwar als „völkerrechtswidrig" anzupran­
gern, aber denjenigen Zuflucht und 
Hilfe zu versagen, die ihm entfliehen. 
Auch der UNHCR hat wiederholt gefor­
dert, Abschiebungsschutz auch für 
Flüchtlinge zu gewähren, die zum Zeit­
punkt ihrer Flucht gezwungen waren 
oder bei ihrer Rückkehr gezwungen 
wären, an völkerrechtswidrigen Hand­
lungen teilzunehmen und bei denen in­
sofern eine potentielle Strafe für Deser­
tion oder für Nichtbefolgung der Einbe­
rufung als Verfolgung angesehen wer­
den muß. 

Zusammengefaßt muß gesagt wer­
den: 
• Die deutsche Asyl- und Ausländer­
politik der letzten 30 Jahre, die sich vor 
allem in einer zunehmenden Verschär­
fung von Gesetzen ausdrückt, ist gründ­
lich gescheitert; 
• eine glaubwürdige Flüchtlings- und 
Migrationspolitik kann und darf sich 
nicht auf administrative Abwehrmaß­
nahmen gründen; 
• ein rein juristisches Instrumentarium 
von asyl- und ausländerrechtlichen 
Maßnahmen ist untauglich, den Auswir­
kungen globaler Entwicklungen ange­
messen zu begegnen; 
• der übliche verengte Blick nationaler 
Egoismen und eine rein reaktive Asyl­
politik, die vorrangig nur die für die 
westlichen Aufnahmeländer sich erge­
benden Folgen und Konsequenzen ~er 
Flucht, nicht aber deren Wurzeln und 
Entstehungsbedingungen untersucht, 
wird nicht zur Lösung des weltweiten 
Flüchtlingsproblems ~itragen, sondern 
es eher noch verschärfen und zu einer 
Zunahme von Ressentiments und Ras­
sismus beitragen. 

Eine umfassende Flüchtlings- und 
Migrationspolitik muß vor allem die zu­
nehmende Komplexität von Fluchtursa­
chen, die Lebensrealität und die Bedin­
gungen von Flüchtlingen berücksichti­
gen, die sie zur Flucht treiben. Nicht die 
Flüchtlinge, sondern die Fluchtursachen 
sind zu beseitigen. 

Im Mittelpunkt unserer innergesell­
schaftlichen Herausforderung steht 
künftig die Aufgabe, die Würde des 
Menschen, und zwar aller Menschen in 
Deutschland zu wahren. Es geht um den 
Artikel 1 unserer Verfassung und damit 
um die Substanz dieses Staates. Nicht 
mehr Einmischung des Nordens, 
sondern Einmischung im Norden müs­
sen die Bürger- und Menschenrechts­
bewegungen als zentrale Aufgabe 
erkennen. Ziel kann nur eine auf mehr 
Partizipation und Demokratie ausgerich­
tete Weltgemeinschaft sein, die alle 

Nicht mehr Einmischung 
des Nordens, sondern 
Einmischung im Norden 
müssen die Bürger- und 
Menschenrechtsbewe­
gungen als zentrale Auf­
gabe erkennen. 

überleben läßt und geeignete globale 
Umverteilungsprozesse in die Wege 
leitet. 

Mindestanforderungen 
an ein neues Asylrecht 
Die Organisation Pro Asyl hatauf der 

Grundlage der Erfahrungen eine Liste 
mit Mindestanforderungen an ein neues 
Asylrecht vorgelegt: 
• Die Drittstaatenregelung ist auszu­
setzen, denn sog. "sichere Drittstaaten" 
haben sich in der Praxis als nicht sicher 
erwiesen. 
• Die Anhörung des/der Ausländer/in 
darf frühestens am 7. Tag nach der Ein­
reise, nach einer Gelegenheit zur Ver­
fahrensberatung in eigener Sprache und 
Gelegenheit zur schriftlichen Antrags­
begründung durchgeführt werden. 
• Für Klagen und Anträge auf Gewäh­
rung vorläufigen Rechtsschutzes sollte 
die Rechtsmittelfrist einheitlich einen 
Monat betragen. Die Ausreisefrist hat 
auf jeden Fall mindestens einen Monat 
zu betragen und darf erst nach Ablauf 
der Rechtsmittelfrist beginnen. 
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• Die Regelungen über sog. ,.sichere 
Herkunftsstaaten" und für die Läger an 
Flughäfen sind ersatzlos zu streichen. 
• Sämtliche Sonderregelungen bezüg­
lich der Zustellungsvorschriften sind er­
satzlos zu streichen. 
• Die Institution des Bundesbeauftrag-
ten ist abzuschaffen. · 
• Der gesetzliche Zwang zur Unter­
bringung in Sammellagern ist zu been­
den. 
• Dem/der Asylantragsteller/in ist Ge­
legenheit zu geben, 'in der Erstaufnah­
meeinrichtung von der Möglichkeit ei­
ner unabhängigen Rechts- und Verf~­
rensberatung Gebrauch zu machen. 
• Bei der Feststellung von Abschiebe~ 
hindemissen ist eine Aufenthaltserlaub­
nis zu erteilen. 
• Die Bundesländer müssen das Recht 
erhalten, Abschiebestopps in eigener 
Kompetenz zu erlassen. 
• Inhaftierungen lediglich zur Siche­
rung der Abschiebungen sind unzuläs­
sig. 
• Ein eigener Rechtsstatus für Bürger­
kriegsflüchtlinge muß endlich verwirk­
licht werden. 
• Als Altfallregelung ist zu fordern: 
- Alle Flüchtlinge, die bisher vom 
Bundesamt anerkannt wurden, werden 
letztinstanzlich Anerkannten gleichge­
stellt. 
- Flüchtlinge aus Ländern mit hoher 
Anerkennungsquote, deren Verfahren 
vor dem 01.01.93 eingeleitet wurden 
und seitdem anhängig sind, erhalten auf 
Antrag und bei Rücknahme des Asylan­
trages eine Aufenthaltsbefugnis und Ar­
beitserlaubnis. 
- Flüchtlinge, deren Asylverfahren 
zum Zeitpunkt der Verabschiedung die­
ser Regelung bereits vier Jahre und län­
ger anhängig sind, erhalten auf Antrag 
und bei Rücknahme des Asylantrages 
eine Aufenthaltsbefugnis und eine Ar­
beitserlaubnis. 
- Flüchtlinge, die seit dem 01.01.91 
wegen tatsächlicher oder rechtlicher Ab­
schiebehindernisse im Besitz einer Dul­
dung sind, erhalten eine Aufenthaltsbe­
fugnis und Arbeitserlaubnis. 
• Das Asylbewerberleistungsgesetz ist 
ersatzlos zu streichen. 

Darüber hinaus ist ein europäisches 
Asylrecht erforderlich, das die Stan­
dards umsetzt, wie sie in den Empfeh­
lungen des Exekutivkomitees der Hohen 
Flüchtlingskommissarin der Vereinten 
Nationen, den Empfehlungen des Euro­
parates und im Handbuch der Hohen 
Flüchtlingskommissarin enthalten sind. 
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Energiestreit statt Energiekonsens 
Initiativen ohne die Energiewirtschaft 

Der Angriff 
der Stromwirtschaft 

Die Bemühungen um einen „Energie­
konsens" sollen im neuen Jahr wieder 
beginnen. Sie waren Ende 1993 ge­
scheitert. Der Verfasser dieses Kom­
mentars war bereits vor der ersten 
Runde der sogenannten Energiekon­
sensgespräche skeptisch über deren 
Si~. Es mochte mir nicht eirtleuchten, 
warum ausgerechnet diejenigen Teile 
der Energiewirtschaft besonders kon­
senswillig sein sollten, die bei einem 
konsequenten Energieeffizienzkurs und 
Umstieg auf erneuerbare Energien die 
Abschreibung ihrer Investitionen ge­
fährdet sehen müßten und damit die 
Verlierer einer ökologischen Energie­
wende wären. Der Verdacht lag und 
liegt nahe, daß sie unter „Energiekon­
sens" ein Investitionsschutzabkommen 
verstehen, was angesichts der langen 
Laufzeiten von Kraftwerken gleichbe­
deutend ist mit einer Bestandsgarantie 
und damit einer strukturkonservativen 
Einmauerung der Energiewirtschaft. 

Es leuchtet mir auch nicht ein, war­
um die politischen Institutionen, deren 
Auftrag die Gestaltung der allgemeinen 
Rahmenbedingungen nach Maßgabe des 
öffentlichen Interesses ist, ihre Gestal­
tungskompetenz an nicht gleichermaßen 
legitimierte Gesprächspartner abgeben 
sollen. M.a. W.: Politische Repräsentan­
ten in der Demokratie sollen viele Ge­
spräche führen, politisch entscheiden 
dürfen und müssen sie allein. Konsens­
verträge zwischen öffentlichen und pri0 

vaten Händen sind kein Ersatz für die 
Gesetzgebungskompetenz demokratisch 
gewählter Parlamente. 

Mehr und mehr zeigt sich überdies in 
den letzten Wochen, was die Strom­
wirtschaft tatsächlich vorhat: Sie macht 
mobil gegen die erneuerbaren Energi­
en, um deren Totalblockade zu erzwin­
gen. Deutlichster Hinweis dafür ist die 
Kampagne gegen das Stromeinspei­
sungsgesetz für erneuerbare Energien, 
das der Verband der deutschen Elektri­
zitätswirtschaft (VDEW) weghaben 

• Hermann Scheer MdB, Vorsitzender der euro­
päischen Sonnenenergievereinigung EUROSO­
LAR 
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will. Die Folge wäre, daß die hoff­
nungsvollen Anfänge in der Windener­
gie einen tödlichen Riß erhalten wür­
den. Da der VDEW aber weiß, daß 
über den Bundestag das Einspeisungs­
gesetz nicht mehr zu kippen ist, ver­
sucht er mittlerweile aufgrund eines 
gekauften Gutachtens die Verfassungs­
widrigkeit zu unterstellen und droht 
mit einer Verfassungsklage - eine Art 
Eröffnungszug für die „Energiekon­
sensgespräche". Der Spruch des Ver­
fassungsgerichts gegen den Kohlepfen­
nig dient dem VDEW als Beleg auch 
für die Verfassungswidrigkeit des Ein­
speisungsgesetzes. 

Alleine das letzte Beispiel zeigt, wie 
wenig von einem Energiekonsens zu 
erwarten ist, der im wesentlichen dar­
auf hinauslaufen soll, daß ein 
Investititionsschutzabkommen für die 
Energiewirtschaft getätigt wird. Dabei 
wird es bestenfalls auch landen, weil 
die Energiekonsensgespräche praktisch 
zwischen Regierung, Parteien und den 
großen Energieversorgungsunterneh­
men geplant sind. In Wahrheit ist es 
aber nötig, Initiativen zu entwickeln, 
die über die jetzige Energiewirtschaft 
hinausgehen, weil die solare Zukunft 
ganz andere Träger braucht und haben 
wird. 

Fragwürdige Regelungen 
in der Energiewirtschaft 

Die Erfahrung zeigt, daß Kampa­
gnen der oben dargestellten Art dann 
ihre Wirkung entfalten, wenn nicht 
massiv und präzise gegen.gehalten 
wird. Wir müssen entschiedener und 
deutlicher als bisher herausarbeiten, 
daß es sich bei dem Stromeinspeisungs­
gesetz nicht um eine Subvention han­
delt, wie es selbst Landesregierungen 
immer wieder behaupten. Es handelt 
sich um einen garantierten Marktzu­
gang gegenüber Energiekonzernen, die 
ihre regionale Monopolstellung diskri­
minierend gegen die erneuerbaren En­
ergien ausnutzen. Wenn es zu einer 
Auseinandersetzung vor dem Verfas­
sungsgericht kommen sollte, dann wird 
es im Gegenzug unvermeidlich not­
wendig werden, die Verfassungsmäßig-

von Hermann Scheer* 

keit zahlreicher gegenwärtiger Ener­
giewirtschaftsregeln in Frage zu stel­
len, z.B. 
• die mangelnde Preisgestehungs­
transparenz der Stromwirtschaft insge­
samt; 
• die skandalös niedrigen Haftungs­
obergrenzen bei Atomkraftwerkunfäl­
len; 
• die Fragen der Eigentumsrechte der 
Stromleitungen, die von Stromkunden 
oder privaten Stromeinspeisern bezahlt 
wurden; 
• die Möglichkeiten der Stromwirt­
schaft, über die Rücklagen für den Ab­
bruch von Kraftwerken selbst laufend 
verfügen zu können, während Wind­
kraftbetreiber dies nicht dürfen; 
• die Frage, ob ein Wirtschaftszweig 
seine M,mopolgewinne so nutzen darf, 
daß er sich mehr und mehr andere Wirt­
schaftsbereiche unter den Nagel reißen 
kann. 

Es kann sein, daß die nächste Runde 
des Konflikts zwischen Energie-Restau­
ration oder Energiewende mehr vor Ge­
richten als im Parlament ausgetragen 
werden muß. Wünschenswert wäre das 
nicht, aber vielleicht ist es unausweich­
lich. Jedenfalls muß man sich dafür 
wappnen. 

Kostengerechte 
Vergütung und/oder 

Zuschüsse? 

Daß die herkömmliche Stromwirt­
schaft gegen kostengerechte Vergütun­
gen ebenso ist wie gegen das Stromein­
speisegesetz ( dessen gesetzlich garan­
tierte Vergütung zumindest bei Solarzel­
len und auch noch bei Windkraftanlagen 
im Binnenland unterhalb der Kostendek­
kung liegt), überrascht nicht. Wenn 
schon, so ihr Standpunkt, dann soll die 
öffentliche Hand Zuschüsse geben. Sie 
sagt das aus zwei Gründen: Zum einen, 
weil die Zuschüsse von den öffentli­
chen Händen bezahlt werden, aber eine 
Stromvergütung von ihnen selbst zu be­
zahlen ist; zum anderen, weil sie dar­
auf hofft, daß Bund, Länder und Ge­
meinden sowieso nicht mehr genug 
Geld in den Kassen halten, um ein Zu-
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schußprogramm in einer Größenord­
nung und Breitenwirkung aufzulegen, 
die ihnen an die Nieren ihrer jetztigen 
Produktions- und Verteilungsstruktua 
ren gehen würden. Wenn es aber um 
ein großes öffentliches Programm aus 
Steuermitteln geht - etwa ein 100.000-
Dächer und -Fassadenprogramm für 
Solarzellen -, ist die Stromwirtschaft 
folgerichtig auch dagegen. Was die Po­
sition der Stromwirtschaft betrifft, so 
ist sie im Kern gegen jedes Breitenpro­
gramm für erneuerbare Energien, ob 
durch kostengerechte Vergütung oder 
durch Zuschüsse. Es geht ihr nicht um 
ein Fördermodell, sondern um die 
Blockierung einer ernsthaften Alterna­
tive. Zweifellos ist nämlich eine ko­
stengerechte Vergütung für eingespei­
sten Strom aus etneuerbaren Energien 
die optimale Einführungschance. Ge­
nerell eingeführt - d.h: bundes- oder 
europagesetzlich - würde sich die ener­
giewirtschaftliche Struktur in Windes­
eile ökologisieren lassen. 

Schon vorab ist es in letzter Zeit ge­
lungen, in einer Reihe deutscher Städte -
Aachen, Bonn, Freising u.a.m. - eine ko­
stengerechte Vergütung durchzusetzen. 
EUROSOLAR hat eine nicht unwichtige 
Rolle gespielt, als es um die Durchfech­
tung der energieaufsichtsrechtli<;hen Ge­
nehmigung des "Aachener Modells" in 
der nordrhein-westfälischen Landesre­
gierung ging. Wir haben über die Arbeit 
der Regionalgruppen dieses Konzept in 
Hamburg, Bonn oder Berlin auf die Ta­
gesordnung gebracht. Von EUROSO­
LAR stammt auch das Konzept eines 
100.000-Dächer-Programms, also ein 
Zuschußkonzept, und ich selbst habe 
dies in das Wahlprogramm der SPD ge­
bracht. Zuschüsse für die Installation 
von Stromanlagen für erneuerbare Ener­
gien auf der einen und kostengerechte 
Vergütung für dadurch erzeugten Strom 
auf der anderen Seite: Über das Verhält­
. nis beider Konzepte beginnt sich bei 
"uns" (d.h. in den Solarenergieorganisa­
tionen) eine Kontroverse abzuzeichnen, 
die einer konstruktiven Klärung bedarf. 
Entscheidend sind aus meiner Sicht die 
sich unterschiedlich entwickelnden 
Realitäten: 

Kommunale Initiativen 
und Zuschußkonzepte 

nötig 

Die eine Realität ist, daß - nach dem 
ersten Dammbruch zu Beschlüssen für 

eine kostengerechte Vergütung - nun­
mehr die Chance für kommunale Initia­
tiven viel größer geworden ist, für die­
se zu mobilisieren und politische Mehr­
heitsbeschlüsse dafür zu erwirken. Sol­
che Initiativen haben politischen Vor­
rang. Sie entfalten aber ihre Wirkung 
nur auf der Ebene solcher Gemeinden, 
die über ein eigenes Stromnetz - und 
damit über einen autonomen Rahmen 
für solche Entscheidungen - verfügen, 
und in denen es kommunalen Initiati­
ven für Solarenergie gelingt, erfolg­
reich die kommunale Öffentlichkeit zu 
mobilisieren und Mehrheitsbeschlüsse 
durchzusetzen. 

Die andere Realität ist, daß es vor­
läufig noch unwahrscheinlich ist, daß 
sich eine kostengerechte Vergütung 
bundesweit - durch eine entsprechende 
Novelle des Einspeisegesetzes - durch­
setzt. Angesichts der programmati­
schen Profile der mehrheitsbildenden 
Kräfte im Bundestag und Bundesrat in 
dieser Frage ist gegenwärtig vielleicht 
eine geringfügige Verbesserung des 
Stromeinspeisegesetzes erreichbar, 
aber noch nicht der Sprung in eine ko­
stengerechte Vergütung. Diese bundes­
weit für jeden Strom aus erneuerbaren 
Energien durchzusetzen, wird wohl 
erst möglich sein, wenn der öffentliche 
Druck auf die gesetzgebenden Organe 
zugunsten erneuerbarer Energien mas­
siv verstärkt worden ist, nicht zuletzt 
mit Hilfe von vermehrten und erfolg­
reich praktizierten kommunalen Mo­
dellen. 

Bis dahin sind aber noch Zuschuß­
konzepte nötig - vor allem dort, wo die 
Kommunen nicht über eigene Stromnet­
ze verfügen, also für die unmittelbaren 
Versorgungsgebiete der großen Ener­
gieversorgungsunternehmen. Klar ist, 
daß derartige Zuschüsse nur eine Krük­
ke sind und ein allgemeinverbindliches 
Ordnungsmodell nicht ersetzen können. 
Wenn man von Zuschüssen redet, sollte 
man im übrigen aber auch den entschei­
denden Unterschied zwischen minima­
len Alibibeträgen und der großangeleg­
ten Initiative für ein 100.000-Dächer­
Programm betonen. Ein solches würde 
auch den bisherigen Bürokratismus von 
Zuschüssen vermeiden und die KWh­
Kosten auf 30-35 Pfennige senken. Die 
Erfolgschancen einer bundesweiten In­
itiative für die kostendeckende Vergü­
tung würden dadurch entscheidend an­
gehoben werden. 
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Schutz · des Menschen 
und der . Umwelt 

Rezension zu: Enquete-Kommission 
• Schutz des Menschen und der Umwelt" 
des DeutschenBundestages (Hrsg.): Die 
Industriegesellschaft gestalten - Per­
spektiven für einen nachhaltigen Um­
gang mit Stoff- und Materialströmen 
(BT-Drucksache Nr.12/8260), Bundes­
anzeiger Verlagsgesellschaft mbH, 
Bonn 1994, 362 Seiten, DM 28,- zzgl. 
Porto. 

fgrund der Erkenntnis, daß ein 
Politikbereich fehlte, der als Ge­
enstück zur Energiepolitik die 

stofflich-materielle Seite des Wirtschaf­
tens und der Umweltbeanspruchung 
zum Gegenstand hat, ist vom Deutschen 
Bundestag auf Antrag der SPD-Fraktion 
Anfang 1992 eine Enquete-Kommission 
zu diesem Themenfeld eingerichtet wor­
den. Nach zweieinhalbjähriger Tätigkeit 
hat die Kommission nun ihren Bericht 
der Öffentlichkeit vorgelegt. Er gehört 
in die Hand aller, die sich ernsthaft und 
differenziert mit der stofflichen und 
ökologischen Seite industriellen Wirt­
schaftens befassen (wollen) und kompri­
miert neuere und neueste wissenschaft­
lich-technische Erkenntnisse, offene 
Problemstellungen, Handlungsfelder, 
Lösungsansätze, Anregungen und natür­
lich auch die Widerstände gegenüber ei­
nem angeblich zu weit gehenden Um­
weltschutz kennenlernen möchten. Da­
bei ist die komplizierte Materie über 
weite Strecken so verständlich und les­
bar aufbereitet worden, daß sie auch all 
denjenigen recht gut zugänglich wird, 
die nicht Natur- oder Ingenieurwissen­
schaften studiert haben. 

Auf der Basis von Leitbildern, die 
aus dem Konzept des "sustainable de­
velopment" (d.h. einer nachhaltig zu­
kunftsverträglichen Entwicklung) ent­
wickelt wurden, ist es der Kommission 
gelungen, Konturen einer hierfür erfor­
derlichen Stoffpolitik und 'Ansätze für 
ein Stoffstrommanagement zu erarbei­
ten. Unter Stoffpolitik ist die Gesamtheit 
der politischen Maßnahmen zu verste­
hen, mit denen Einfluß auf Art und Um­
fang der Stoffbereitstellung, der 
Stoffnutzung S'owie der Abfallentsor-

• Dr. Detlef Bimboes, Diplombiologe, Wiesbaden 
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gung genommen wird, um angesichts 
der Begrenztheit der Ressourcen und der 
eingeschränkten Belastbarkeit der 
Umweltmedien die stoffliche Grundlage 
der Wirtschaft langfristig zu sichern. 
Unter dem Management von Stoffströ­
men wird das zielorientierte, verant­
wortliche, ganzheitliche und effiziente 
Beeinflussen von Stoffsystemen ver­
standen, wobei die Zielvorgaben aus 
dem ökologischen und dem ökonomi­
schen Bereich unter Berücksichtigung 
sozialer Belange kommen. Stoffstrom­
management ist die Antwort auf die 
sichtbar gewordenen Grenzen des bis­
lang medienbezogen organisierten Um­
weltschutzes. 

Neben diesen konzeptionellen Arbei­
ten sind detaillierte Stoffstrombetrach­
tungen zu Einzelstoffen (Benzol, Cad­
mium und FCKW-Ersatzstoffe), zu Be­
dürfnisfeldern (Textilien/Kleidung und 
Mobilität) und zu dem umstrittenen Pro­
duktionssektor der Chlorchemie erarbei­
tet worden. 

Die streckenweise sehr vorsichtige 
und recht allgemein gehaltenen Formu­
lierungen des Berichtes sind nicht nur 
durch die Komplexität des Themenfel­
des und durch die, gemessen am Um­
fang der Aufgabe, sehr begrenzte Bear­
beitungszeit begründet. Aufgrund des in 
der Kommission vertretenen breiten 
Spektrums politischer Auffassungen, ei­
ner Mehrheit für 'CDU/CSU und FDP 
und spezifischer wirtschaftlicher Inter­
essen führte die berühmte Suche nach 
dem Kompromiß dazu, daß strittige Fra­
gen weitgehend ausgeklammert wurden. 

Während im Hinblick auf normative 
Fragen und strategische Grundsätze 
weitgehende Übereinstimmung erzielt 
werden konnte, wurden bei der Bewer­
tung der Fallbeispiele und der Diskussi­
on konkreter Handlungsempfehlungen 
erhebliche Auffassungsunterschiede 
deutlich, die u.a. ihren Niederschlag in 
Minderheitsvoten fanden. So konnte 
sich z.B. die SPD mit ihrer Forderung 
nach einem Verbot bestimmter kurzlebi­
ger PVC~Produkte und von PVC-Ver­
bundwerkstoffen trotz Unterstützung 
durch IG-Chemie und Umweltorganisa­
tionen nicht gegenüber der Mehrheit 
von CDU/CSU un<:i FDP durchsetzen. 

von Detlef Bimboes* 

Klare Handlungsvorschläge der Kom­
mission für die nächste Bundesregie­
rung fehlen deshalb in dem vorgelegten 
Bericht. Angesichts der politischen 
Mehrheitsverhältnisse in der Kommissi­
on ist das durchaus nachvollziehbar. 
Und deshalb muß genau auch hier die 
Kritik ansetzen. Schließlich setzt die 
Kommisson selbst auf harte, machbare 
und nachprüfbare Umweltziele für alle 
"Stoffdealer", wie es Rainer Grießham­
mer vom Öko-Institut so schön aus­
drückte: wie beim Umwelt-Leitplan der 
Niederlande sollen für die wichtigsten 
Problembereiche und Stoff-Emissionen 
Reduktionsziele sowie Zeitpläne per Ge­
setz festgelegt werden. Nur dann kommt 
die Umweltpolitik weg vom "Giftstoff 
des Monats", Last-Minute-Umwelt­
schutz, immer aufwendigeren End-of­
Pipe-Technologien, immer größerer 
Komplexität der Gesetzgebung und stei­
gender Verbürokratisierung des Um­
weltschutzes. 

Aus der großen Zahl in dem Bericht 
breit dargestellter Handlungsansätze 
hätten leicht einige wesentliche Hand­
lungsvorschläge für die Zukunft zusam­
mengestellt werden können: ökologi­
sche Steuerreform, Einstieg in die Re­
form des Ordnungsrechts mit Umwelt­
zielen (z.B. Erweiterung des Chemika­
liengesetzes zum Stoffgesetz), die Ein­
führung sog. "weicher" präventiver In­
strumente im Umweltschutz (insbes. be­
triebsbezogene Umweltmanagement­
und Umweltberichtssysteme) und die 
Verschärfung des Haftungsrechts. Keine 
Frage, diesen Vorschlägen gehört die . 
Zukunft. 

Die Kommission hat eine Fortset­
zung ihrer Arbeit in der nächsten Legis­
laturperiode vorgeschlagen. Die bislang 
vorliegenden umfangreichen Ergeb­
nissse sollen dann einer abschließenden 
und systematischen Aufarbeitung zuge­
führt werden. Man darf gespannt sein, 
ob die Arbeit dann jene konkreten und 
zugespitzten Handlungsempfehlungen 
enthält, die diesmal aufgrund widerstrei­
tender Interessenlagen auf der Strecke 
blieben. 
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Schwarz-Grün Mülheim 
SPD scheitert an schlechter Politik, Filz und Affären 

M lheim an der Ruhr ist die erste 
kreisfreie Großstadt in NRW, 

ie von einem schwarz-grünen 
Bündnis regiert wird. Bündnis '90/Grü­
ne verschafften dem CDU-Politiker 
Hans-Georg Specht die Mehrheit bei der 
Oberbürgermeister-Wahl im Stadtrat. 

,, Überrascht hat mich das nicht", 
meinte Thomas Schulitz, Vorsitzender 
der Mülheimer Jusos, Daß sich die Grü0 

nen gegen ein rot-grünes zusammenge­
hen entschieden hätten, habe weniger an 
Inhalten gelegen. ,,Das Mißtrauen war 
zu groß." ,,Machtarroganz" sei das rich­
tige Wort für das Umgehen der SPD mit 
den Grünen in den vergangenen Jahre. 

CDU 
kooperationsbereiter 

als SPD 

Der rechte · Law-and-order-Mann 
Specht wird der erste nicht-sozialdemo­
kratische OB in Mülheim seit über 40 

· Jahren. Er war sicherlich nicht der 
Wunschkandidat der Grünen. ,,Doch was 
ist das für eine Kröte, die wir schlucken 
müssen, gegenüber den vielen Kröten na­
mens Wichering, Müller, Meinolf, 
Schissmann etc., die wir bei einer Koali­
tion mit der SPD schlucken müßten", 
zählte ein Grüner gleich die gesamte 
Führungsriege der Mülheimer SPD auf. 
Zwar war der AfA-Rechtsaußen Hans 
Meinolf am Montag nach der Wahl als 
SPD-Fraktionsvorsitzender zurückgetre­
ten, weil er für rot-grün nicht zu Verfü­
gung stehen wollte. Starke AfA-Kräfte 
wollten lieber in die Opposition oder gar 
eine Große Koalition. Mit Meinolfs 
Rücktritt schien ein Hindernis für ein Zu­
sammengehen mit den Bündnisgrünen 
aus dem Weg geräumt gewesen zu sein, 
als er dann jedoch in den Fraktionsvor­
stand gewählt wurde, sah alles schon 
wieder ganz anders aus. Und aus den 
Reihen der Grünen war zu hören, daß die 
Sozialdemokraten sich auch ansonsten 
bei den Kontakten nicht so benommen 
hätten, als ob sie zu gleichberechtigten 
Verhandlungen bereit seien. 

• Harald Schrapers, Student der Politikwissen­
schaft in Duisburg, Juso-Bezirksvorsitzender 
Niederrhein 

Inhaltlich hat die CDU den Grünen 
fast alles geschenkt, was einer rot-grü­
nen (und genauso einer roten) Kommu­
nalpolitik gut zu Gesicht stände: Ausbau 
des ÖPNV, Stopp des U-Bahn-Baus, 
Projektversuch Frauentaxi, kein Ausbau 
der Bl, Müllvermeidung, Kündigung 
der Verträge mit dem RWE, Einrichtung 
eines selbstverwalteten Jugendzen­
trums, gleichberechtigte Förderung aller 
Schularten, keine Lebensmittelgutschei­
ne für Asylbewerber usw. 

„Die konkrete Umsetzung steht erst 
in diesem Jahr an", sagte Thomas Schu­
litz zur Frage, ob die Bündnisgrünen in 
der Koalition auch wirklich alles Ver-

Inhaltlich hat die CDU 
den Grünen fast alles 
geschenkt, was einer 
rot-grünen (und genau­
so einer roten) Kommu­
nalpolitik gut zu Gesicht 
stände. 

einbarte werden umsetzen können. Pro­
gnosen wollte er nicht abgeben, obwohl 
die bereits erfolgte Abschaffung des 
Kulturdezernats - damit ist eine Frau we­
niger an der Verwaltungsspitze - und die 
Nichtverlängerung des Arbeitsvertrages 
eines Umweltberaters nicht gerade grü­
nes Profil bewiesen. 

Die Strategie der CDU scheint klar 
zu sein: Die Macht übernehmen - egal 
wie. Und in fünf Jahren hat man sich 
etabliert, dann könnten die Christdemo­
kraten es ohne die Grünen schaffen. 

Übertritte 
von der SPD zur CDU 
Für.die Mülheimer SPD wird die Op­

positionsarbeit schwer. Notwendig wäre 
Opposition von links, denn anders wird 
man einem CDU-Oberbürgermeister kei­
nesfalls entgegentreten können. Der SPD 
wird dies jedoch enorme Überwindung 
kosten, denn in Mülheim ist der rechte 
Parteiflügel äußerst stark. Die Jusos 

von Harald Schrapers* 

mußten sich bislang regelmäßig mit dem 
Spruch „geht doch rüber" (gemeint war: 
zu den Grünen) beschimpfen lassen. 

Eine Schwächung droht dem rechten 
Parteiflügel durch Parteiaustritte. Wenn 
das rote Parteibuch nicht mehr - wie im 
Ruhrgebiet selbstverständlich - karriere­
förderlich ist, nimmt dessen Beliebteit er­
heblich ab. Unbestätigte Gerüchte über 
bereits erfolgte Austritte von Angehöri­
gen der Stadtverwaltung gibt es bereits. 

SPD-Oberbürgermeisterin 
am Wahlabend zurückge­

treten 

Unter den Mülheimer Bedingungen 
läßt sich den örtlichen Bündnisgrünen -
die bislang in NRW nicht gerade als 
Realo-Hochburg bekannt waren - nur 
schwer der Vorwurf machP-n, es nicht 
mit SPD versucht zu haben. Inhaltlich 
hatten die Grünen bei der CDU nahezu 
alles Realisierbare erreicht. ,, Für den 
Machterhalt hätten die das auch ge­
macht", ist sich Thomas Schulitz sicher, 
daß mit der SPD die gleichen Vereinba­
rungen möglich gewesen wären. Dem 
Grünen-Argument, die SPD sei „zu tief 
im Filz" verstrickt und deshalb als Part­
ner für einen Neuanfang nicht geeignet, 
ist jedoch nicht leicht entgegenzutreten. 

· Knapp zehn Prozentpunkte hatten die 
Mülheimer Genossinnen und Genossen 
bei der Kommunalwahl verloren. Die in 
eine skandalöse Kreditaffäre verwickel­
te SPD-Oberbürgermeisterin Elenore 
Güllenstem trat am Wahlsonntag pünkt­
lich um 18 Uhr zurück, ,,aus gesundheit­
lichen Gründen". ,,Flucht vor der Ver­
antwortung", meinte der . Mülheimer 
Juso-Unterbezirksvorsitzende. Den Ver­
such, die Verantwortung für die Stirn·: 
menverluste allein auf die zurückgetre­
tene OB abzuwälzen, wies Schulitz je­
doch entschieden zurück. ,,Die ist höch­
stens für drei, vier Prozent verantwort­
lich." Für die Meisten sei die Kreditaffä­
re höchstens noch der letzte Anstoß ge­
wesen, der SPD-Politik den Rücken zu 
kehren. 
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Großes Debakel, kleiner Lerneffekt 
Sachsen-SPD nach einem Superwahljahr 

D.:Debakel war total und fast 
Negativrekord geraten. Nur 

emmal in der zweiten J ahrhun­
derthälfte fuhr die SPD bei Landtags­
wahlen mit 14,3 % ein miserabeleres Er­
gebnis ein. Das war Ende 1955 an der 
Saar und Quittung der Berg- und Hüt­
tenleute für die SPD, weil sie für Ade­
nauers separatistisches Saarstatut ge­
worben hatte, das kurz zuvor durch Vo­
tum der Saarbevölkerung gescheitert 
war . Viel hätte es nicht bedurft, und 
Sachsens SPD hätte diesen einsamen 
Rekord eingestellt. Mit ihrem Ergebnis 
von 16,6% lag sie noch um 2,5% niedri­
ger als 1990 (19,1 %) und nur 1 % vor der 
PDS; die hatte kräftig zugelegt und stei­
gerte sich gegenüber 1990 (10,2%) um 
6,3 auf 16,5%. 

Dagegen wirken die düsteren Pro­
gnosen in spw (vgl. Hefte 66, 73 und 74) 
nachgerade optimistisch; damals ging 
ich noch von spürbaren Verlusten der 
CDU, etwas Zuwachs für die SPD, aber 
ungefähr von dem Zugewinn aus, den 
die PDS tatsächlich erreichte. In einigen 
Industriezentren lag die PDS noch eine 
Nasenlänge vor der SPD. 

Schwächen der SPD 

Schon seit Jahresanfang warf Spit­
zenkandidat Karl-Heinz Kunckel einige 
Hundert Tausender auf die Straße für 
Großplakate mit landesweit flächendek­
kender, sogenannter Kopfwerbung (s. 
spw Nr. 80, S. 13). Erklärtes Ziel der 
Aktion war, im Bekanntheitsgrad gegen­
über Biedenkopf aufzuholen. Es war 
nutzlos, wie auch Kunckels Fernsehauf­
tritte nutzlos waren. Offensichtlich ohne 
sein Wissen hatte sie der Mitteldeutsche 
Rundfunk zu Klamauknummern um­
funktioniert. Nutzlos war schließlich 
auch, daß er in der heißen Wahlkampf­
phase plötzlich gegen Übervater· Bie­
denkopf rebellierte. Nachdem die CDU 
den Grünen ganz unverbindlich den Kö­
der schwarz-grüner Koalition hingewor­
fen hatte, sah Kunckel keine Chance 
mehr für die ersehnte große Koalition. 
Der Nominierungsmodus der SPD - eine 
Melange aus Quote und Regionalpro-

• Josef Didier, Schwarzenberg 
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porz - verbannte Spitzenleute der Frakti-:­
on auf hoffnungslos hintere Plätze. 
Sachsens IG-Metallchef Hasso Düvel 
war in Kunckels Schattenkabinett einge­
treten; zweifellos nicht aus Begeisterung 
und so verwundert kaum, daß seines 
Bleibens darin nicht von langer Dauer 
war. Kunckel zog nach grünem Vorbild 
- gelegentlich per pedes oder mal ge­
macht burschikos auf dem Fahrrad -
durchs Sachsenland. In der Regel vor 15 
bis 20 Mitgliedern (Parteilose waren die 
Ausnahme) verkündete er, wie er sich 
das Regieren vorstellte. Guter Zweiter, 
war er sicher, würden wir allemal. Un­
mittelbar vor der Landtagswahl ließ er 
sich im MDR-TV auf eine Diskussion 
mit Widersacher Biedenkopf ein, dem er 
weder in Argumentation nich Eloquenz 
gewachsen war. 

Günter Verbeugen handelte richtig, 
als er nach der Niederlage Kunckel" das 
Kreuz gegen Rücktrittsforderungen · 
stärkte. Darauf setzte jene Fronde um 
den ehemaligen Landesvorsitzenden 
Lersow, welche 1993 zurückgedrängt 
werden konnte, sich aber von der Wahl­
niederlage ein Comeback erhoffte. In ei­
nem ersten Analyseansatz forderte Kun­
ckel auf den Sachsenseiten des Novem­
ber-"Vorwärts" u.a. solide gesellschaft­
liche Verankerung der SPD, Auseinan­
dersetzung mit der PDS, auch „solide 
Bildungsarbeit" sei vonnöten. Bezug­
nahme auf die CDU als Gegner vermißt 
man gänzlich. 

Um beim Bilde zu bleiben: Den ge­
sellschaftlichen Ankerplatz im linken 
Wählerspektrum hat die sächsische SPD 
(und nicht nur diese) von Anfang an ver­
schmäht; die magische Mitte aber exi­
stiert im Osten weit weniger als im We­
sten, was selbst Graf Lambsdorf resi­
gniert erkennen mußte. Ihr Ankerplatz 
ist inzwischen - wie vorauszusehen -
von der PDS besetzt und es wird nach 
Sachlage der SPD kaum gelingen, sie in 
Sachsen von dort zu verdrängen. Dazu 
gibt es auch keinen Versuch, sondern 
die SPD jagt immer noch einem imagi­
nären sozialen Spektrum nach. Was die 
solide Bildungsarbeit angeht (was im­
mer man darunter verstehen soll), frage 
ich mich, wer sie bei den politischen Bil­
dungsdefiziten der sächsichen SPD-Ba-

von Josef Didier* 

sis und -Spitze denn leisten soll. Politi­
sche Bildung ist in der Tat vonnöten, 
vor allem zur Auseinandersetzung mit 
dem rechten Gegner. Mit den keimfrei­
en Seminaren der Friedrich-Ebert-Stif­
tung ist da nichts zu machen. Eine Aus­
einandersetzung mit der strukturell und 
intellektuell gut gerüsteten PDS ist in 
Sachsen von vornherein aussichtslos. 
Deren Mitgliederzeitung „Disput" z.B. 
ist qualitativ nicht vergleichbar mit der 
unsrigen. Letztere hat dafür den Vor­
zug, das Politikverständnis von uns 
sächsischen Sozis nicht zu überfordern. 

Landesparteitag 
ohne Kurskorrektur 

In dieser durch die Wahlniederlage 
entstandenen Lage, wurde zum wer 
weiß wievielten (6.) mal ein Landespar­
teitag, diesmal nach Plauen, einberufen -
und es soll noch nicht der letzte sein, ist 
angekündigt. Auf diesem nächsten soll 
der PDS endgültig der Garaus gemacht 
werden. Hauptthemen des Plauener Par­
teitags waren Neuwahlen und ein „Re­
formprojekt Sachsen". Hinter letzterem 
verbirgt sich, vor allem unter der be­
schönigenden Bezeichnung „Strukturre­
form" und überlagert von vielschichti­
gen Personal- und Finanzquerelen, eine 
drastische Senkung der Anzahl von 
fünfzehn Unterbezirken. ,,Das geht 
manchen Lokalmatadoren, die um ihre 
Stellung fürchten, stark unter die Haut", 
mokiert sich die Chemnitzer „Freie 
Presse". 

In der Tat, die Anträge aus dem gan­
zen Land an die Antragskommission des 
Parteitags widerspiegeln die Bestürzung 
über die vorgesehenen Kürzungen. Der 
UB Freiberg forderte in einem Antrag 
gar die Offenlegung der Umstände, die 
zu den finanziellen Zwängen der Unter­
bezirksreduzierungen führten. Als Inspi­
rator des Antrags gilt der ehemalige 
Landesvorsitzende Lersow, der in die­
sem UB or~anisiert ist, weil er in Frei­
berg eine Zweitlogis innehat. Votum der 
Antragskommission: Ablehnung. Auch 
die vielen anderen Anträge bzw. Vor­
schläge, die sich mit der heiklen finanzi­
ellen Problematik beschäftigten, wurden 
großen Teils von der Antragskommissi-
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on abgeblitzt. Der Tenor dieser Anträ­
ge lief meist darauf hinaus, die Abge­
ordneten von Bundes- und Landtag auf 
bohemienhafte Manier zu schröpfen, 
um damit den Organisationsbestand auf 
diese oder jene Weise zu retten. Aller­
dings schließt dies nicht aus, daß die 
Abgeordneten mittels moralischem 
Druck seitens des Landesvorstands, 
aber auch durch mobbingähnliche 
Praktiken der erwähnten Lokalmatado­
ren um ein gut Teil ihrer Einkünfte ge­
bracht werden. Das Wohlgefallen der 
Antragskommission erregte aber ein 
Antrag, der die kommunalen Mandats­
träger dahin bringen soll, ihren Diäten 
entsprechende Sonderbeiträge zu lei­
sten. Der §2(1) der Finanzordnung der 
SPD (nach dem Mitglieder von Frak­
tionen Sonderbeiträge zu leisten haben) 
ist hierzulande · den meisten Mandats­
trägem immer noch ein Dom im Auge. 

Eröffnung und Grußworte des Par­
teitags waren kaum verklungen, als der 
erste Vorstoß besagter Fronde erfolgte. 
Die vorgesehene Rede Kunckels, so der 
Antrag, müsse zum Rechenschaftsbe­
richt deklariert werden, auch eine Dis­
kussion über Schuld und Fehler der Lan­
desspitze sei dringend geboten. Den 
meisten Delegierten schien nicht be­
wußt, daß dies ein Versuch abgeschlage­
ner Konjunkturritter war, erneut in die 
Landesspitze zu kommen (was am zwei­
ten Tag bei den Wahlen tatsächlich ge­
lang); So fiel denn auch die Abstim­
mung aus: eine knappe Mehrheit für den 
Antrag und zahlreiche Enthaltungen. 
Kunckel und das Tagespräsidiium wa­
ren davon offenbar nicht beeindruckt, 
denn alles lief entsprechend der Tages­
ordnung, was von den Delegierten an­
scheinend nicht bemerkt wurde. Selbst 
Lersow gerierte sich moderat als unver­
standener Kritiker und gab Ratschläge 
mit abgestandenen Worthülsen und 
Phrasen(" Unsere Botschaft an die Sach-
sen" etc.). -

Pünktlich erschien G. Verbeugen und 
wußte viel Tröstliches zu sagen. Nicht 
nur, daß wegen der Wahlniederlage die 
Welt nicht unterginge, sondern auch, 
daß weitere Hilfe zu erwarten sei: ,,Wir 
lassen Euch nicht hängen." Drum sollten 
wir die Hoffnung auf eine rauschende 
Siegesfeier anno 1998 nicht fahren las­
sen. Dann aber redete er Tacheles: Über 
der PDS sollten wir die CDU nicht ver­
gessen, und es folgte eine Abrechnung 
mit Biedenkopf, so ungeschminkt, daß 
es manchem Delegierten wie Blasphe­
mie gegenüber König Kurt erschien. 

Seine weiteren Ausführungen galten 
dann aber überwiegend dem „Auslauf­
modell" (PDS). Das Thema „Sozial­
mißbrauch" stellte er - wichtig für die 
sächsische Parteibasis - in deutlicher 
Distanz zu seiner Landsmännin Renate 
unmißverständlich richtig. Auf die zu­
gesagte Hilfe mochte er auch in der 
mittäglichen Pressekonferenz nicht nä­
her eingehen. Im Sachsenradio war am 
frühen Morgen die Rede von 560.000 
Mark. 

Die anschließende Rede Kunckels 
enthielt für meinen Begriff nichts sub­
stanziell Neues. Denn auch dfo Anrede 
,,Genossinnen und Genossen" ist mitt­
lerweile nicht mehr so neu; sie ging lok­
ker über die Lippen. Doch gleich danach 
kam es dann ganz dick: "Das sogenannte 
Superwahljahr ist vorbei. Von einigen 
Leuchttürmen abgesehen, viel Freude 
kann bei uns nicht aufkommen. Und wie 
es zu erwarten war, übrigens auch bei ei­
nem Wahlergebnis jenseits der 20%­
Marke, schleichen einige um den Vorsit­
zenden, den Dolch im Gewande." 

Der Versuch, das Verhältnis zur PDS 
zu definieren und ihr nicht die alleinige 
Oppositionsrolle zu überlassen, wirkte 
verkrampft und war mit so vielen Vor­
behalten belastet, daß unverkennbar 

· war, wie schwer ihm seine persönliche 
Kurskorrektur fällt. Bei seiner schwa­
chen Position gilt es nicht nur einen 
,,Riesenkrach", sondern auch Gunst­
und Subsidienentzug zu vermeiden. Aus 
Gründen der Selbstachtung und Ge­
sichtswahrung ist es zudem nicht leicht, 
die Hürde abzutragen, die er zur PDS, 
ihrem Führungspersonal und ihren Poli­
tikleitlinien mit Ignoranz und Verun­
glimpfung aufgebaut hat. Daß man sich 
mit dem Gegner nicht so tief verfeinden 
darf, daß ein Friedensschluß schlecht 
möglich ist, hätte er z.B. leicht bei Kant 
nachblättern können. Wie man mit ehe­
maligen SED-Mitgliedern nicht inquisi­
torisch umgehen soll, wenn sie sowieso 
nicht zu uns kommen, blieb sein Ge­
heimnis. 

Zerrissenheit 
des Landesverbands 

Die weiteren Diskussionen reflektier­
ten die Zerrissenheit des Landesverban­
des in diffusse Interessenblöcke. Bemer­
kenswert jedoch der Beitrag von Profes­
sor Wolfgang Marcus, der 1990 aus Ba­
den-Württemberg nach Sachsen kam. Er 
wird als Sprecher des neuen Radebeuler 
Kreises gesehen, der ein Thesenpapier 

zum Thema PDS vorgelegt hat Darin 
wird die PDS als linke Partei begriffen 
und nicht als Auslaufmodell. Daß Kun­
ckel nicht der ideale Vorsitzende ist, 
scheint ausgemacht. Aber: "Es gibt im 
Moment keinen besseren als Kunckel", 
äußerte W. Marcus vor der Presse. Ma­
fiose Bestrebungen und Vorgehenswei­
sen sind bei dieser Gruppierung nicht er­
kennbar, 

Wenn man vom "Dolch im Gewan­
de" absieht, verlief der Parteitag insge­
samt recht zivil. Rote Blutkörperchen 
waren zwar spürbar, wie die „Junge 
Welt" schrieb, aber das reichte nicht für 
die entscheidende Kurskorrektur hin zur 
Arbeitnehmerschaft. Die wirklichen 
Probleme wurden mit der Kunckelschen 
Devise „Schluß mit der Trauerarbeit" 
abgebügelt und "Mit frischem Mut" - so 
qas Parteitagsmotto - unter den Teppich 
gekehrt. Kunckel wurde als einziger An­
wärter Landesvorsitzender, aber nur 
noch mit 77 ,4 % der Stimmen. Obwohl 
er dies Ergebnis als Abmahnung sehen 
muß, bedankte er sich dennoch sichtlich 
aufatmend dafür. Entspannt zurückleh­
nen kann er sich diesmal aber nicht. 

Die Gefahr, daß sizilianische Gesin­
nung in einzelnen Interessenblöcken be­
stimmend wird, besteht nach wie vor in 
der Landespartei. Kunckel muß weiter 
damit leben, wenn der Eine oder Andere 
auch in Zukunft zu den, Sitzungen des 
neugewählten Landesvorstandes balla­
desk bewaffnet erscheint. 

Das Skandal-Urteil 
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Linke - wie weiter? 
Bericht von der spw-Jahrestagung 1 994 

M
ehr als 60 Genossinnen und 
Genossen trafen sich vom 16. 
bis 18. Dezember 1994 in 

Hannover zur Jahrestagung der spw. 
"Nach der Bundestagswahl - wie wei­
ter?" lautete die Fragestellung der Dis­
kussion am Freitag Abend, die von 
Edelgard Bulmahn aus Hannover, MdB 
und Mitglied des Parteivorstands, ein­
geleitet wurde. 

Am Samstag ging es dann zunächst 
um „Die Linke im Osten". Der einfüh­
rende Beitrag von Christei Hanewin­
ckel MdB aus Halle/Saale und eine Zu­
sammenfassung wichtiger Diskussions­
beiträge findet sich auf den folgenden 
Seiten dieses Heftes. 

Zur Frage "Rotgrüne Linke - was 
tun?" stellte anschließend Uwe Kremer 
von der spw-Redaktion Grundüberle­
gungen dar, die der Konzeption eines 
sozialökologischen „new deal" zugrun­
deliegen, und wies darauf hin, daß die 
Gestaltung einer solchen Alternative zur 
gescheiterten neoliberalen Politik unter 
durchaus unterschiedlichen Prämissen 
angegangen werden könne und nicht per 
se links sei. Das "Weißbuch" der Euro­
päischen Kommission zur Förderung 
von Wachstum und Beschäftigung kön­
ne dabei als „magna charta" einer Kon­
zeption betrachtet werden, die unter dem 
Primat der Standortpolitik formuliert 
wird. Die zentralen Auseinandersetzun­
gen fänden hier zwischen sozialen Kräf­
ten auf der "vorpolitischen" Ebene statt 
(vgl. dazu seinen Artikel in spw 6/94). 
Die rot-grüne Linke müsse gemeinsame 
Diskussionen entwickeln, dabei müssen 
insbesondere linke Gewerkschafterin­
nen verstärkt einbezogen werden. 

Frieder Otto Wolf, bündnisgrüner 
Europaabgeordneter aus Berlin, stellte 
die Frage, ob es ein "rot-grünes Lager" 
in der Gesellschaft eigentlich wirklich 
gebe - mehrheitsfähig sei es bislang je­
denfalls nicht. Die Linke müsse um die 
Wählerinnen der „Mitte" kämpfen, der 
Niedergang der FDP böte allerdings 
Chancen zu einer Linksverschiebung. 
Während es zu dieser Erwartung unter­
schiedliche Auffassungen in der Runde 
gab, bestand Einigkeit darin, daß die in­
neren Widersprüche und Konfliktpoten­
tiale innerhalb des rot~grünen Spektrums 
verstärkte Diskussioß',erforderten, die 
über Parteigrenzen hinweg zwischen 
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radikalreformerischen Kräfte bei SPD, 
Grünen und PDS organisiert werden 
sollten. 

Am Sonntag standen die Entwick­
lung und zukünftige Vorhaben des spw­
Projekts selbst zur Diskussion. 1995 
soll eine rot-grüne Tagung durchge­
führt werden, die im obengenannten 
Sinne parteiübergreifend angelegt sein, 
aber insbesondere auch Gewerkschaf­
terinnen, linke Wissenschaftlerinnen 
und Vertreterinnen von Bewegungen 
und fachlich orientierten Vereinigun­
gen einbeziehen soll. Weiterhin ist eine 

von Ralf Krämer 

Re<lalctionskonferenz mit sozialisti­
schen Zeitschriften aus· verschiedenen 
anderen europäischen Ländern geplant. 

Um die theoretische Arbeit wieder 
stärker voranzubringen, wird ein Theo­
rieprojekt eingerichtet, das die bisheri­
gen Projektgruppen des spw-Zusam­
menhangs bündelt. 

Die nächste spw-Tagung wird zum 
Schwerpunkt "Politische Ökonomie 
des modernen Kapitalismus -wirt­
schaftspolitische Strategien der Lin­
ken" vom 28. bis 30. April 1995 durch­
geführt werden. 

Frankfurter Kreis Frühjahrstreffen 1995 

Vom 17. bis 19. Februar findet das 
diesjäh,rige Frühjahrstreffen des 
Frankfurter Kreises der SPD-Linken 
statt, wie in den letzten Jahren im So­
zialistischen Bildungszentrum in Oer­
Erkenschwick nahe Recklinghausen. 

. Freitag Abend soll ein Gespräch mit 
Vertreterinnen wichtiger gesellschaft­
licher Gruppen über ihre Erwartun­
gen an die SPD geführt werden. 
Samstag soll zunächst im Plenum auf 
aey. Basis zweier Impulsreferate zu 
den Themen „ Vom Wohlfahrtsstaat 
zum Standortstaat?" und „Sozial­
struktureller Wandel - Chancen soli-

darischer Reformbewegung?" disku­
tiert werden. Anschließend sind drei 
workshops zu den Themenkomplexen 
„ökologischer Umbau", ,,Sozialstaat 
und Beschäftigung" und „ Weltinnen­
politik zwischen Globalisierung und 
Europäisierung der Wirtschaft" ge­
plant. Am Sonntag geht es dann um 
die Reform der Arbeitsweise und t./ 
künftige Schwerpunkte des Frankfur- 1 

ter Kreises. Der Teilnahmebeitrag be­
trägt 160,- DM, Anmeldungen nimmt 
das Büro von Detlev von Larcher 
MdB, Bundeshaus, 53113 Bonn, ent­
gegen. 
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Auf der spw-Jahrestagung 16. -18.12.1994 in Hannover war ein zentraler Diskussionsgegenstand die "Die Linke im Osten", ihre 
Entwicklung und WuJersprüche und ihr Verhältnis zur Linken im Westen Deutschlands. Eröffnet wurde die Diskussion durch ei­
nen Beitrag von Christei Hanewinckel, den sie für spw in eine schriftliche Fassung gebracht hat. "Was hat die Westlinke getan -
in der 7.eit vor 1989? ": insbesondere diese Frage stand im Mittelpunkt der anschließenden Diskussion. Horst Peter hat die we­
sentlichen Wortmeldungen zusammengefaßt. 

Die Linke im Osten 

Die Linke im Osten" ist unser 
Thema für diesen Vormittag. 

„ Die Linke im Westen fragt sich 
und uns, warum ist die Linke im Osten 
so schwach, wieso profitiert die sozial­
demokratische und bündnisgrüne Linke 
im Osten nicht davon, daß doch offen­
bar linke Visionen und Deutungsmuster 
wieder gefragt sind im Osten Deutsch­
lands. 

Mir, als einer Linken aus dem Osten, 
drängen sich bei diesem Thema mehr 
Fragen als Antworten auf: · 
• wer und was ist die „Linke" im 
Osten? 
• wer und was war die Linke im Osten? 
• Haben wir uns im Osten je als Linke 
gefühlt und bezeichnet, die die Reform­
projekte zu DDR-Zeiten angegangen 
sind? 

Wir waren keine „Linken", sondern 
Einzelne und Gruppierungen, die Ver­
änderungen anstrebten, Veränderungen 
im DDR-System, Veränderungen, die 
grenzüberschreitend wirken sollten. 
Und wir waren, abgesehen von Kontak­
ten auf der kirchlichen Ebene, ohne Ver­
bindung zu „West-Linken". 

Ich will und kann heute hier keine 
Analyse vorlegen. Ich möchte von 
DDR-Erfahrungen berichten, sehr sub­
jektiv; Erfahrungen aus Gruppen, die 
sich zu DDR-Zeiten neben und in der 
Kirche engagiert haben. Erfahrungen 
aus Gruppen, die Vorstellungen hatten 
von einer veränderten Gesellschaft. Und 
ich muß Fragen stellen - an die Linke im 
Westen; Fragen, die mir während der 
Vorbereitung auf diese Diskussionsrun­
de gekommen sind; Fragen, die die Si­
tuation der „Ost-Linken" vielleicht et­
was schärfer skizzieren und von deren 
Antwort ich erhoffe, das eine oder ande­
re besser verstehen zu können. 

Ansätze linker, oppositio­
neller Identität in der DDR 

Hans Misselwitz (Berlin) nennt in ei­
nem Vortrag drei Ansätze, aus denen in 

• Christei Hanewinckel MdB, Halle/Saale, Mither­
ausgeberin der spw 

der DDR linke Identitäten erwachsen 
sind. Mir sind diese Ansätze als grobes 
Raster sehr einleuchtend. Ich will im 
folgenden ganz kurz auf sie eingehen 
und mich dann vor allem auf die 70er 
und 80er Jahre in der DDR beschrän­
ken. 
• Den ersten Ansatz bezeichnet Mis­
selwitz als den idealistischen, der sich 
vor allem auf den Antifaschismus beruft 
und in den 50er Jahren zu datieren ist, 
als markante Namen sind z.B. Robert 
Havemann, Stefan Heym, Ernst Bloch 
zu nennen. 
• Sein zweiter Ansatz ist der pragma­
tisch-progressive der innerparteilichen 
Systemreformen, zeitlich anzusetzen in 

. den 70er Jahren, bekanntester Vertreter 
ist Rudolf Bahro, in der Sowjetunion 
Michael Gorbatschow. 
• Als dritten Ansatz nennt Misselwitz 
die protestantische Denkkultur, die so­
wohl bürgerliche als auch linke Identitä­
ten stiftete. Träger dieser Kultur waren 
die evangelischen Kirchen, Christinnen 
und Christen und die unterschiedlichen 
Gruppen, die sich vor allem in den 80er 
Jahren in der DDR bildeten, arbeiteten 
und die Wende im Land maßgeblich mit 
herbeigeführt haben. 
• Ich möchte die Gruppen und den 
,,konziliaren Prozeß" für Frieden, Ge­
rechtigkeit und Bewahrung der Schöp­
fung als weiteren Ansatz zur Bildung 
von linken Identitäten verstehen. 

Wenn ich mir diese vier Ansätze und 
die zeitlichen Zuordnungen anschaue, 
fällt auf, daß erstens ein Sprung von ca. 
20 Jahren zwischen dem ersten und 
zweiten Ansatz Hegt, obwohl (oder 
womöglich gerade weil) dazwischen 
einschneidende Daten liegen, z.B. 
1961 der Bau der Mauer, 1968 der 
Einmarsch der Truppen des Warschau­
er Paktes in die CSSR und das Ende der 
Dubcek-Ära, 1970-72 die Hochschul­
reform in der DDR, 1973 der Macht­
wechsel Ulbricht/Honecker, 1976 
Gespräche und neue Vereinbarungen 
zwischen Staat und Kirche, nur um 
einige, z. T. willkürliche Daten zu 
nennen. 

von Christei Hanewinckel* 

Offenbar war das eine Zeitspanne, 
die z.T. lähmende Wirkung zeigte 
(1961;1968), in der sich zum anderen 
ganz allmählich neue Linien abzeichne­
ten (Kirchengespräch 1976; Reiseer­
leichterungen, Ostpolitik, ,,Kirche im 
Sozialismus"). Auffällig ist daneben 
aber auch, daß Rudolf Bahro mit seinen 
Veröffentlichungen, die über den „ We­
sten" erst zu uns in die DDR kamen, kei­
ne Bewegung in der DDR ausgelöst hat, 
weder in breiterem Maße in der Bevöl­
kerung, noch innerhalb der SED (wenn 
sie denn stattgefunden haben sollte, so 
haben wir nichts davon gemerkt). 

In kirchlichen Gruppen, Gemeinden 
und Studentengemeinden war in den 
70er Jahren der Platz, wo Schriftsteller 
bis zu Regimegegnem Möglichkeit hat­
ten, ihre Überlegungen vorzustellen, 
eine Breitenwirkung fand aber auch zu . 
dieser Zeit nicht statt. Vorrangiges und 
öffentlich bekanntes Feld in den 70er 
Jahren war die Auseinandersetzung, das 
Gegeneinander und Miteinander von 
Staat und Kirche. Die evangelische Kir­
che hat als Bund der evangelischen Kir­
chen in der DDR und durch ihre Selbst­
bestimmung als „Kirche im Sozialis­
mus" für sich eine Stellung gefunden, 
die den Handlungsrahmen für die ange­
henden 70er und 80er Jahre neu gesteckt 
hatte. Die evangelische Kirche war in 
diesen Jahrzehnten nicht zu übersehen 
oder zu übergehen. In vielen wichtigen~ 
gesellschaftlichen Fragen meldete sie 
sich in unterschiedlicher Art und Weise 
zu Wort (Wehrerziehung an.den Schu­
len, Volksbildung, Strafrechtsreform, 
um nur einige zu nennen). Es waren Be­
reiche, in denen auch individueller Wi­
derstand und Widerspruch praktiziert 
wurden. 

Bewahrung des Friedens 
als Zentralthema 

In den 80er Jahren war das vorherr­
schende Thema die Bewahrung des Frie­
dens. Die Friedensbewegung war die 
Bewegung, die den Osten und den We­
sten Deutschlands gleichermaßen ergrif-
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fen hatte. Im Osten war •sie beheimatet 
in den Kirchengemeinden. Außerhalb 
von Kirchen konnten sich leine Grup­
pen organisieren, außer in der FDJ, 
dem Kulturbund oder in der Nationalen 
Front. Doch das war von der DDR­
Führung nicht gewünscht, denn 
schließlich war solch eine Bewegung 
des eigenständigen Denkens und Han­
delns riskant für die Einheitspartei. 
Des.halb sollte alles abgewehrt werden 
mit der Feststellung und Festlegung 
Erich Honeckers: "Die ganze DDR ist 
eine einzige Friedensbewegung!" 

Doch die Friedensbewegung berei­
tete sich aus. Kontakte zu Gemeinde­
gruppen im Westen entstanden, das 
Symbol ;,Schwerter zu Pflugscharen" 
wurde zum Symbol des Widerstands 
und des eigenständigen Denkens über­
haupt. Es verband unterschiedliche Ak­
tionen und Personen miteinander. 

1983 war das Jahr der Kirchentage in 
der DDR (Luthers 500. Geburtstag). Für 
die staatlichen Stellen bedeuteten sie 
Alarmstufe 3. Trotzdem gab es eine Art 
Schneeballeffekt und von den Kirchen­
tagen gin~n Impulse zur Weiterarbeit 
ins ganze Land. Themen waren die mas­
siven Umweltprobleme, Nichteinhal­
tung der Menschenrechte, Verhütung 
des Atomkrieges, Gerechtigkeit zwi­
schen Männern und Frauen, Vertei­
lungsgerechtigkeit weltweit. 

In und neben den Kirchen in der 
DDR entstand eine Bewegung, die in der 
Ökumene den „konziliaren Prozeß für 
Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung 
der Schöpfung" initiierte. Die Themen 
des konziliaren Prozesses sind heute 
drängender denn je. Politische Lösun­
gen sind notwendiger denn je. Mit und 
nach der Wende schien der konziliare 
Prozeß im Osten Deutschlands kaum 
noch gewärtig, im Westen hatte diese 
Bewegung nie eine so große Bedeutung 
gehabt. Inzwischen arbeiten wieder 
einige Gruppen und die Initiativen sind 
wieder organisiert und vernetzt. Bil­
dungswerke wie die Ebert-Stiftung 
kommen dem Prozeß näher und nehmen 
ihn auf. 

Wer ist die Linke 
im Osten? 

Ich habe bewußt die Arbeit der öko­
logischen-, Friedens-, Demokratie- und 
Frauengruppen und den konziliaren Pro­
zeß so deutlich herausgestellt, weil aus 
ihnen eine Reihe von SDP-Gründungs­
mitgliedern, Politikerinnen und Politi-
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kern der Grünen, Gründern von „De­
mokratie jetzt" und dem Demokrati­
schen Aufbruch hervorgegangen sind. 
Viele sind in der politischen Szene 
nicht oder nicht mehr präsent. Die 
Gruppen sind in dieser Form nicht 
mehr nötig, teilweise sind Parteien aus 
ihnen geworden. 

Was und wer ist die Linke im Osten? 
Sicher die Sozialdemokratie und die 
Bündnisgrünen; die PDS in ihrer jetzi­
gen Form kaum; vor allem denke ich, 
sind es auch Einzelpersonen. Einzelper­
sonen, die Orientierung gegeben haben 
und geben - deren Erfahrung aber in der 
westlichen Demokratie kaum eine Rolle 
spielt, bzw. die vielleicht ihre Erfahrun­
gen zu wenig deutlich und mit zuwenig 
Nachdruck einbringen. 

Fragen an die Linke 
im Westen 

Ich hatte am Anfang gesagt, daß ich 

Wir waren keine „Lin­
ken", sondern Einzelne 
und Gruppierungen, die 
Veränderungen anstreb­
ten, Veränderungen 1m 
DDR-System ... 

Fragen stellen will und muß, um die 
Linke im Westen besser zu verstehen. 
Fragen, auf die ich Antworten in unse­
rer Diskussion erhoffe. 

Eine Feststellung, sehr subjektiv, zu 
Beginn: Ich bin eine, sie sich seit Ende 
der 60er Jahre engagiert hat, in der Kir­
che, in verschiedenen Gruppen, im kon­
ziliaren Prozeß. Ich bin eine, die viele 
Kontakte und Besuch hatte, vor allem 
von kirchlichen Gruppen aus West­
deutschland. Was es nicht gab, waren 
Kontakte zu Linken - egal ob von der 
SPD oder den Grünen. Unser Problem 
war allerdings immer, daß die Kontakte 
von Euch, also vom Westen her ge­
knüpft werden mußten. Aus bekannten 
Gründen war das für uns ziemlich un­
möglich! 

Es gab Kontakte zwischen Einzel­
nen, Gemeindegruppen; es gab intensive 
Kontakte der Gruppe der Internationalen 
Ärzte zur Verhütung eines Atomkrieges 
(IPPNW). Es gab Fernsehteams von 
ARD und ZDF, die sich für die Umwelt­
skandale im Raum Halle/Buna/Leuna/ 
Bitterfeld interessierten und die über 

spektakuläre Veranstaltungen oder den 
Auftritt des Bundespräsidenten auf Kir­
chentagen berichteten. Es gab einige 
Journalisten, die interessiert waren an 
unserer Situation. 

Aber es gab keine intensiven Arbeits­
kontakte zur Linken im Westen. Bei den 
Grünen gab es spektakuläre Einreiseak­
tionen in Berlin; kontinuierliches ge­
meinsames, notfalls subversives Arbei­
ten gab es auch da nicht. Mein ganz sub­
jektiver Eindruck: unsere Arbeit im 
Osten, in der DDR, unsere Projekte, un­
sere Nöte wurden von der Linken im 
Westen, in der BRD, nicht wahrgenom­
men. Ich möchte verstehen, warum das 
so war! 

Es gab Kontakte auf der Ebene der 
Nomenklatura, auf Partei und Regie­
rungsebene, zwischen Jusos und FDJ; es 
gab das (für uns sehr wichtige, weil wir 
die SED damit nageln konnten) gemein­
same Papier zwischen SPD und SED. 
Aber die Konsequenzen und Möglich­
keiten, die dieses Papier im Osten hätte 
bringen können, wurden weder angesto­
ßen noch genutzt. Ein Netzwerk, das 
diese Arbeit getragen hätte, gab es nicht. 
Anknüpfungen hätten vom Westen aus 
gesponnen werden müssen - das Netz­
werk im Osten war vorhanden, aber die 
hinke wußte es nicht. 

Ost-Linke und die PDS 
Um Mißverständnissen vorzubeu­

gen: Gruppen, evangelische Kirche, der 
konziliare Prozeß, Einzelne waren nicht 
„die Linke im Osten". So definitiv gab 
es sie nicht. Aber linke Identitätsbildung 
war möglich, und damit genügend An­
knüpfungspunkte vorhanden. 

Was nach 1989 nicht stattgefunden 
hat, und 1990 zu den Zeiten der Runden 
Tische, der Wahlen, der Neuorientie­
rung, der Krise auch schwer stattfinden 
konnte, waren linke Identitätsangebote. 
Vom Osten haben wir das auch nicht ge­
leistet, sondern auf allen Ebenen wurde 
dazugeholt, vereint, angepaßt, uniert, 
beigetreten! Eigenständige linke Ost­
Reform-Projekte gab es nicht. Es gab 
und gibt sie auch nicht bei der PDS! 

Für mich ist das die notwendige Ar­
beit, die uns vor den Füßen liegt. Dazu 
gehört auch die Frage der Wertigkeit un­
serer Erfahrungen - aus DDR-Zeiten, 
aus der Wendezeit, Runde-Tische-Er­
fahrungen, Erfahrungen des „Magde­
burger Modells" der rot~grünen Minder­
heitenregierung. Wenn es nicht gelingt, 
die Eigenständigkeit dieser Erfahrungen 
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zu bewahren und zu integrieren, steht 
es meiner Meinung nach schlecht um 
die Linke im Osten. 

Neben den realen Erfahrungen, die 
wir mitbringen und die uns geprägt 

. haben, stehen unsere Visionen und Träu­
me. Sind sie gefragt im geeinten 
Deutschland? Was haben sie gemeinsam 
mit den Visionen der West-Linken? Gibt 
es hier Annäherung - oder fühlen wir 
uns aus dem Osten dann schon verein­
nahmt? Sind wir in der Lage, uns gegen­
seitig Fragen zuzugestehen, Antworten 
zu hören und unsere Bilder neu zu 
malen? 

Linke Visionen sind offenbar gefragt 
heute - wenn das Wahlverhalten im 
Osten so gedeutet wird. Aber sind PDS­
Wähler die W!ihlerinnen und Wähler 
linker Optionen? Ich bin mir ziemlich si­
cher, daß dies nur für einen kleinen Teil 
gilt. Für mich ist die PDS in der Tat das, 
was Gysi vorstellte zur Bundestagswahl 
94: eine bunte Truppe - aber keine linke! 
Die PDS hat in jeder Beziehung das 
Erbe der SED angetreten - das gilt es 
auch einzulösen, unter anderem auch 
aufzuarbeiten, das ist bisher nicht ge­
schehen, Die Programmatik der PFDS 
gibt das auch nicht her. 

Deshalb gilt für mich, sehr genau 
zwischen dem und der Einzelnen und 
der Partei zu unterscheiden. Das heißt 
auch, daß ich nicht umhin komme, mit 
Personen die Auseinandersetzung zu 
führen und dann mit dem Programm. Es 
ist für mich weder möglich, die PDS, 
und damit Mitglieder und Wählerschaft, 
auszugrenzen, noch Mitglieder und 
Wählerschaft als linkes Potential zu se­
hen. 

Auch für den Umgang mit der .PDS 
gilt für mich der Abschnitt im Berliner 
Programm (S. 7): "Der Mensch ist 
weder zum Guten noch zum Bösen fest­
gelegt, ist lernfähig und vernunftfähig. 
Daher, ist Demokratie möglich. Er ist 
fehlbar, kann irren und in Unmensch­
lichkeit zurückfallen. Darum ist Demo­
kratie nötig .... Eine neue und bessere 
Ordnung, der Würde des Menschen ver­
pflichtet, ist daher möglich und nötig zu­
gleich." 

Der Stein ins Wasser 
schlägt Wellen! -

Antworten von Westlinken 

• Für viele westdeutsche Linke war die 
DDR ein "fremdes Land". Die Generati­
on der 68er politisierte sich am Viet-

namkrieg und viele setzten ihre Hoff­
nung auf eine aus dem Befreiungskampf 
der Kolonialvölker inspirierte soziali­
stische Veränderung. Der Blick in das 
realsozialistische Lager fixierte sich 
auf den Reformkommunismus Dubceks 
und dessen gewaltsame Unterdrückung 
durch die Sowjetunion. Hier war Kritik 
an der Politik der sowjetischen Führung 
Gegenstand der westdeutschen linken 
Diskussion. 
• Für die vorausgehende Generation 
der Nachkriegslinken war der Bezug zur 
ostdeutschen Entwicklung stärker gege­
ben. Aber auch für diese Sozialdemo­
kraten war die DDR de facto ein fremdes 
Land, da sie sich dort nicht frei bewegen 
konnten. Besondere Kritik an der Ent­
wicklung in der DDR entstand aus der 
Kontinuität der Kritik an der Geschichte 
der KPD in der zweiten Hälfte der 20er 
und 30er Jahre, da sich mit Ulbricht die 
stalinistischsten Teile der KPD-Kader 
durchgesetzt hatten. Im übrigen war die 

... unsere Projekte, unse­
re Nöte wurden von der 
Linken im Westen, in der 
BRD, nicht wahrge­
nommen. 

politische Schwäche der Linken in den, 
50er Jahren so groß, daß sie wenig poli­
tisch prägend auf die Politik der SPD 
gegenüber der DDR war. In der Zeit 
der Brandtschen Entspannungspolitik 
verschrieb sich die Mehrheit der Alt­
linken der "friedlichen Koexistenz" 
und setzte auf sozialistische Reform­
kräfte innerhalb der SED in der Hoff­
nung, daß es auf diesem Wege zu Re­
formen in der ·DDR kommen könne. 
• Für die Jusos der nach-68-Generati­
on war das Verhältnis zur DDR nicht ge­
klärt, aber die DDR wurde mit den ande­
ren sozialistischen Staaten gleichge­
stellt. Dabei war die eher verständnis­
volle kooperationsbereite Haltung der 
marxistischen Juso-Strömung Gegen­
stand der Auseinandersetzung innerhalb 
der Jusos. 
• Die Lage in der DDR hat in den acht­
ziger Jahren die Juso-Linke im Grunde 
wenig interessiert. Die DDR war ein 
Faktor im Hinterkopf im Kontext der 
Systemkonflikts und der Auseinander­
setzung um den DKP-Einfluß. Die Dis­
kussion spitzte sich jeweils an bestimm­
ten Konfliktfragen zu: Af~stan, 
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Stellung zur Atomenergie, Stellung zur 
Frauenfrage, Menschenrechtsverletzun­
gen. Aber das politische Diskussions­
feld waren die gesellschaftlichen Kon­
flikte in der Bundesrepublik. 
• Es gab bei einzelnen linken Grup­
pen subversive Kontakte zu Oppositi­
onsgruppen, aber die Hauptorientie­
rung galt den tatsächlichen oder ver­
meintlichen SED-internen Reformkräf­
ten sowohl bei jüngeren Teilen des Ap­
parates als auch der Intellektuellen. 
• Für die Linke gab es noch ein "be­
sonderes Berlinptoblem", das Nicara­
gua, Chile, Vietnam usw. zu den linken 
Kritikthemen machte. Beschäftigung 
mit der DDR war doppelt gefährlich: das 
"geh-doch-rüber-Syndrom", wenn nur 
in Ansätzen positive Aussagen zur 
DDR-Realität gemacht wurden, oder die 
Vereinnahmung entlang der Frontlinie 
des Antikommunismus, wenn Verhalten 
der DDR-Führung oder Verhältnisse in 
der DDR kritisiert wurden. Das Thema 
war für die linke Öffentlichkeit zu nah. 
• Auch die marxistischen Strömungen 
innerhalb der Linken haben durchaus 
die Unterdrückung linker Dissidenten 
kritisiert. Aber Solidaritätsbekundungen 
mit Bahro, Havemann und anderen hat­
ten oft die Funktion eines Alibis, um 
dann schnell zur linken Tagesordnung 
überzugehen. Erklärend mag wirken, 
daß für niemanden die "Bipolarität des 
Weltgeschehens" anders vorstellbar 
war. Die Suche nach etwas Drittem war 
utopisch. Der Ost-West-Gegensatz ver­
mittelte sich für viele über die antiimpe­
rialistischen Kämpfe in der Dritten Welt 
und die Kritik am US-amerikanischen 
Imperialismus. 
• Die innerdeutsche Diskussion war 
die Domäne der Parteirechten, während 
die Parteilinke sich darauf beschränkte, 
die Brandtsche Entspannungspolitik und 
auch den Diskussionsprozeß um das so­
genannte SPD-SED-Papier abzustützen. 
• Es ist zu befürchten, daß die PDS­
Debatte von der Parteirechten wieder 
benutzt wird, um die antikommunisti­
sche Frontlinien gegenüber der Linken 
erneut zu errichten. 
• Positionen ostdeutscher Linker spiel­
ten in Teilen friedenspolitischer Diskus­
sionen zu Anfang der 80er Jahre 
("Schwerter zu Pflugscharen") und in 
der Diskussion um den konziliaren Pro­
zeß eine Rolle. 
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Demokratische Linke in Deutschland 
- gespalten in Ost und West 

..... 

Fünf Jahre nach dem Jahr der Ein­
heit. Es gibt unendlich viel zu tun. 
Warum lassen wir es liegen? Le­

ben wir in einem Denk-Vakuum, einem 
Sprachvakuum, einem Macht-Vakuum, 
einem Politik-Vakuum, wie es Ulrich 
Beck in der taz (19.12.1994) konsta­
tiert? Für mich ist das markanteste 
Kennzeichen der Zeit: die Abwesenheit 
einer deutsch-deutschen linken Reform­
diskussion. Wie kommt es, daß die Lin­
ke von ihrer Stärke - gesellschaftliche 
Prozesse kritisch zu analysieren und aus 
der Kritik des Bestehenden Zukunfsper­
spektiven zu gewinnen - keinen poli­
tisch Wirksamen Gebrauch macht? 

Ein wesentlicher Grund ist die feh­
lende Kraft der Linken, durch kritische 
und selbstkritische Bearbeitung ihrer 
deutsch-deutschen Vergangenheit und 
Gegenwart die Voraussetzungen für 
eine gesamtdeutsche Reformperspektive 
zu schaffen. Flucht nach vom, zur aktu­
ellen politischen Tagesordnung überzu­
gehen und vergangene Praxis zu ver­
drängen, analytische und politische Feh­
ler ruhen zu lassen, ist der vermeintlich 
leichtere Weg. 

Dieser Weg überläßt aber anderen 

• Horst Peter, Kass!lJ, Mitherausgeber der spw 
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das Vakuum der Bearbeitung-der Ver­
gangenheit. Das Ergebnis ist dann Sy­
stemvergleich in der Retrospektive, in 
dem mit den Bewertungsmaßstäben der 
"Sieger" den "Verlierern" ihre Unterle­
genheit nochmals vorgeführt wird. Daß 
Trabbi und · W artburg Daimler und 
BMW unter Westmaßstäben unterlegen 
waren, hat sich längst herumgesprochen. 
Aber mit der Entwertung der Produkte 
und Institutionen werden auch die Men­
schen entwertet, die sie herstellten, die 
mit ihnen arbeiteten, sie prägten und mit 
ihnen lebten. Hier hätten Linke in den 
ostdeutschen Bundesländern die Chan­
ce, ihre Sichtweise, ihre Kritik und ihre 
Identität einzubringen. Hier hätte die 
westdeutsche Linke die Chance, ihre ei­
gene Vergangenheit zu reflektieren. Aus 
dieser Auseinandersetzung der ostdeut­
schen- und der westdeutschen Linken 
mit ihrer Geschichte könnte eine Zusam­
menführung und eine Hilfe entstehen, 
die zu einer gemeinsamen Identität füh­
ren könnte. Danach würde die schwieri­
ge und schmerzhafte Einübung in die 
kritische Analyse der jetzigen, einen Ge­
sellschaft leichter. 

Versuche zur gemeinsamen Analyse 
der Vergangenheit in den letzten fünf 
Jahren sind oft daran gescheitert, daß die 

von Horst Peter* 

westdeutsche Linke mit ihren Vorstel­
lungen linker Reformpolitik ohne 
Berücksichtigung ostdeutscher Erfah­
rungen zur Tagesordnung übergehen 
wollte, wie Kanzler Kohl. In der west­
deutschen Linken tat man sich aus­
gesprochen schwer, die ostdeutsche Lin­
ke vor 1989 überhaupt zur Kenntnis zu 
nehmen. Die ostdeutsche Linke sah 
hingegen die westdeutsche Linke in der 
Regel in der Systemkritik am DDR­
System und im westdeutschen Verhält­
nis zur DDR-Praxis, als "auf der 
falschen Seite". 

Aus alledem ergibt sich: es ist an der 
Zeit, daß die Linke die Auseinanderset­
zung mit der deutsch-deutschen Ge­
schichte zum Gegenstand des noch zu 
entwickelnden linken Diskurses macht. 
Nicht, um sich vor den notwendigen Re­
formdiskussionen zu drücken, sondern 
um sich auf dieser Basis als deren Träger 
zusammenzufmden. 

Die Herausgeber der "neuen spw" 
haben deshalb nicht ohne selbstkritische 
Einschätzung des "Projektes spw" im 
Editorial (spw 1/94) formuliert: " ... daß 
eine grundlegende Neuorientierung der 
soziali&tischen Linken erforderlich ge­
worden ist. Dies gilt insbesondere im 
Kontext des Zusammenbruches des 
'realen Sozialismus', der zur Folge hat, 
sozialistische Politik jenseits des Ost­
west-Denkens und unter Einbeziehung 
unterschiedlicher Biographien neu zu 
formulieren und aus der Analyse der Si­
tuation Ziele neu zu gewinnen und zu 
gewichten. Die Ziele, Absichten und 
Hoffnungen derjenigen, die in der DDR 
und in der Phase des Umbruchs dem So­
zialismus ein demokratisches und 
menschliches Gesicht geben wollten 
und nach politischen Alternativen such­
ten, sind für diesen Weg unverzichtbar." 
Was ist zu tun, damit das Vorhaben 
nicht erneut scheitert? 

Kritische und selbstkritische Bear­
beitung der Vergangenheit bedarf ratio­
naler und nachvollziehbarer Rahmenbe­
dingungen. Das politische, soziale und 
geistige Klima muß der Auseinanderset­
zung förderlich sein. Erinnern, Durchar­
beiten, Nachvollziehen und erst dann 
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Beurteilen wird verhindert, wenn Vor­
verurteilen zu Verdrängen oder Beschö­
nigen führt. Das "Schuldig bei Ver­
dacht" löst das "Arbeiten am eigenen 
Freispruch" aus. Diese kritische Reflexi­
onsarbeit bedarf der Beteiligung von 
Akteuren, die sich ihrer Stellung im Pro­
zeß der Bearbeitung der deutsch-deut­
schen Vergangenheit bewußt werden 
wollen. 

Die Auseinandersetzung hat wenig 
Chancen, wenn bestimmte Akteure aus­
geschlossen bleiben, weil sie Mitglied 
der SED waren, obwohl sie nachvoll­
ziehbare kritische Positionen mit dem 
Ziel der reformerischen Veränderung 
des DDR-Systems vertreten haben. Das 
gleiche gilt auch, wenn - bei aller der 
Anerkennung und der Würdigung bio­
graphlscher Verletzungen - das Motiv 
der Vergeltung zum überwiegenden 
Handlungsprinzip wird. 

Aber auch das Motiv, die Schlachten 
der Vergangenheit aus dem Blickwinkel 
des "Recht gehabt habens" nochmals zu 
schlagen oder sich selbst von jeder poli­
tischen Verantwortung freizusprechen, 
da ja der demokratische Sozialismus mit 
dem realen Sozialismus nichts zu tun ge­
habt habe - oder man schon immer ein 
Kritiker/eine Kritikerin der Stamokap­
Theorie gewesen sei - dient dem Ziel des 
Diskurses wenig. Dies gilt auch für all 
diejenigen· in Westdeutschland, die vor 
der Notwendigkeit der Auseinanderset­
zung mit der eigenen Geschichte flüch­
ten und zur Tagesordnung der Bewälti­
gung der aktuellen Probleme übergehen 
wollen. 

Es bedarf weiterhin und vor allem 
des Konsenses zwischen ostdeutschen 
und westdeutschen Linken über den Ge­
genstand der Auseinandersetzung. Es 
geht nicht um die Geschichte der DDR 
oder der Bundesrepublik, sondern um 
die deutsch-deutsche Vergangenheit: 
Trennungen, Brüche, Brücken, aber 
auch Gemeinsamkeiten in einem Ge­
flecht von Wechselbeziehungen. Es geht 
um die Auswirkungen des Faschismus 
und des Zweiten Weltkriegs auf das 
Nachkriegsdeutschland und es geht um 
den unterschiedlichen Anspruch, damit 
umzugehen. Es geht um die :Zeitgenos­
senschaft und Beteiligung am "kalten 
Krieg" im Kontext des weltweiten Sy­
stemkonflikts. Es geht um das Wende­
jahr und die Zeit danach und es geht um 
die vertanen Chancen des Einigungspro­
zesses. 

Es geht aber zunächst einmal darum, 
wie jeder einzelne die Zusammenhänge 

denkend und handelnd wahrgenommen 
hat, ob und wie er die Linke im jeweils 
anderen Staat erlebt hat. Für die west­
deutsche Linke · steht insbesondere die 
Auseinandersetzung mit folgenden Fra­
gen an: 
• Wie haben wir Brüche wie den Bau 
der Mauer, die gewaltsame Unterdrük­
kung des Reformversuches in der 
CSSR 1968, die Ausbürgerungen und 
Verfolgungen von Dissidenten die Ent­
stehung von Solidarnocs in Polen poli­
tisch behandelt? 
• Haben wir die Diskussion mit Lin­
ken in der DDR gesucht etwa in den 
Hochzeiten der Friedensbewegung 
("Schwerter zu Pflugscharen" war ein 

Erinnern, Durcharbeiten, 
Nachvollziehen und erst 
dann Beurteilen wird 
verhindert, wenn Vorver­
urteilen zu Verdrängen 
oder Beschönigen führt. 

symbolischer Bezugspunkt der Linken 
in der DDR), oder zu Trägem des kon­
ziliaren Prozesses, die unter dem Drei­
klang "Frieden, Gerechtigkeit und Be­
wahrung der Schöpfung" Reformforde­
rungen von kritischen Kräften in der 
DDR auf den Punkt brachten? 
• Haben wir die Kategorien der Kritik 
auch auf die Strukturen des Systems 
des realen Sozialismus angewandt oder 
uns mit der Unterstützung der Deutsch­
landpolitik von Willy Brandt zufrieden 
gegeben? 
• Wie beurteilen wir als linke Sozial­
demokraten die Tatsache, daß inner­
deutsche Fragen sowohl in der Bundes­
tagsfraktion als auch im Parteivorstand 
unbestrittene Domäne der Parteirech- . 
ten waren? 
• Wo waren unsere Versuche, 1989 
mit den kritischen ostdeutschen Kräften 

'der SDP über das Berliner Programm in 
eine Diskussion einzutreten? · 

Gerade für die spw ist es nach ihrem 
eigenen Selbstverständnis als Projekt 
derjenigen in der SPD, die an der 
"Grundidee des Sozialismus in seiner 
ursprünglichen Gestalt festhalten", uner­
läßlich, diesen Diskurs anzustoßen und 
selbst zu betreiben. 

Mein Vorschlag: eine Reihe von Ver­
anstaltungen mit den Ziel, dem Oktober 
1995 - und zwar ausgehend vom richti-

NEUE LÄNDER 

gen Tag des Erinnerns, dem 9. (dem 
Tag der großen Montagsdemonstration 
in Leipzig) und nicht dem 3. Oktober -
den Charakter eines linken Zukunfts­
diskurses zu geben, der auf der solida­
rischen Auseinandersetzung mit der 
deutsch-deutschen Vergangenheit ba­
siert, und damit ein Gegengewicht zu 
der Tendenz der Konservativen zu bil­
den, aus dem 3. Oktober einen „natio­
nalen Gedenktag" zu machen. Wir soll­
ten über die ideologische gesellschaftli­
che Auseinandersetzung die Vereini­
gung als politischen Lernprozeß orga­
nisieren. 
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Gab und gibt es 
eine Kolonialisierung ·der DDR? 

a Sozialwissenschaftler - und 
cht zuletzt die Politikwissen­

chaftler - standen nicht nur, wie 
alle anderen Leute in Deutschland und 
Europa, fassungslos vor den sich über­
stürzenden Ereignissen des Zusammen­
bruchs der DDR und der Sturzgeburt ei­
ner "Wiedervereinigung" - sie haben es 
auch bis zum heutigen Tage, von ganz 
wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht 
vermocht, diesen Umbruchs- und Verei­
nigungsprozeß einer kritischen Analyse 
zu unterziehen. Es gibt inzwischen zwar 
Dutzende von Büchern über die Jahre 
1989-94, aber.nur ganz wenige besitzen 
soviel kritische Distanz, den ganzen 
Prozeß nicht wie ein überraschendes, 
letzlich aber unabwendbares Geschehen 
vorzuführen, sondern auch die Frage 
nach Verantwortlichkeiten, gravieren­
den Fehlentscheidungen und Fehlent­
wicklungen sowie nach möglichen und 
notwendigen Alternativen zu stellen. 

In der Frühphase des Umgestaltungs­
prozesses, im Frühjahr 1990 an der 

• Dr. Wolfgang Dürncke, Potsdam, ist Lehrbeauf­
tragter an der FU Berlin 
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Humboldt-Universität, hat der Autor 
Fritz Vilmar, Professor an der Freien 
Universität Berlin, kennengelemt, zu 
einer Zeit, als an jener ehemaligen Ost­
berliner ? Kaäe'rschmiede" 'noch inten° 
sive Versuche unternommen wurden, 
an denen Vilmar mitwirkte, in einer 
selbstkritischen, aber auch selbstbe­
wußten und kooperativen Weise eigen­
ständige Neuorientierungen zu ver­
wirklichen - nicht zuletzt im Bereich 
der Politikwissenschaften. Diese wie 
auch andere Versuche wurden "platt­
gemacht"; das an der Humboldt-Uni­
versität neugegründete Institut für Poli­
tikwissenschaft wurde de facto - hin­
sichtlich des Personalbestandes und 
hinsichtlich der im Vergleich mit der 
altbundesrepublikanischen Politikwis­
senschaft originären wissenschaftlich­
theoretischen Ansätze - genauso "abge­
wickelt" wie unzählige andere wissen­
schaftliche Einrichtungen. Und am 
Fachbereich Politikwissenschaft der 
Freien Universität (dem "größten poli­
tologischen Fachbereich Europas"!) 
haben sich zwar einige einzelne Polito­
logen sehr engagiert und - oft in Ko-

von Wolf$ang Dümcke* 

operation mit Ostberliner Kolleglnnen1> 

- bemüht, konstruktiv zu dem rasanten 
Umbruchs- und Neuordnungsprozeß 
beizutragen - der Fachbereich als Gan­
zes jedoch verharrte in einer geradezu 
gespenstischen Sprachlosigkeit, in ei­
nem "intellektuellen Winterschlaf" 
(vgl. Dümcke/Vilmar 1993: 6). 

Was heißt hier · 
Kolonisierung? 

Auf dem Hintergrund dieser Erfah­
rungen haben beide Wissenschaftler seit 
dem Wintersemester 1991/92 wenig­
stens exemplarisch ein Kooperations­
und Analyseprojekt realisiert, das sie als 
Gegenmodell zu der herrschenden 
west- und ostdeutschen Selbstbezogen­
heit und Kommunikationsunfähigkeit 
angesichts des sich immer katastropha­
ler vollziehenden "Vereinigungspro­
zesses" zu entwickeln versuchten. Sie 
haben in projektmäßig organisierten 
Seminaren zur kritischen Analyse des 
Vereinigungsprozesses sich und den 
Studierenden die Frage gestellt, ob sich 
in diesen Jahren anstelle einer deut­
schen "Wiedervereinigung" ein Prozeß 
westdeutscher Kolonialisierung der 
DDR vollzogen hat. 

An 1dieser Stelle wird man vielleicht 
unzulässige Polemik vermuten. Wenn 
man aber Kolonialisierung nicht mit 
dem -Eirunarsch von Kolonialtruppen a 
la Lettow~ Vorbeck, mit Massakern an 
"Eingeborenen" etc. gleichsetzt, son­
dern das Entscheidende ins Auge faßt: 
die Zerstörung einer "einheimischen" . 
Wirtschaftsstruktur, die Aus\)eutung der 
vorhandenen ökonomischen Ressour­
cen, die soziale Liquidation nicht nur der 
politischen Elite, sondern auch der Intel­
ligenz eines Landes sowie die Zerstö­
rung der gewachsenen - wie auch immer 
problematischen - Identität einer Bevöl­
kerung, so hat sich in der Tat in der ehe­
maligen DDR im präzisen Sinne des Be­
griffs ein Kolonialisierungsprozeß voll­
zogen. 

Die informativsten und interessante­
sten Arbeitsergebnisse der Projektsemi­
nare wurden inzwischen bereits in Aus-
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zügen veröffentlicht (vgl. Dümcke/ 
Vilmar 1993). 

Als im Herbst 1991 der Autor von 
Fritz Vilmar das Angebot bekam, un­
ter dem Titel „Kolonialisierung der 
DDR? Kritische Analysen des Vereini­
gungsprozesses" als ostdeutscher 
Sozialwissenschaftlicher am Otto­
Suhr-lnstitut ein gemeinsames Se.mi­
nar durchzuführen, sah er keinen 

· Grund, diese Provokation nicht aufzu­
nehmen, vielmehr überwog der Reiz, 
aus unterschiedlichen, bisher gegen­
sätzlichen sozialen Kontexten heraus, 
den Vereinigungsprozeß streitbar und 
diskursiv zu reflektieren. Nicht in den 
Sinn kam ihm der Hinweis eines Kol­
legen: ,,Fast jeder, der ihn (den Be­
griff Kolonialisierung, W.D.) benutzt, 
weiß um die Taöuisierung, und kaum 
ein integrationswilliger Ostdeutscher 
könnte es sich erlauben, ihn ohne Stra­
fe des Ausschlusses aus diversen 
„communities" zu benutzen" (Brie 
1993: 8). Zu Beginn des Winter­
semesters 1991/92 war die These einer 
möglichen Kolonialisierung der DDR 
in der Tat zunächst eine wissenschaft­
liche Provokation und ein heuristi­
schen Mittel für ein kritisches Hinter­
fragen des deutschen Vereinigungspro­
zesses in seiner scheinbar altemativlo­
sen Dynamik und nach dem Muster 
konservativer Vereinigungsstrategien 
eines Beitritts der DDR nach Artikel 
23 des Grundgesetzes. Titel und kon­
zeptioneller Aufbau des Seminars si­
cherte eine große Resonanz der Studie­
renden. Seit dem . Wintersemenster 
1991/92 wurde das Projektseminar 
dreimal wiederholt. Die Ursache für 
diese Kontinuität liegt vor allem darin 
begründet,' daß sich tatsächlich mehr 
und mehr - nachweisbar - ein Prozeß 
westdeutscher Kolonialisierung der 
DDR vollzog. Allerdings ist dabei zu 
berücksichtigen, daß . der Tatbestand 
der Kolonialisierung mehr umfaßt als 
die Prozesse der weltweiten europäi: 
sehen Expansion vom 16. bis zum 19. 
Jahrhundert. Kolonisierung bedeutet 
in ihrem Kern die politische, ökonomi­
sche und kulturelle Dominanz eines 
gesellschaftlichen Systems im Verhält­
nis zu einem anderen. Die Übertra­
gung des Kolonialisierungsbegriffs auf 
die kritische Reflexion des deutschen 
Vereinigungsprozesses provoziert das 
Nachdenken und Diskutieren der gra­
vierenden Dominanzphänomene im 
Verhältnis von West- zu Ostdeutsch­
land und die damit verbundenen 

schwerwiegend fehlleitenden Wei­
chenstellungen in Prozeß der deut­
schen Vereinigung. 

Grundlegende 
,,kolonialistische" 
Strukturelemente 

Auf der Grundlage einer Vielzahl 
von Einzelstudien in dem genannten 
Projektseminar wurde deutlich, daß es 
auf allen gesellschaftlich relevanten Ge­
bieten und Politikfeldern einige grundle­
gende „kolonialistische" Strukturele~ 
mente gibt, die in der gebotenen Kürze 
in folgender Weise umrissen werden 
könneo: 

1. Abgesehen von wenigen und un­
bedeutenden Ausnahmen wurden die 
„bewährten" institutionellen Strukturen 
der alten Bundesrepublik im Osten 
Deutschlands installiert. Insbesondere 

Kolonisierung bedeutet 
in ihrem Kern die politi­
sche, ökonomische und 
kulturelle Dominanz ei­
nes gesellschaftlichen 
Systems im Verhältnis 
zu einem anderen. 

die institutionellen, teilweise innovati­
ven Potentiale aus der Zeit des Ver­
suchs der Reformierung der DDR-Ge­
sellschaft 1989/90 wurden ignoriert. 
M.E. ist es eine typische Form konser­
vativen Herrschaftsverhaltens (das Ge­
genteil verantwortlichen politischen 
Verhaltens!), daß die Bundesregierung 
bzw. Vertreter der Machteliten niemals 
ernsthaft versucht haben, nach den 
Möglichkeiten und vor allen Notwen­
digkeiten einer kritischen Sichtung ei­
gener Institutionen zu fragen und dabei 
vor allen die gesellschaftlichen Kräfte 
tatsächlich zu integrieren, die mit der 
ursprünglichen Intention einer radika­
len Reform des Realsozialismus die 
Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten erst ermöglicht haben. Akti­
viert wurden die geistigen und politi­
schen Ressourcen der Demokratisie­
rung der Altbundesrepublik der 60er 
Jahre nach dem Motto: Es gibt viel zu 
tun, packen wir es an, wir haben es 
schon einmal geschafft. Daß es da 

möglicherweise interessante institutio­
nelle Ansätze in der DDR gab, die be­
freit von ihren staatssozialistiscben 
Verformungen möglicherwiese auch 
für die vereinigte Bundesrepublik eine 
diskutierenswerte Herausforderung 
darstellen, kam gar nicht in den Sinn. 
Der Verweis auf ein konservatives 
Wählervotum der Mehrheit der DDR­
Bürger für einen schnellen Währungs­
und lnstitutionentransfer von West gen 
Ost ist nur eine scheinbare Legitimati­
on dieser Strategie, zumal die Verfas­
sungskommission, die sich anschickte, 
den Vereinigungsprozeß verfassungs­
rechtlich zu reflektieren, von plebizitä­
ren Elementen im politischen Entschei­
dungsprozeß der gesamten Bundesre­
publik nicht viel hält (Scholz 1993: 4). 

2. Gravierend schlägt sich diese 
Strategie auf dem Gebiet der Wirt­
schaft nieder. Durch eine übereilte 
Einführung der DM am l.Juli 1990 
wurden die Produkte der DDR-Wirt­
schaft um ca. 300% verteuert (Priewe/ 
Hickel 1991: 13). Dieser Schritt hatte 
die Zerstörung der Wettbewerbsfähig­
keit und damit den Zusammenbruch 
der- ostdeutschen Industrie und Land­
wirtschaft, den sofortigen crash des 
Osteuropamarktes und Hunderttausen~ 
de Arbeitslose zur Folge. Zugleich 
vollzog sich eine Eroberung der Märk­
te und Absatzwege durch westdeutsche 
Unternehmen, die ihren Absatz um 
50 % über das zuvor prognostizierte 
Wachstum hinaus steigern konnten. Pro­
duktion und Absatz ostdeutscher Betrie­
be gingen dagegen in in den Keller. 

Eine unterentwickelte, jedoch partiell 
sanierungsfähige Wirtschaft (nach vor­
sichtigen Schätzungen wären mittel­
und langfristig ca. 80% der ehemaligen 
DDR-Unternehmen zu sanieren gewe­
sen) wurde durch diese Schocktherapie 
der Einführung der: DM und der Strate­
gie der ausschließlichen Privatisierung 
aller ehemaligen sogenannten volksei­
genen Betriebe durch. die Treuhandan­
stalt vollends zerstört. 

In Folge der Verwirklichung des Pri­
vatisierungsgrundsatzes des Einigungs­
vertrages für die DDR-Volkswirtschaft 
durch die Treuhand und der Umbewer­
tung der Vermögenswerte, die von den 
Ostdeutschen in die vereinigte Bundes­
republik eingebracht wurden, in Verlu­
ste vollzog sich ein umfassender Eigen­
tumstransfer von Ost nach West (vgl. 
Steinitz 1992). Eine Schaffung von Ei­
gentum für ostdeutsche Bundesbürger -
wie ursprünglich durch Wolfgang Ull-

25 



NEUE LÄNDER--------------------------

mann bei Gründung der Treuhandan­
stalt durch Vergabe von Anteilsschei­
nen vorgeschlagen - ist nie verwirklicht 
worden. Allein schon hinsichtlich der 
Schaffung ökonomischer Vorausset­
zungen einer souveränen Existenz wür­
den die Ostdeutschen durch diesen 
Wiedervereinigungsprozeß Bürger 
zweiter Klasse. Anschauliches Beispiel 
für derartige Entwicklungen und Aus- · 
druck einer Ignoranz gegenüber den 
Gefährdungen des sozialen Friedens 
sind die gegenwärtigen Bestrebungen, 
ehemals volkseigene Wohnungen als 
Eigentumswohnungen den letztlich tat­
sächlichen ehemaligen Eigentümern 
anzubieten (vgl. Richter 1994: 98-
100). 

3. AHe gesellschaftlich bedeutsamen 
Gebiete werden personell durch die alte 
Bundesrepublik dominiert. Personelle 
Schlüsselpositionen - abgesehen von 
wenigen Ausnahmen - werden durch 
Vertreter Westdeutschlands besetzt. 

Aufgrund dieser Entwicklung kommt 
es zwangsläufig zu einer Ausschaltung, 
einer zwar nicht physischen, aber sozia­
len Liquidierung der gesellschaftlichen 
Eliten, insbesondere der Intelligenz der 
ehemaligen DDR. Man sollte die Tatsa­
che konstatieren, daß gegenwärtig ca. 
70% der Hoch- und Fachschulabsoven­
ten der ehemaligen DDR aus ihren Stel­
lungen entlassen sind. Es handelt sich 
dabei zu einem nicht geringen Teil um 
ein Potential, das in einigen Jahren nicht 
mehr zu regenerieren ist. 

4. Die Bevölkerung befindet sich 
aufgrund der radikalen Veränderungen 
in einem enormen Anpassungsdruck, 
der es nicht möglich macht, sich mit der 
eigenen - wie auch immer problemati­
schen - Vergangenheit auseinanderzu­
setzen. Die deutsche Vereinigung voll­
zieht sich als ein sehr ambivalenter Pro­
zeß der Zerstörung ostdeutscher Identi­
tät. M.E. kann man den sich vollziehen­
den Prozeß in folgender Weise beschrei­
ben: Die Abwicklung, Bewertung, 
Überprüfung und Sicherung der wirt­
schaftlichen Existenz bei rapide steigen­
den Lebenshaltungskosten im Gegen­
satz zur geringen Einkommensentwick­
lung, drohende und faktische Arbeitslo­
sigkeit setzen die neuen Bundesbürger 
einem gewaltigen Streß aus. Mit ihrer ei­
genen tradierten Identität noch nicht fer­
tig, wird ihnen eine neue Identität von 
,,Siegern" der Geschichte oktroyiert. 
Vornehmlich kann die Mehrheit der Ost­
deutschen lediglich die Ressourcen 
fachliche Kompetenz und formale poli-
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tische Unbedenklichkeit aktivieren, um 
einen Platz im sozialen Gefüge der 
Bundesrepublik zu verteidigen oder zu 
gewinnen. Souveräne politische Kom­
pentenz ist nicht gefragt. 

Dieser Adaptionsdruck an die neuen 
gesellschaftlichen Verhältnisse wurde 
und wird dadurch verstärkt, daß vielen 
Betroffenen zum einen die formalrecht­
lichen Instrumentarien, sich mit Ent­
scheidungen gegen ihre bisherige beruf­
liche Tätigkeit auseinanderzusetzen, 
entzogen wurden. (Für ca. 600.000 Be­
schäftigte des öffentlichen Dienstes der 
ehemaligen DDR wurde mit der sog. 
Warteschleifenregelung das Arbeits­
recht völlig außer Kraft gesetzt.) Zum 
anderen müssen große Teile der,DDR­
Bevölkerung Diskriminierungen hin­
nehmen, die letztlich ihr bisheriges Le­
ben entwerten. (Die Einstufung von Tei­
len der Intelligenz als „ staatsnah" und 

Die unzweifelhaft vor­
handenen Bemühungen 
um Demokratisierung 
Ostdeutschlands wer­
den durch den gleichzei­
tig sich vollziehenden 
Kolonialisierungsprozeß 
aufs schwerste diskre­
ditiert - sie werden un­
glaubwürdig. 

das entsprechende Streichen von be­
stimmten Zuschüssen für die Altersver­
sorgung, sofern ein bestimmtes Niveau 
der Renten überschritten wird, entspre­
chend dem Rentenüberleitungsgesetz, 
trägt Züge einer strafrechtlich relevan­
ten Diskriminierung von Teilen der 
DDR-Bevölkerung, die nunmehr aus 
dem Arbeitsleben ausscheiden.) 

Kolonialisierung 
contra Demokratisierung 

Wir können für uns das Recht in An­
spruch nehmen, im Rahmen unserer 
Lehrtätigkeit und in daraus resultieren­
den Publikationen die These von einer 
westdeutschen Kolonialisierung der 
DDR erstmalig umfassend thematisiert 
zu haben. Nach nunmehr vier Jahren 
deutsche Einheit gehört der Koloniali­
sierurigsbegriff zum „Standard" eines 

Diskurses über den Prozeß der deut­
schen Vereinigung. Jener Begriff der 
Kolonialisierung wird in unterschiedli­
cher Weise gebraucht und widerspiegelt 
anschaulich die verschiedenen, gegen­
sätzlichen Standpunkte und Situations­
definitionen zur nunmehr verfassungs­
rechtlich geeinten Nation. Arnulf Ba­
ring spricht von einer positiv zu bewer­
tenden Ostkolonisation im Sinne einer 
langfristigen Rekultivierung (Baring 
1991: 70); Michael Brie stellt gegen­
sätzliche , Vereinigungsdiskurse, Libe­
ralisierungs- contra Kolonialisierungs­
diskurs, dar (Brie 1994: 3-11); Wolf­
gang Richter ortet in der Behandlung 
der Ex-DDR durch die Alt-bundesrepu­
blik Gemeinsamkeiten mit der klassi­
schen Kolonialisierung (Richter 1994: 
97-98). 

In allen Ansätzen zeigt sich, daß der 
Kolonialisierungsbegriff mit verschie­
denen Wertungen mehr und mehr ak­
zeptiert wird. In der alltäglichen - auch 
sich wissenschaftlich gebenden - Dis­
kussion dagegen wird Positionen wie 
der unsrigen vorgeworfen, mit der Ko­
lonialisierungsthese verlasse man den 
wissenschaftlichen Diskurs bzw. miß­
brauche ihn als Arena des Lamentie­
rens einer bestimmten sozialen Grup­
pe, die zum größten Teil zu Recht aus 
den Entscheidungsprozessen ausge­
schlossen worden ist und niemals mehr 
Macht bekommen sollte. Außerdem sei 
es im Unterschied zu anderen osteuro­
päischen Ländern im Osten Deutsch­
lands gelungen, die Verarmung weiter 
Teile der Bevölkerung . - vor allem der 
Senioren - zu verhindern. Wer ange­
sichts dieser Leistung von Kolonialisie­
rung spreche, sei undankbar und wolle 
nicht die Größe der historischen Her­
ausforderungen sehen. Während einer 
wissenschaftlichen Tagung in den USA 
wurde zum Beispiel der Autor von ei­
nem Kollegen der Universität Wupper­
tal aufgefordert, diesen Terminus nicht 
mehr zu benutzen, es wäre besser, 
wenn man so etwas verbieten würde. 

Im Sinne einer grundsätzlichen Dis­
kursvoraussetzung sei auf das Folgende 
verwiesen: Der Terminus Kolonialisie­
rung beschreibt nur eine Seite des Verei­
nigungsprozesses. Auf der anderen Seite 
ein und der selben Medaille gibt es den 
langfristig wirkenden Prozeß der Demo­
kratisierung. Die bewußte Entscheidung 

· der Mehrheit der DDR-Bürger für einen 
vollständigen Transfer der Institutionen 
der alten Bundesrepublik in den Osten 
Deutschlands war eine Entscheidung für 
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eine effektive Wirtschaft und funktio­
nierende sowie bewährte demokrati­
sche politische Strukturen. Es vollzie­
hen sich jedoch quasi zwei völlig hete­
rogene Prozesse nebeneinander. M. 
Brie hat daher unrecht, wenn er meint: 
„Der Kolonialisierungsdiskurs geht 
auch daran vorbei, daß die eingeführ­
ten Strukturen per se eben nicht kolo­
nialistisch wirken müssen, sondern 
durchaus auch liberal-emanzipatorisch 
genutzt werden können. Föderalismus, 
repräsentative Demokratie, marktwirt­
schaftliche Austauschbeziehungen sind 
ja keinesfalls auf eine kolonialistische 
Verfestigung von Machtverhältnissen 
festgelegt, sondern gestaltbar" (Brie 
1994: 11). Im Gegenteil: Die unzwei­
felhaft vorhandenen Bemühungen um 
Demokratisierung Ostdeutschlands 
werden durch den gleichzeitig sich 
vollziehenden Kolonialisierungsprozeß 
aufs schwerste diskreditiert - sie wer­
den unglaubwürdig. • 

Wichtig ist m.E., daß es sich bei dem 
Phänomen der Kolonialisierung eben 
nicht schlechthin um einen Diskurs 
handelt, der von denen geführt wird, 
die vom lnstitutionentransfer betroffen 
sind und deren sozialer Status ins W an­
ken geriet. Der Terminus Kolonialisie­
rung beschreibt eine reale Seite des 
Vereinigungsprozesses, nämlich die 
westlichen Dominanzprozesse, die die 
Entbindung des innovativen Potentials 
der Demokratisierung der ostdeutschen 
Gesellschaft be- bzw. verhindern. Aus 
diesem Grunde gleicht die Koloniali­
sierung der DDR in der Form so be­
drückend dem Muster der klassischen 
Kolonialisierung: dem Ausschluß der 
Bevölkerung von der politischen 
Selbstbestimmung sowie ihrer Behand­
lung als Staatsbürger zweiter Klasse, 
der Entwicklung einer Schicht von 
Vermittlern und Gewinnern im Ver­
hältnis zwischen Kolonialisierten und 
Herrschenden, der Erosion der tradi­
tionellen sozialen Zusammenhänge 
u.a. (vgl. Richter 1994: 98) 

Notwendigkeit 
demokratischer 

~estaltungsmöglichkeiten 

M.E. geht es aber nicht nur um einen 
moralischen Protest gegen solche For­
men der Entwürdigung von Teilen der 
Neubundesbürgerschaft. Genauso wenig 
angebracht ist die facettenreiche Be­
schwörung einer Verschwörung von „in 

der Treuhand und den Länderregierun­
gen repräsentierten Vertretermacht 
westdeutscher Eigentümerinteressen" 
oder einer Vorgabe einer politischen 
'Enthauptungsstrategie' durch den Eini­
gungsvertrag (Richter 1994: 99-100). 
Vielmehr geht es um die Gestaltbarkeit 
von Marktwirtschaft, föderalen politi­
schen Strukturen und repräsentativer 
Demokratie gegen die ·verfestigung der 
Tendenzen einer westdeutschen Kolo­
nialisierung. Das Spannungsverhältnis 
zwischen Kolonialisierung und Demo­
kratisierung ist zugunsten der vollstän­
digen Entbindung der Potentiale der De­
mokratisierung nur aufzulösen durch 
Schaffung der Möglichkeit, daß gesell­
schaftliche Akteure des Ostens die be­
währten demokratischen Institutionen 
nutzen können und gleichzeitig in ihnen 
und vermittels der Schaffung von neuen 
Institutionen spezifischen Interessen 
wahrzunehmen und durchzusetzen. 
Gleichsam ist es auch nur so möglich, 
zwischen der Diskriminierung von Tei­
len der Bevölkerung, der notwendigen 
Aufuebungen von Privilegierungen so­
zialer Gruppen und der zwingenden 
strafrechtlichen Verfolgung einzelner 
Personen der DDR-Gesellschaft wirk­
lich zu unterscheiden. 

Wolfgang Richter verweist zum Bei­
spiel als Vorsitzender der Gesellschaft 
zum Schutz von Bürgerrecht und Men­
schenwürde darauf, daß ca. 750.000 
Menschen in Angst leben müssen, in Er­
mittlungsverfahren einbezogen zu wer­
den, da eine Reihe von Gesetzen die 
Nichtverjährung von in der DDR began~ 
genen Straftaten vorsehen (vgl. Richter 
1994: 101). Diese lähmende Situation 
schützt die eigentlichen Täter und macht 
einen ehrlichen sowie souverän auf die 
Zukunft gerichteten Umgang mit der 
Geschichte der staatssozialistischen Ge­
sellschaft unmöglich. Die Prozesse ge­
gen Mielke, Mittag, Honecker u.a., in 
denen nach formaljuristischen Gesichts­
punkten an den tatsächlichen Verbre­
chen dieser früheren Funktionsträger 
und Repräsentanten der DDR vorbei 
versucht wird, Recht zu sprechen, zeigt 
offensichtlich das Dilemma einer Poli­
tik, die versucht, nach formalen Kriteri­
en, die der untergegangenen Gesell­
schaft kaum gerecht werden, diese zu 
bewältigen oder besser abzuwickeln. 

Es geht vor allem um gesellschaftli­
che Lernprozesse, die es möglich ma­
chen, sich politisch Herausforderungen 
zu stellen. Solche Lernprozesse werden 
eben durch einen simplen Systemtrans-
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fer von West gen Ost nicht ausgelöst, 
da diese Herausforderungen vor dem 
Zusammenbruch der DDR bereits ei­
nen Reformierungsdruck in der Bun­
desrepubltlE hervorriefen. Letztlich 
geht es um· eine Gestaltung politischer 
Institutionen in Ost und in West, die 
globalen Risiken in der Zukunft ge­
wachsen sind. Gleichzeitig ist es not­
wendig, den spezifischen territorialen 
Bedingungen jenseits der Makroebenen 
des lnstitutionentransfers wirkungsvoll 
Rechnung zu tragen. Unreflektierte 
Kopien des Westens helfen in dieser 
Hinsicht wenig. 

1 l Verwiesen sei auf die auf die erfolgreiche Zu­
sammenarbeit zwischen R. Rytlewski (Freie 
Universität) und B. Musiolek (vormals Hum­
boldt-Universitlt) zur Herausbildung des Parla­
mentarismus in den neuen Bundesländern. 
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Dividende 
kann nicht alles sei 
Aktionärinnen und Aktionäre müssen auch 
ihre Verantwortung für Umweltschutz und 
soziale Gerechtigkeit bei ihren Unternehmen 
wahrnehmen - m einen w ir. 

Deshalb haben wir uns zusammengeschlossen, 
um den Vorständen die Leviten zu lesen. 
Und wir suchen weitere Unterstützer. 

Dachverba~d der Kritischen Aktionärinnen 
und Aktionäre, Sehlackstraße 16, D-50737 Köln 
Telefon 0221-599 56 47, Telefax 0221-599 10 24 
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Die Reproduktion von Klassen­
gesellschaft in Ostdeutschland 

E ist nicht mein Thema an dieser 
Stelle, ob die DDR eine Klassen­

esellschaft war, ob sie eine 
Klassengesellschaft neuen Typs war 
(Weidig et al. 1984) oder ähnliches. 
Wir kommen auf der Basis empirischer 
Forschungen, in denen wir seit 1990 
die sozialen Veränderungen in Ost­
deutschland im Zuge der Integration in 
die Bundesrepublik Deutschland unter­
suchen, zu dem Ergebnis, daß sich we­
sentliche Seiten der Veränderungen der 
Sozialstruktur mit den Mitteln der 
Klassenanalyse beschreiben und mit 
denen der Klassentheorie erklären las­
sen. Das steht einerseits durchaus in 
der Kontinuität der Sozialstrukturfor­
schung in der DDR, kann aber anderer­
seits nicht auf dem Niveau erfolgen1 
auf dem Klassentheorie im Marxismus­
Leninismus im allgemeinen war. 

In der westlichen, speziell der bun­
desdeutschen Soziologie wird seit ge­
raumer Zeit die Klassentheorie, vor al­
lem die in der Marxschen Tradition ste­
hende Klassentheorie behandelt wie ein 
„ toter Hund". Die griffigen Formeln 

• Dr. Dietmar Wrttich, Leiter und Mitbegründer des 
1990 gegründeten isda, Institut für Sozialdaten­
analyse e.V., Berlin 

28 

sind bekannt. Sie reichen vom „Ab­
schied vom Proletariat" (Gorz 1980) 
bis zur These von der „historic mission 
unfulfilled" (Lipset 1981), allenfalls 
abgemildert in Formulierungen wie 
.,Klassengesellschaft ohne Klassen" 
(Beck 1986). Es ist auch nicht mein 
Problein, ob diese Aussagen für die 
westlichen kapitalistischen Metropolen 
zutrafen, in welchem Maße sie zutrafen 
oder gar nicht (ausführlicher bei Bie­
ling 1994, S. 30f.). Mein Gegenstand 
sind die sozialstrukturellen Verände­
rungen in der ostdeutschen Gesellschaft 
seit 1989. 

Auch für eine marxistische Klassen­
theorie muß gelten, was Hans Wagner 
für die marxistischen Gesellschaftswis­
senschaften im realen Sozialismus ge­
nerell einschätzte: .. Unsere theoreti­
sche Sicht auf die praktischen Evoluti­
onsprozesse entfernte sich . . . in dem 
Maße von der Wirklichkeit, wie letzte­
re sich von der Art und Weise der Re­
gulation und den sozialen Klassenver­
hältnissen des 19. Jahrhunderts ent­
fernte" (Wagner 1994, S. 51). Indessen 
ist auf diesem wie anderen Gebieten in 
West und Ost gearbeitet worden und es 
wird auch weiter gearbeitet. 

von Dietmar Wittich* 

Klassentheoretische 
Ausgangsposition 

Aus unserer Sicht erscheinen drei 
Aspekte bedeutungsvoll und sollen ex­
emplarisch zur Explikation des Aus­
gangspunktes berührt werden: (1) eine 
kritische Sicht.auf die Geschichte marxi­
stischer Klassentheorie und -analyse, (2) 
Ansätze zur Entwicklung der Klassen­
theorie, (3) die Sozialstrukturforschung 
im realen Sozialismus. 

Erstens: Die notwendige Kritik des 
Marxismus kann ~arx selbst nicht aus­
sparen. Marx hat eine gewaltige Arbeit 
in der detaillierten Kritik spekulativer 
Konstruktionen geleistet und insgesamt 
- bei Beachtung der Differenz zwischen 
Forschungs- und Darstellungsweise -
seine Theorie rationell konzipiert. Aber 
wir sollten heute sehr genau analysieren, 
wo es auch in seinem Werk selbst Mo­
mente spekulativer Konstruktionen gibt. 
Eine davon ist wohl die von der „histori­
schen Mission der Arbeiterklasse" 
(Goldschmidt 1994, S. 86-88) als einzi­
gem und notwendigem Subjekt der 
menschlichen Emanzipation und der so­
zialen Revolution (MEW 2, S. 38). 

Zweitens: Bei den Anregungen aus 
der westlichen Sozialstrukturtheorie und 
-analyse denke ich z.B. an Anthony Gid­
dens. Sein Konzept von der Klassen­
strukturierung (Giddens 1979) zum ei­
nen mit seiner doppelten Strukturierung 
von Rollen/Regeln und Ressourcen (S. 
66) ist ein Angebot, den Dualismus von 
Handeln und Struktur transparent zu 
machen. Zum anderen kann die Unter­
scheidung von unmittelbarer und ver­
mittelter Strukturierung einen rationalen 
Ausweg aus der Dichotomie des Zwei­
Klassenschemas bieten. 

Drittens: Hier geht es vor allem dar­
um, den von außen kommenden Kli­
schees entgegenzutreten, in der DDR 
usw. sei alles orthodox, scholastisch, da­
mit unwissenschaftlich und unbrauch­
bar gewesen. Das ist mit der problema­
tischen und heute vorherrschenden Pra­
xis verbunden, Realität und deren Ana­
lysen im Westen zum allgemeinen Kri­
terium für die Realität im Osten zu er-
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Tabelle 1: Sozialstrukturveränderungen in Ostdeutschland Mai 1990 - November 
1993 (nur Erwerbstätige bzw. {ähige, Prozent einer repräsentativen Stichprobe der 
Wohnbevölkerung ab einem Alter von 18 Jahren) 

Mai 1990 

Berufstätige 

Arbeiter 38,0 

Angestellte 28,2 

Beamte -

Intelligenz 20,0 

Bauern 6,3 

Handwerker 0,8 

Unternehmer 2,7 

Freiberufler -. 
Mithelfende -

Anteil an Gesamt 83,5 

heben. Auch dabei wird diese Realität 
nicht als solche genommen, sondern im 
besten Falle nur die Abweichungen 
vom Westen gemessen. Dem gilt es die 
konkreten Insider-Kenntnisse jener ent­
gegenzusetzen, die zur Sozialstruktur 
der realsozialistischen Gesellschaft ge­
forscht haben (bei gleichzeitiger selbst­
kritischer Reflexion). 

1 . Differenzierung 

November 1993 

Erwerbsfähige Erwerbstätige 

29,2 25.5 

40,8 42,8 

1,7 2,2 

18,4 19,3 

2, 1 1,4 

3,5 3,3 

2,7 3,5 

1,4 1,8 

0,2 0,2 . 

73,7 54,2 

schließlichkeit, es geht um Kompatibi­
lität. Klassenanalyse ist nicht mit öko­
nomistischen Klassenreduktionismus 
gleichzusetzen. 

Die erste Phase der sozialstrukturel­
len Veränderungen in Ostdeutschland 
haben wir wie folgt zusammengefaßt: 
,,Der gegenwärtige Stand der sozial­
strukturellen Analyse . . . spricht dafür, 
daß sozialstrukturelle Veränderungen 
nicht auf die Ebene der Klassenstruktu­
rierung reduziert werden können, daß 
sie jedoch für die Erfassung bestimmter 
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Entwicklungen durchaus von entschei­
dender Bedeutung ist." (Wittich 1994, 
S. 4 7) Genau diese Entwicklungsaspek­
te haben sich mittlerweile noch deutli­
cher konturiert. 

Einige empirische 
Befunde 

1. Die Bevölkerungszahl in Ost­
deutschland sinkt rapide. Noch wesent­
lich schneller haben sich jedoch Zahl 
und Anteil der Erwerbstätigen redu­
ziert, ihr Anteil beträgt heute ca. 56% 
(1990: ca. 80%, nahezu alle Nichter­
werbstätigen waren Rentner). Die 
Nichterwerbstätigen haben jetzt einen 
Anteil von 44 % , nahezu die Hälfte von 
ihnen sind Arbeitslose ( einschließlich 
Kurzarbeiter und Vorrentner). Frauen 
sind unter den Arbeitslosen in Ost­
deutschland, wo die Berufstätigkeit von 
Frauen eine akzeptierte Normalität 
war, deutlich überrepräsentiert. 

2. Es haben sich seit 1989 erhebli­
che Bewegungen und Veränderungen 
in der Struktur der Erwerbstätigen 
vollzogen. Ca. drei Viertel der heute 
Erwerbstätigen haben seitper den Job 
gewechselt (mehr als ein Drittel zwei­
mal und öfter). Die Gründe lagen vor 
allem im Stellenabbau im Zusammen­
hang mit Rationalisierungen und in den 
verschiedenen Arten der Schließung 
von Betrieben und Institutionen (in der 
Erfindung von Begriffen gibt es erheb­
liche Kreativität: Abwicklung, Warte-und Entdifferenzierung 

Die Forschungen im Rahmen des von 
isda seit 1990 betriebenen Projekts "So­
zialstruktur und Lebensqualität" (SLQ) 
zählen den Funktionsgruppenansatz von 
Manfred Lötsch zu den Ausgangspunk­
ten. Er knüpft an der Prozeßhaftigkeit 
von Gesellschaft an, ·daran "daß die jet­
zige Gesellschaft kein fester Kristall, 
sondern ein umwandlungsfähiger und 
beständig im Prozeß der Umwandlung 
begi;iffener Organismus ist" (Marx 
1962, s. 16). 

Tabelle 2: Art der Tätigkeit und Erwerbsstatus in Ostdeutschland 1993 
(Erwerbsfähige, Prozent spaltenweise) 

Aktuelle Entwicklungen - wie die of­
fensichtliche existentielle Bedeutung 
der Realisierungsmöglichkeiten des W a­
rencharakters der Arbeitskraft (also des 
Problems von Lohnabhängigen, einen 
Erwerbsarbeitsplatz zu fmden, Anm. 
d. Red.) - bestärken die Position, daß 
sich mit klassentheoretischen und klas­
senanalytischen Sichtweisen und Mo­
dellen sicherlich nicht alle Aspekte und 
Dimensionen sozialer Strukturierung . 
ausleuchten lassen, wohl aber durchaus 
wesentliche. Es geht nicht um Aus-

Herstellen 

Reparieren 

Transportieren 

Ein-, Verkaufen 

Verwalten 

Leiten 

Forschen 

Heilen 

Bilden 

kulturelle Tätigkeit 

andere Dienstl. 

andere TätiQkeit 

-
Berufstätige 

12,9 

10,8 

5,6 

10,2 

13,3 

5,6 

4,1 

7,8 

9, 1 

1,8 

8,6 

10,2 

Vorruhestand Arbeitslose 

18,5 25,8 

8,3 8,5 

4,2 • 5,2 

6,5 8,9 

8,9 14, 1 

20,8 3,8 

4,2 4,2 

2,4 2,3 

8,9 4,7 

06 4,2 

6,0 9,4 

10,7 8,9 
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schleife, Evaluierung, Liquidation, 
Schließung ... ). 

3. In der Sozialstruktur der DDR bil­
deten die Arbeiter die größte soziale 
Gruppe (38% 1990), ihr Anteil ist jetzt 
auf 25 % zurückgegangen. Die relativ 
größte soziale Gruppe bilden jetzt die 
Angestellten (von 29% 1990 auf 43% 
1993). Das ist aber kein Wachstum, ihre 
Zahl hat sich gleichfalls - wenn auch ge­
ringer - reduziert, es handelt sich ledig­
lich um eine relative Vergrößerung. Die 
Intelligenz (akademisch Gebildete) ha­
ben ihren Anteil erhalten, ihre Verringe­
rung bewegt sich im Trend der Gesamt­
entwicklung. 

4. Unternehmer, Freiberufler, Beam­
te und Handwerker sowie insgesamt in 
Dienstleistungen Beschäftigte haben 
ihre Zahlen und Anteile zum Teil erheb­
lich vergrößert (Unternehmer von 1,5 % 
auf 3%). Die dramatischste Entwick­
lung hat sich in der Klasse der Genos­
senschaftsbauern vollzogen, von den 

Der Umfang der Tätig'.'. 
keitswechsel in den vier 
Jahren 1 989 bis 1 993 
übertrifft entsprechende 
Entwicklungen, die sich 
in der DDR über das 
gesamte Berufsleben 
erstreckten. Das Bild 
ähnelt dem eines Zeit­
raffers ... 

ehemals knapp 7% in der DDR sind 
noch zwei Prozent übrig geblieben, die 
heute in agrarischen Gesellschaften 
bzw. Genossenschaften tätig sind 
(Krambach u.a. 1991). Die politisch 
gewünschte -Gruppe der privaten Bau­
ern ist statistisch bisher nicht meßbar. 
Diese Entwicklungen gehen einerseits 
einher mit einer größeren Differenzie­
rung der Arten der Tätigkeiten, ande­
rerseits mit Unterschieden im Arbeits­
platzrisiko. 

5. Der Umfang der Beschäftigten in 
der Industrie hat sich seit 1990 etwa hal­
biert, ähnlich ist es im Bereich Verkehr, 
das Bauwesen ist mittlerweile auch auf 
zwei Drittel geschrumpft, ähnlich ist der 
Trend in den Bereichen Wissenschaft 
und Kultur. Der Handel verharrt bei 
drei Vierteln des Niveaus von 1990. 
Allein die staatlichen Verwaltungen ha-
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ben ihren Umfang erhalten und damit 
ihren relativen Anteil erheblich erhöht. 
Der Anteil der Staatsbeschäftigten ist 
inzwischen kräftig auf über 30 % ge­
stiegen. 

Das Gesamtphänomen der Arbeitslo­
sigkeit setzt sich (bezogen auf die Ge­
samtheit der Erwerbsfähigen) wie folgt 
zusammen: Arbeitslose 15,7%, Vorru­
hestand u.ä. 11,6%. Hinsichtlich der 
Qualifikation kann man die Entwick­
lung auf die Formel bringen: je niedriger 
die Qualifikation, um so höher ist das 
Arbeitsplatzrisiko. 

Parallelität 
mehrerer Prozesse 

Insgesamt haben wir es also zu tun 
mit der Parallelität mehrerer gleichlau­
fender Prozesse: einer Entindustrialisie­
rung, verbunden mit einer partiellen 
Entproletarisierung, einer De-Agrarisie­
rung, einer (nicht empirisch dargestell­
ten) Reduzierung von Wissenschaft und 
Forschung, verbunden mit einer Entin­
tellektualisierung der gesellschaftlichen 
Arbeit in Ostdeutschland. Deutlich er­
kennbar steht dem gegenüber eine relati­
ve Bürokratisierung, die im Alltagsleben 
als absolute Bürokratisierung erfahren 
wird. Diese Parallelitäten schließen in 
sich widersprüchliche Entwicklungen 
ein. Wir haben auf der einen Seite die 
Konturierung sozialer Gruppen entlang 
der Achse Eigentum, vor allem die Ver­
größerung der Gruppen der Unterneh­
mer und der Freiberufler, und damit 
zusammenhängende Differenzierungen 
in Soziallagen und Lebenschancen. 
Hinsichtlich der konkreten Reprodukti-

onsleistungen sind die heute übrig ge­
bliebenen Reste klarer strukturiert als 
es der Reproduktionsprozeß in der 
DDR war, .es handelt sich um eine 
"funktionale Differenzierung", die je­
doch durch . ihren engen Zusammen­
hang mit der Herausbildung von Lohn­
arbeitsverhältnissen (bzw. deren Nicht­
Herausbildung) deutlich klassengesell­
schaftliche Züge trägt. 

Auf der anderen Seite steht, daß 
hier erhebliche Qualifikationspotentia­
le, zu erheblichen Teilen dauerhaft, 
stillgelegt sind, für ihre Träger nicht 
mehr verwertbar sind. Es handelt sich 
um stillgelegte, potentielle Funktionen, 
die im gesellschaftlichen Reprodukti­
onsprozeß nicht mehr produktiv (allen­
falls in der Funktion von Konsumen­
ten) wirksam werden. 

Diese stillgelegten Potentiale finden 
sich vor allem in den Gruppen mit her­
stellenden Tätigkeiten (Arbeitslose fast 
26%, Vorruhestand 19%). Bei den Vor­
ruheständlern ragen weiterhin leitende 
Tätigkeiten und auch bildende Tätigkei­
ten heraus, bei den Arbeitslosen verwal­
tende Tätigkeiten. Diese Teile der Ge­
sellschaft sind nicht funktional. Sie sind 
dysfunktional, weil sie überwiegend aus 
objektiven und subjektiven Gründen 
keine "industrielle Reservearmee" sind. 
Da ihre soziale Situation weitgehend auf 
relativ niedrigem Niveau nivelliert wird, 
kann man auch von Entdifferenzierung 
sprechen: ,,Entdijferen:derung", ein 
zweiter Grundprozeß in den Verände- . 
rungen der ostdeutschen Sozialstruk­
tur. Auch diese Entwicklung ist als 
Moment von Klassenstrukturierung zu 
identifizieren, als eine negative Defini-

Tabelle 3: Soziale Gruppenzugehörigkeit in der DDR, Vergleich Beginn der 
Berufstätigkeit und Gegenwart (1989, Prozent) 

Soziale bei Beainn des Berufslebens 

Gruppe Arbeiter Ange- Beamte lntelli- Bauern Hand-
stellte aenz werker 

Arbeiter 54,7 4,3 - - 24,0 19,6 

Angestellte 30, 1 63,3 20,0 2,9 4,0 15,2 

Beamte 1,6 1,7 30,0 2,9 - -
lntelliaenz 7,3 24,9 50,0 82,9 8,0 8,7 

Bauern 1,6 0,3 - - 60,0 -
Handwerker 2,3 0,9 - - - 64,9 

Unternehmer 2,3 2,6 - 2,9 4,0 4,3 

Freiberufler - 1,2 - 5,7 - -
Mithelfende 0,2 0,9 - 2,9 - -
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Tabelle 4: Tätigkeitswechsel in Ostdeutschland seit 1989 nach sozialen Gruppen 
(nur Erwerbsjdhige, Prozent zeilenweise) 

nein 

Arbeiter 47,8 

Angestellte 50,4 

Beamte 71,4 

Intelligenz 54,0 

Bauern 84,6 

Handwerker 34,6 

Unternehmer 35,0 

Freiberufler 83,3 

Gesamt 49,8 

tion von Klassenlagen, hier ist nicht die 
Zuweisung bzw. die Erreichbarkeit 
(Optionen) eine Platzes im gesell­
schaftlichen Reproduktion durch sozi­
alökonomische Faktoren bestimmt, 
sondern die Verweigerung eines Plat­
zes, das Fehlen dieser Optionen. 

2. Eine neue Qualität 
sozialer Mobilität 

Soziale Mobilität hat es in der DDR 
in gewissem Umfang auch gegeben. 
Um den Umfang der Mobilität in der 
DDR-Gesellschaft zu rekonstruieren, 

ja, freiwillig ja, unfreiwillig 

19,9 32,3 

10,8 38,8 

21,4 7,1 

15,9 30,2 

7,7 7,7 

26,9 38,5 

35,0 30,0 

16,8 -
16,7 33,5 

wurden empirisch Tätigkeitswechsel 
vor 1989 erfaßt. Kriterium war dabei, 
daß nicht einfach ein Betriebswechsel 
vollzogen wurde, sondern tatsächlich 
ein Wechsel der beruflichen Tätigkeit 
stattgefunden hat. 

Danach ergibt sich, daß mehr als die 
Hälfte in der DDR bei der Tätigkeit ge­
blieben ist, mit der sie ins Berufsleben 
gestartet war. Jeder fünfte hatte die be­
rufliche Tätigkeit einmal gewechselt, 
jeder achte zweimal, jeder zwölfte drei­
mal und nur jeder 25. viermal und öfter. 
Demnach hatten vor 1989 insgesamt 
44 % ihre Tätigkeit gewechselt, am rela-
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tiv häufigsten Angestellte und Angehö­
rige der Intelligenz, am relativ wenig­
sten jene, die heute die Gruppen der 
Freiberufler und der Unternehmer bil­
den. Es bietet sich insgesamt das Bild ei­
ner Gesellschaft mit eher gemächlicher 
Mobilität, die Veränderungen erstreck­
ten sich über das gesamte Berufsleben. 
Dabei lassen sich drei dominierende 
Bündel von Ursachen für Mobiltät aus­
machen: (1) Gründe, die auf den Inhalt 
der Arbeit bezogen sind (anderes Betäti­
gungsfeld, qualifiziertere Arbeit), (2) 
Gründe, die familienbezogen sind (hö­
heres Einkommen, Wohnortwechsel, 
günstigere Arbeitszeit), und (3) Gründe, 
die sich aus der Spezifik der gesell­
schaftlichen Rahmenordnung ergaben, 
darunter politische Gründe. 

In der Zeit seit 1989 hat gleichfalls 
etwa die Hälfte der Erwerbsfähigen die 
Tätigkeit gewechselt, etwas mehr als 
vor 1989. Das Besondere liegt jedoch 
darin, daß es sich um Veränderungen 
in nur vier Jahren handelt. Anders ge­
sagt: Der Umfang der Tätigkeitswech­
sel in diesen vier Jahren übertrifft ent­
sprechende Entwicklungen, die sich in 
der DDR über das gesamte Berufsleben 
erstreckten. Das Bild ähnelt deIJJ. eines 
Zeitraffers, in nur wenigen Jahren wer­
den Veränderungen in einem Umfang 
vollzogen, zu dem es zuvor Jahrzehnte 
gebraucht hatte. 

Zugleich wird deutlich, daß diese 
Veränderungen in der überwiegenden 

Tabelle 5: Gründe für Tätigkeitswechsel in Ostdeutschland nach 1989 nach sozialen Gruppen (nur Erwerbsfähige, Prozent) 

Arbeiter Ange- Beamte lntelli- Hand- Unter- Frei- Gesamt 
stellte genz werker nehmer berufler 

anderes Betätigungsfeld 12,8 6,8 - 10,4 - 15,4 40,0 9,7 

besser verdienen 11,5 3,4 33,3 6,3 30,8 - - 7,5 

günstigere Arbeitszeit 1,3 2,6 - - - - - 1,4 

qualifiziertere Arbeit 2,6 1,7 33,3 4,2 7,7 7,7 - 3,2 

Qualifik. nicht anerkannt 1,3 0,9 - - - - - 0,7 

Stellenabbau 37,2 32,5 - 25,0 7,7 - - 28,7 

Konkurs des Betriebes 5,1 6,8 - - 7,7 - - 4,7 

Arbeitsstelle aufgelöst 14,1 30,8 33,3 22,9 15,4 38,5 20,0 24,7 

Arbeitsst. abgewickelt 5,1 1,7 - 16,7 - 15,4 20,0 6,1 

Betrieb geschlossen 3,8 6,0 - - 15,4 - - 4,3 

politische Gründe - 0,9 - 4,2 - - - 1,1 

andere Gründe 5,1 6,0 - 10,4 15,4 23,1 20,0 7,9 
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Zahl der Fälle sich als Einschnitte in die 
berufliche Entwicklung realisieren. Ins­
gesamt sind zwei Drittel der Arbeits­
platzwechsel seit 1989 unfreiwillig er­
folgt. Besonders hoch ist der Anteil der 
unfreiwilligen Wechsler in den Grup­
pen der Angestellten und der Handwer­
ker. Letztere Gruppe ragt auch deshalb 
heraus, weil in ihr nach den Unterneh­
mern zugleich auch der höchste Anteil 
zu finden ist, die die Tätigkeit freiwillig 
gewechselt haben. Dieser Anteil ist 
auch bei den Beamten überdurchschnitt­
lich. Das spricht dafür, daß diese für 
die ostdeutsche Gesellschaft relativ neu­
en Gruppen in der Sozialstruktur sich 
auf durchaus unterschiedliche Weise 
herausbilden. Zum einen handelt es sich 
bei den Zuwanderern zu diesen Grup­
pen zum Teil um Menschen, die sich 
neue Chancen eröffnen wollen. Zum 
Teil handelt es sich offenbar auch um 
Menschen, die den Übergang in diese 
neuen Struktur unfreiwillig vollziehen. 
Vor allem die Gruppe der Unternehmer 
ist in diesem Zusammenhang von Inter­
esse. Die oben dargestellte scheinbare 
Kontinuität in den Relationen der sozia- · 
Jen Gruppe der Selbständigen zur sozia­
len Gruppe der Unternehmer erweist 
sich als außerordentlich differenziert. 
Nur reichlich ein Drittel der heutigen 
Gruppe der Unternehmer rekrutiert sich 
aus den Selbständigen in der DDR, ein 
weiteres reichliches Drittel wird von je­
nen gebildet, die neue Chancen ergrei­
fen. Ein weiteres knappes Drittel hat 
zumindest den Anstoß zum Übergang in 
die neue ~ziale Gruppe aus dem Ver­
lust früherer Tätigkeitsfelder und einem 
Mangel an Alternativen erhalten. 

Hinsichtlich der Ursachen steht jetzt 
der Stellenabbau im Vordergrund, die­
ser betrifft Arbeiter und Angestellte 

besonders häufig. Dem folgt in der 
Häufigkeit die Auflösung von Betrie­
ben, davon waren vor allem Angestell­
te und nunmehrige Unternehmer be­
troffen. Wenn man dazu die verschie­
denen anderen Formen der Liquidation 
von Betrieben und Institutionen nimmt 
(Abwicklung der Arbeitsstelle entspre­
chend Einigungsvertrag, Betriebs­
schließung durch die Treuhandanstalt 
und Konkurs von Betrieben), dann ste­
hen rund 40 % der Tätigkeitswechsel 
seit 1989 in diesem Kontext. Andere 
Gründe sind demgegenüber deutlich re­
lativiert. Die Suche nach einem ande­
ren Betätigungsfeld spielt zwar noch 
eine Rolle, insbesondere für Freiberuf­
ler, aber auch für Unternehmer und 
Arbeiter, aber längst nicht in dem Um-

Die Ausdifferenzierung 
von Sozialtagen tendiert 
immer stärker zu sozia­
ler Polarisierung, zur 
Herausbildung von Klas­
senlagen . 

fang wie vor 1989. Ähnlich · ist es mit 
der Suche nach besseren Verdienst­
möglichkeiten. Erwähnt werden soll 
auch an dieser Stelle, daß gleichfalls 
rund ein Prozent den Arbeitsplatz aus 
politischen Gründen wechseln mußte. 

Insgesamt erscheint nunmehr die so­
ziale Mobilität durch zwei Faktoren­
gruppen dominiert: zum einen durch 
wirtschaftliche Faktoren (Stellenab­
bau, Konkurse), zum anderen durch 
die Veränderung der institutionellen 
Rahmenordnung, insbesondere die Re­
organisation der Wirtschaftssubjekte 

und Institutionen (bzw. durch ihre 
Nicht-Reorganisation). 

Sozialstrukturelle 
Turbulenzen 

:Es ist deutlich, daß die gesellschaftli­
chen Veränderungen seit 1989 eine nach 
Art und · Geschwindigkeit neue Qualität 
von sozialer Mobilität bewirkt hat, die 
den Eindruck . ,,sozialstruktureller Tur­
bulenzen" vermittelt. Die Übernahme 
der Wirtschaft-, Sozial- und lnstitutio­
nenordnung der Bundesrepublik 
Deutschland auf das Gebiet, das vorher 
DDR war, greift tief in die Lebensgestal­
tung der Menschen ein. Es handelt sich 
um eine Doppelwirkung: zum einen die 
Einführung der neuen Rahmenordnung 
als solche, zum anderen, daß dabei nicht 
genügend Arbeitsplätze überführt bzw. 
geschaffen werden. 

Es deuten einige Anzeichen darauf 
hin, daß die sozialstrukturellen Turbu­
lenzen weiter anhalten werden. Zum 
eine zeigt sich das in dem erheblichen 
Umfang, den prekäre Beschäftigungs­
verhältnisse heute in Ostdeutschland ha­
ben. Zum anderen ist der Anteil der Per­
sonen auf geförderten Arbeitsplätzen 
bzw. in Fortbildung und Umschulung 
mit 24,4% immer noch erheblich. Die 
größten Gruppen bilden jene in Qualifi­
zierungsmaßnahmen. · Diese Gruppen 
befinden sich zugleich in alimentierter 
und prekärer Lage; sie befinden sich bei 
anhaltender Grundsituation zu erhebli­
chen Teilen im Vorfeld dysfunktionaler 
Entdifferenzierung (siehe oben). 

Weil diese Entwicklungen insgesamt 
gleichfalls mit der Gleichzeitigkeit von 
Herausbildung von Lohnarbeit, Umver­
teilung von Lohnarbeit und Limitierung 
von Lohnarbeit verkoppelt sind, er-

scheinen sie als Verstärkung 
Tabelle 6: Abwanderung nach Westdeutschland und Pendlerin Ostdeutschland 
Qualifikations- und Altersgruppen (Prozent spaltenweise) 

1989, der klassengesellschaftlichen 
Züge in den Strukturierungs­
prozessen in Ostdeutschland. - -

unter 20 21 -40 41-60 

Hochschule 13,6 18,7 

Fachhochsch. 2,5 6,3 

Fachschule 11, 1 25,0 

Meister 3,7 12,5 

Facharbeiter 63,0 34,4 

Angelernte 2,5 1,7 

Ungelernte 100,0 3,7 3,1 

alle Abwanderer 1,7 67,5 26,7 
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über 60 

20,0 

20,0 

60,0 

4,2 

Gesamt 

11,7 

4,2 

14,2 

6,7 

54,2 

1,4 

5,0 

100,0 

Pendler 

20,0 

1,4 

7,1 

4,3 

58,5 

1,6 

7,1 

I 

Damit sind insbesondere 
zwei Entwicklungen verkop­
pelt, die sich heute bereits als 
politisch relevant erweisen und 
die es weiter zu untersuchen 
gilt. Zum einen wird die in hi­
storisch kurzer Frist akkumu­
lierte Mobilitätserfahrung sub­
jektiv als soziale Verunsiche­
rung reflektiert und in eine ver­
breitete Angst vor existentiel­
ler Bedrohung verlängert. Zum 
anderen findet eine Umschich­
tung von Soziallagen statt, ,,die 
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vor allem an der Trennlinie der Ver­
wertbarkeit bzw. Nichtverwertbarkeit 
von Arbeitskraft in Form von Lohnar­
beit, dann aber auch im Zusammen­
hang mit solchen Ressourcen wie Ei­
gentum und Verfügung über hohe oder 
spezielle Qualifikation erkennbar 
wird" (Wittich 1994, S. 82). Diese 
• Ausdifferenzierung von Soziallagen 
tendiert immer stärker zu sozialer Po­
larisierung, zur Herausbildung von 
Klassenlagen. Indem dies als von bis­
heriger beruflicher Biographie und 
Leistungsfähigkeit als weitgehend un­
abhängig erfahren wird, wird es ver­
breitet als sozial ungerecht reflektiert. 
Beides - die soziale Verunsicherung 
und die Erfahrung sozialer Ungerech­
tigkeit - erklären zu einem erheblichen 
Teil Spezifika f,B. des Wahlverhaltens 
in Ostdeutschland. 

3. Zur sozialen Migration 
Die Wanderung bzw. Abwanderung 

nach Westdeutschland hat einen be­
trächtlichen Umfang angenommen. Im 
Projekt SLQ wurde als Indikator die Fra­
ge verwendet, ob Verwandte ersten Gra­
des der Probanden seit 1989 nach West­
deutschland verzogen sind. Derartige 
Abwanderungen werden aus 14,5% der 
Haushalte berichtet, in den berichteten 
Fällen gibt es durchschnittlich 1,3 Nen­
nungen. Hochgerechnet sind insge­
sammt ca. 900.000 Familien davon be­
troffen. 

Als Hauptgründe werden genannt: 
die Suche nach einem Arbeits- bzw. 
Ausbildungsplatz, finanzielle Gründe 
(bessere Einkommen) und der Wunsch, 
ein neues Leben anzufangen (also Brü­
che in der Biografie). Diese Wanderung 
hat eine spezifische soziale Zusammen­
setzung. · 

Die ältere Generation ist an den Wan­
derungen kaum beteiligt, gleichfalls die 
jüngste Generation. Letzteres dürfte da­
mit zusammenhängen, daß der Ausbil­
dungsplatz im Westen in der Regel nicht 
(noch nicht) mit einem Wohnortwechsel 
verbunden ist. Der Hauptanteil der Mi­
granten gehört zur Altersgruppe zwi­
schen 20 und 40 Jahren. Auffällig ist in 
dieser Gruppe der hohe Anteil von 
Facharbeitern, aber auch eine gewisse 
Polarisierung. Hochschulabsolventen 
stellen gleichfalls einen erheblichen 
Anteil, aber vor allem Ungelernte sind 
klar überrepräsentiert. Die 41 bis 
60jährigen unter den Migranten bilden 
eine wesentlich kleinere Gruppe mit ei-

nem hohen Anteile von Hochschulab­
solventen und Technikern. 

Diese spezifische Wanderung ist mit 
Konsequenzen sowohl für die ostdeut­
sche als auch für die westdeutsche Ge­
sellschaft verbunden. Im Westen erhö­
hen sie die Konkurrenz zwischen den 
Lohnabhängigen auf dem ohnehin enger 
werdenden Arbeitsmarkt. Im Osten ist 

· jedoch ein permanenter Verlust an jun­
gen und an kompetenten Arbeitskräften 
nach wie vor im Gange, der seinerseits 
die Voraussetzungen für eine positive 
Wendung in der Wirtschaftsentwicklung 
untergräbt. · 

Unvollständige 
Klassengesellschaft an 

der Peripherie 

Die genannten sozialstrukturellen 
Veränderungen haben in den Möglich­
keiten bzw. Barrieren in der Herausbil­
dung und Realisierung von Lohnarbeit 
einen gemeinsamen Nenner. Das ver­
mittelt den Eindruck, als käme die Sozi­
alstruktur der Bundesrepublik als das 
nach Ostdeutschland, was sie mögli­
cherweise in den letzten Jahren in dieser 
Eindeutigkeit schon nicht mehr war: als 
Klassengesellschaft. Sie kommt als un­

vollständige Klassengesellschaft, und 
das in einem doppelten Sinne: zum ei­
nen ist die Klasse der Kapitalisten nicht 
präsent, sie läßt sich durch Beauftragte 
vertreten, und zum anderen bildet sich 
das Lohnarbeitsverhältnis zwar formal 
umfassend und alles beherrschend her­
aus, aber real nur sehr unvollständig. 
Klassenanalytische Modelle sind in Ost­
deutschland gegenwärtig durchaus ge­
eignet, Ausdifferenzierungen von Lage­
gruppen zu beschreiben. Insofern gilt 
hier jedenfalls nicht, daß Klasseriver­
hältnisse sozial fast irrelevant (Hradil 
1990, S. 362) geworden sind. 

Es soll an dieser Stelle nicht weiter 
vertieft werden, ob und inwieweit die 
DDR als „staatssozialistische" Gesell­
schaft gleichfalls klassengesellschaftli­
che Züge aufwies. Was sich gegenwärtig 
vollzieht, ist in wesentlichen Zügen eine 
Rekonsfruktion von kapitalistischer 
Klassengesellschaft. Aus gesamtgesell­
schaftlicher Perspektive der Bundesre­
publik stellt sie sich dar als spezifisch 
ostdeutscher Entwicklungsweg bei der 
Umgestaltung der „Klassenlandschaft" 
(Kremer 1994, S. 19), als relativ ge­
schlossene Ausbildung einer ganzen 
Region zur „Peripherie" . Radikalität 
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und Geschwindigkeit der Klassenstruk­
turierung, die Herausbildung neuer 
Strukturmomente wie die massenhafte 
Herausbildung alimentierter Existen­
zen u.a. deuten zugleich darauf hin, 
daß in dieser spezifischen Rekonstruk­
tion kapitalistische Klassengesellschaft 
eine neue Qualität gewinnt. 

Dabei ist die Perspektive durchaus 
offen. Es kann durchaus sein, daß die 
Region, die einmal DDR war, dauerhaft 
Peripherie westlicher Klassenlandschaft 
bleibt. Es ist zwar heute schwer vorstell­
bar, aber nicht ganz auszuschließen, daß 
sich hier „nut" ein Freiraum für neue 
Modernisierungsmöglichkeiten des Ka­
pitalismus herausbildet. Da sich Spezifi­
ka der„ Vereinigungskrise" mit Momen­
ten der strukturellen Krise verkoppeln, 
sollte aber auch nicht ausgeschlossen 
werden, daß hier ein Vorgriff auf Ent­
wicklungen realisiert wird, die in allen 
kapitalistischen Metropolen ganz oder 
teilweise bevorstehen. 
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Arbeitsmarktpolitik für Frauen ~nd 
Jugendliche in Sachsen-Anhalt 

E Jahre nach dem politischen 
ökonomischen Zusammen­

bruch der DDR ist der Übergang 
vom ehemals planwirtschaftlich-zentra­
listischen System zur sozialen Markt­
wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch­
land weit fortgeschritten, jedoch noch 
keineswegs abgeschlossen. Daß dieser 
Übergang nicht schmerzlos vonstatten 
gehen würde, haben viele vorausgese­
hen. Dennoch wurde die Mehrzahl der 
Menschen in Ostdeutschland vom Aus­
maß der ökonomischen, politischen und 
sozialen Umwälzungen und den damit 
verbundenen, oftmals weitreichenden 
persönlichen Auswirkungen überrascht. 

· Fast alle Menschen im erwerbsfähigen 
Alter waren von tiefgreifenden berufli­
chen Veränderungen betroffen. Arbeits­
losigkeit wurde für viele zur ständigen 
Bedrohung. In besonderem Maße sind 
von dieser Entwicklung die Frauen - in 
Teilbereichen auch die Jugendlieben " 
betroffen. 

Arbeitsmarktprobleme 
in Sachsen-Anhalt 

In Sachsen-Anhalt ist die Umstruktu­
rierung der Wirtschaft im Vergleich zu 
den übrigen neuen Bundesländern be­
sonders aufwendig und langwierig. Hier 
konzentrierte sich die industrielle Pro­
duktion weitgehend auf die Chemiein­
dustrie, den Maschinen- und Fahrzeug­
bau sowie die Energie- und Brennstoff­
industrie, insbesondere den Bergbau. 
Der Anteil dieser Wirtschaftszweige lag 
in Sachsen-Anhalt bei ca. 26%, während 
er in den übrigen neuen Ländern fast 
10 % niedriger war. Gerade diese Bran­
chen unterlagen einem besonders star­
ken Konkurrenz- und damit auch Um­
strukturierungsdruck, so daß Produkti­
onseinbrüche und Massenentlassungen 
in einem enormen Ausmaß die Folge 
waren. Zudem hatte Sachsen-Anhalt zu 
DDR-Zeiten auch die meisten Beschäf­
tigten in der Landwirtschaft und - nach 
Brandenburg - im Zeitraum zwischen 
November 1989 und November 1992 
den stärksten Beschäftigungsrückgang 

• Dr. Gerlinde Kuppe, Ministerin für Arbeit, Sozia­
les und Gesundheit des Landes Sachsen-Anhalt 
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in diesem Bereich. In Folge dieser be­
sonderen Branchenstruktur sind be­
stimmte Regionen des Landes durch 
Monostrukturen geprägt. Gerade im 
Raum Halle, Merseburg, Mansfeld und 
Magdeburg dominierten die großen 
Kombinate im Chemie- und Metallbe­
reich sowie im Bergbau. Kein anderes 
neues Bundesland hatte so viele Be­
schäftigte in Großunternehmen wie 
Sachsen-Anhalt. Besonders hart wurde · 
Sachsen-Anhalt darüberhinaus vom Zu-

. sammenbrechen der Ostmärkte getrof­
fen, da hier der Exportanteil am Brutto­
inlandsprodukt höher lag als in den übri­
gen neuen Ländern. Aufgrund dieser 
Problemlage dürfte der in allen neuen 
Ländern klar zu Tage tretende Mangel 
an modernen und wettbewerbsfähigen 
Arbeitsplätzen und der daraus abzulei­
tende hohe Investitionsbedarf · in Sach­
sen-Anhalt - auch wegen der starken 
Umweltbelastungen - mit am größten 
gewesen sein. 

In Folge dieser . ungünstigen Aus­
gangsbedingungen hat Sachsen-Anhalt 
mit einer überdurchschnittlich hohen 
Arbeitslosigkeit zu kämpfen. Seii Herbst 
1993 hat Sachsen-Anhalt sogar die 
höchste Arbeitslosenquote in der Bun­
desrepublik. Der bisherige Höchststand 
der Arbeitslosigkeit wurde dabei im Fe­
bruar 1994 erreicht. Zu diesem Zeit­
punkt waren über 250.000 Menschen in 
Sachsen-Anhalt offiziell als arbeitslos 
registriert, die Arbeitslosenquote lag bei 
fast 20%. Seither hat sich die Situation 
wie in den anderen neuen Bundeslän- · 
dem etwas entschärft, die Zahl der Ar­
beitslosen ist unter 200.000 und die Ar­
beitslosenquote knapp unter 15 % gesun­
ken. Dabei ist zu beachten, daß das Aus­
maß der realen Unterbeschäftigung 
deutlich größer ist. Bezieht man alle Per­
sonen, die sich zur Zeit in arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen befinden, in die 
Betrachtung ein, ergibt sich eine Unter­
beschäftigungsquote von etwa 27 Pro­
zent. Das heißt, daß für 27 % der Er­
werbswilligen keine regulären Arbeits­
plätze vorhanden sind. 

Es darf jedoch nicht übersehen wer­
den, daß die Situation auf dem Arbeits­
markt in zunehmendem Maße auch 
durch einen Zustrom von neuen Arbeits-

von Gerlinde Kuppe* 

plätzen stabilisiert wurde. So sind in den 
letzten Jahren mehrere hunderttausend 
neue Arbeitsplätze entstanden, die den 
Wegfall von alten Arbeitsplätzen zumin­
dest teilweise ausgleichen konnten. Dies 
wird auch durch die Ergebnisse des Ar­
beitsmarktmonitors 1994, einer reprä­
sentativen Umfrage unter etwa 10.000 
Personen im erwerbsfähigen Alter, be­
stätigt. Danach hielt der bereits im letz­
ten Jahr feststellbare Trend zur Stabili­
sierung beziehungsweise sogar zur 
leichten Erhöhung des Beschäftigungs­
niveaus auch in diesem Jahr an. Im 
Herbst 1994 waren in Sachsen-Anhalt 
1,22 Mio. Personen erwerbstätig. Das 
sind rund 36.000 Personen mehr als im 
Vorjahr. Diese Erhöhung der Beschäf­
tigtenzahl kam zu rund 2/3 durch zusätz­
liche reguläre Arbeitsplätze in Sachsen­
Anhalt und nur zu 1/3 durch geförderte · 
Beschäftigung (ABM / §249h AFG) zu­
stande. Es sind also im letzten Jahr per 
Saldo rund 24.000 wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze mehr entstanden, als alte, 
unrentable Arbeitsplätze weggefallen 
sind. Neue Beschäftigungsverhältnisse 
entstanden - mehr oder weniger stark -
in allen Wirtschaftszweigen, also auch 
dort, wo noch immer absolute Arbeits­
platzverluste zu verzeichnen sind. 
Schwerpunktmäßig ·entstanden neue Be­
schäftigungsverhältnisse jedoch wie in 
den Vorjahren in der Bauwirtschaft und 
im Dienstleistungsbereich. Festzuma­
chen ist eine Stabilisierung am Arbeits­
markt aber auch daran, daß die in der 
Vergangenheit beobachtete hohe Dyna­
mik personeller Bewegungen am Ar­
beitsmarkt im letzten Jahr spürbar nach­
gelassen bat. Waren in den vergangenen 
Untersuchungsjahren noch etwa 30% 
der Erwerbstätigen von beruflichen Ver­
änderungen betroffen, traf dies im letz­
ten Jahr nur noch auf etwa 21 % der Er­
werbstätigen zu. 

Frauenarbeitslosigkeit 
besonders gravierend 
Trotz dieser positiven Signale ist un-

bestritten, daß das absolute Niveau der 
Arbeitslosigkeit in Sachsen-Anhalt nach 
wie vor zu hoch ist. Auch bat sich die 
Problemlage auf dem Arbeitsmarkt ge-
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genüber 1991 weiterentwickelt. Es wird 
immer deutlicher, daß einzelne Bevölke­
rungsgruppen unterschiedlich hohe Ar­
beitsmarktrisiken tragen. Waren kurz 
nach der Wende fast alle Gruppen von 
Erwerbstätigen gleichermaßen von der 
durch den wirtschaftlichen Struktur­
bruch verursach~n Arbeitslosigkeit be­
troffen, kristallisieren· sich nun die 
Gruppen heraus, die besondere Proble­
me bei der Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt haben. In Folge dieses Se­
lektionsprozesses sind ältere Arbeitneh­
mer, gering Qualifizierte und Frauen in 
wesentlich höherem Maße von Arbeits­
losigkeit betroffen als alle anderen Er­
werbspersonen. Bei den Jugendlieben ist 
insbesondere der Einstieg in eine Aus­
bildungsstelle, teilweise auch der Über­
gang an der sogenannten zweiten 
Schwelle schwierig. Langzeitarbeitslo­
sigkeit wird zunehmend zum Problem. 
Bereits jetzt sind über 40 % aller Arbeits­
iosen - das sind rund 80.000 Menschen -
länger als ein Jahr arbeitslos, 50.000 von 
ihnen bereits seit mehr als zwei Jahren. 
Hier ist das Ausmaß der Frauenarbeits­
losigkeit besonders bedrückend. Etwa 
Drei-Viertel aller Langzeitarbeitslosen 
in Sachsen-Anhalt sind Frauen. 

Ein weiteres besonderes Merkmal 
des Arbeitsmarktes in Ostdeutschland 
ist, daß die Erwerbsneigung der Frauen 
trotz der anhaltenden Arbeitslosigkeit 
bisher nicht nachgelassen hat und nach 
wie vor deutlich höher ist als in West­
deutschland. Nach den neuesten Ergeb­
nissen des Arbeitsmarkt-Monitors für 
Sachsen-Anhalt gaben fast 80% aller 
Frauen bei der Befragung an, gegenwär­
tig erwerbstätig zu sein oder innerhalb 
der nächsten drei Jahre eine Arbeit auf­
nehmen zu wollen. Bei den männlichen 
Befragten machten 76% diese Angabe. 
Es ist also entscheidend, in Zukunft ver­
mehrt Arbeitsplätze für Frauen zu schaf­
fen und damit Frauen wieder auf dem er­
sten Arbeitsmarkt zu integrieren. Auf­
grund dieser Problemlage besteht in Ost­
deutschland auch eine erhöhte Notwen­
digkeit, eine neue Arbeitsteilung zwi­
schen Frauen und Männern zu erreichen, 
um beiden Geschlechtern eine gleichbe­
rechtigte Teilhabe am Berufsleben zu er­
möglichen. Interessant ist in diesem Zu­
sammenhang, daß zumindest bei den 
Frauen die Bereitschaft zur Teilung von 
Arbeitsplätzen sehr hoch ist. Rund 60% 
der erwerbswilligen Frauen wären 
grundsätzlich auch an einer Teilzeitbe­
schäftigung interessiert. Wichtigstes Ar­
gument ist hierbei die bessere Verein-

barkeit von Familie und Beruf. Bei den 
Männern ist diese Bereitschaft noch 
nicht so stark ausgeprägt. Hier muß 
noch ein gutes Stück Überzeugungsar­
beit geleistet werden. 

Die Arbeitsmarktpolitik in Ost­
deutschland steht angesichts dieser sich 
neu herausbildenden Problemstruktur in 
Zukunft insbesondere vor der Aufgabe, 
Lösungen in Bezug auf die hohe Frauen­
arbeitslosigkeit in Ostdeutschland zu 
entwickeln. Kurzfristig bedeutet dies zu­
nächst, eine erhöhte Teilhabe von Frauen 
an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
sicherzustellen, um Frauen zumindest 
befristete Beschäftigung zu bieten und 

Über 40 Prozent aller 
Arbeitslosen in Sach­
sen-Anhalt - das sind 
rund 80.000 Menschen -
sind länger als ein Jahr 
arbei~slos, etwa Drei­
Viertel aller Langzeitar­
beitslosen sind Frauen. 

damit ihre individuellen Wiederein­
stiegschancen zu erhöhen. Mittel- und 
langfristig müssen jedoch zusätzliche re­
guläre Beschäftigungsverhältnisse für 
Frauen - auch mit Hilfe von neuen Ar­
beitsteilungsmodellen - geschaffen wer­
den. 

Arbeitsmarktpolitische 
· Initiativen und 

Schwerpunkte 

In diesem Zusammenhang ist auch 
eine Initiative der seit Sommer 1994 
SPD-geführten Landesregierung in 
Sachsen-Anhalt zu sehen. Aktive Ar­
beitsmarktpolitik hat nicht nur die Auf­
gabe, die Zahl der vorhandenen Be­
schäftigungsmöglichkeiten zu stabilisie­
ren, sondern darüber hinaus die Entste­
hung neuer, zusätzlicher Arbeitsplätze 
zu fördern. Möglichkeiten hierzu bietet 
auch die Flexibilisierung von Arbeits­
zeiten. Damit kann eine gerechtere Ver­
teilung des vorhandenen Arbeitsvolu­
mens erreicht, und letztlich eine größere 
Zahl von Erwerbstätigen in Beschäfti­
gung gebracht bzw. gehalten werden. 
Zugleich ist die Flexibilisierung der Ar­
beitszeit nicht nur als beschäftigungspo­
litisches Instrument gefragt, sondern 

entspricht auch den Bedürfnissen vieler 
Menschen, Familie, Beruf und Freizeit­
interessen in Einklang zu bringen. Das 
in der Flexibilisierung der Arbeitszeit 
steckende Potential ist auch in Sachsen­
Anhalt noch lange nicht ausgereizt. Des­
halb hat die Landesregierung vor kur­
zem beschlossen, sich an einer Bundes­
ratsinitiative zur Förderung der Teilzeit­
arbeit zu beteiligen. In dem Gesetzent­
wurf hierzu ist sowohl eine sogenannte 
Teilzeitbeihilfe bei entsprechender Ver­
kürzung der Arbeitszeit, als auch eine 
Regelung zum Altersteilzeitgeld enthal­
ten, womit Beschäftigten ab dem 55. Le­
bensjahr ein fließender Übergang in den 
Ruhestand ermöglicht werden soll. 
Durch beide Instrumente könnten künf­
tig Entlassungen von Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmern vermieden und 
Arbeitslose zusätzlich eingestellt wer­
den. Gerade mit dem Instrument des Al­
tersteilzeitgeldes ist dabei auch eine in­
direkte Förderung von Jugendlieben 
denkbar. Sp könnten durch dieses In­
strument Modelle unterstützt werden, 
die den gleitenden Übergang älterer Be- . 
schäftigter in den Ruhestand mit einem 
gleitenden Einstieg jüngerer Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmern in das Er­
werbsleben verbinden. Vielen Jugendli­
eben, die ansonsten gar keine Möglich­
keit zum Einstieg in das Berufsleben ha­
ben, könnte zumindest eine Teilzeitstel­
le angeboten werden. Dort hätten sie 
dann die Möglichkeit, sich in der beruf­
lichen Praxis zu bewähren und mittelfri­
stig auf eine Vollzeitstelle zu wechseln. 

Bundespolitische Initiativen sind je­
doch nur ein Weg, auf dem eine Landes­
regierung Arbeitsmarktpolitik für Frau­
en und Jugendliebe gestalten kann. Ein 
anderer und bei den derzeitigen Mehr­
heitsverhältnissen im Bundestag mit Si­
cherheit kurzfristig erfolgreicherer Weg 
ist die Auflage eigener Förderprogram­
me auf Landesebene. Dabei muß jedoch 
darauf hingewiesen werden, daß bei der 
Betrachtung von regionalen Ansätzen 
der Arbeitsmarktpolitik stets auch die 
dominierende Rolle der Bundesanstalt 
für Arbeit in diesem Politikfeld im Blick 
behalten werden muß. Von der Bundes­
anstalt für Arbeit sind in den letzten Jah­
ren Transferzahlungen in Höhe von rund 
10 Milliarden DM pro Jahr nach Sach­
sen-Anhalt geflossen. Weit über 50% 
dieser Mittel wurden zur Finanzierung 
von Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli­
tik eingesetzt. Schon an diesen wenigen 
Eckpunkten ist zu erkennen, daß die ar­
beitsmarktpolitischen Anstrengungen 
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der Länder niemals ein Ersatz für die Ar­
beitsmarktpolitik des Bundes bezie­
hungsweise der Bundesanstalt für Arbeit 
sein können. Dies ist jedoch auch gar 
nicht beabsichtigt. Die Länder können 
die zentrale Arbeitsmarktpolitik jedoch 
durch entsprechende Kofinanzierungs­
strategien ergänzen, an regionale Pro­
blemlagen anpassen und verbliebene 
Lücken im AFG durch eigenfinanzierte 
Maßnahmen füllen. Finanzielle Mög­
lichkeiten bietet hier auch der Europäi­
sche Sozialfonds, aus dem nun schon im 
zweiten Programmzeitraum in erhebli- · 
ehern Umfang finanzielle Mittel für die 
neuen Länder bereitgestellt werden. 

In diesem Sinne verfolgt das Land 
Sachsen-Anhalt vier Schwerpunkte in 
der Arbeitsmarktpolitik: 

1. Die Kofinanzierung von Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen und Maßnah­
men nach §249h AFG vor allem im Be­
reich der ökologischen Sanierung ehe­
maliger Betriebsgelände und im Touris­
musbereich. In zunehmeqdem Maße 
werden aber auch Projekte im sozialen 
Bereich und in den Feldern Jugendhilfe, 
Kultur, Denkmalpflege und Breitensport 
unterstützt. Besonders in diesen Berei­
chen entstehen überwiegend Arbeits­
plätze für Frauen. 

2. Die Qualifizierung von Beschäftig­
ten und von Existenzgründerinnen und -
gründern mit Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds. Ansatzpunkt ist hier zum ei­
nen die Anpassung der Qualifikationen 
von Beschäftigten an die neuen, durch 
die Umstrukturierung der Wirtschaft er­
zeugten Anforderungen. Zum anderen 
werden Existenzgründungen in der er­
sten Phase der Selbständigkeit durch 
Qualifizierungsangebote und finanzielle 
Unterstützungsleistungen begleitet. 

3. Die Förderung von zusätzlichen 
Ausbildungsplätzen für Jugendliebe. 

4. Arbeitsmarktpolitik für am Ar­
beitsmarkt besonders benachteiligte Per­
sonengruppen, insbesondere für Frauen, 
aber auch für Langzeitarbeitslose, be­
nachteiligte Jugendliebe und Behinderte. 

Im folgenden sollen nur die Konzep­
te des Landes zur Ausbildungsförderung 
und zur Förderung benachteiligter Ju­
gendlicher sowie zur Förderung von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt ausführli­
cher dargestellt werden. 

Förderkonzepte 
für Jugendliche 

Grundsätzlich bietet eine abgeschlos­
sene Berufsausbildung den Jugendlichen 
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die besten Chancen für die Einmündung 
und auch für den Verbleib in Erwerbstä-' 
tigkeit. Allerdings weist die berufliche 
Verbleibsforschung in den neuen Bun­
desländern noch große Lücken auf. Stati­
stisch gesicherte Kenntnisse über den 
Übergang Jugendlicher von der Berufs­
ausbildung in das eigentliche Berufsle­
ben, die sogenannte „zweite Schwelle", 
sind gegenwärtig noch nicht vorhanden. 
Diese Lücke soll durch den Arbeits­
markt-Monitor 1994 geschlossen wer­
den. Zu diesem Zweck wurde in diese 
Umfrage ein Fragenkomplex aufgenom­
men, der sich gerade dieser Problematik 
widmet und insbesondere den Verbleib 
der Jugendlieben nach der Ausbildung 
untersuchen soll. Detaillierte Ergebnisse 
liegen zur Zeit leider noch nicht vor. 

Im Gegensatz zu den Problemen an 
der sogenannten zweiten Schwelle sind 

Bisher konnte jedem 
und jeder ausbildungs­
willigen Jugendlichen 
in Sachsen-Anhalt ein 
Ausbildungsplatz garan­
tiert werden. 

die Probleme der Jugendlieben, einen 
adäquaten Ausbildungsplatz zu finden, 
offensichtlich und statistisch leicht 
nachweisbar . In der Regel bestand in 
den letzten Jahren in Sachsen-Anhalt 
eine Ausbildungsplatzlücke in Höhe von 
rund 10.000 Plätzen. Durch gemeinsame 
Anstrengungen aller an der Berufsaus­
bildung beteiligten Institutionen konnte 
diese Lücke bisher jedoch noch in jedem 
Ausbildungsjahr geschlossen werden. 

Der Schwerpunkt der Ausbildungs­
förderung des Landes liegt dabei auf der 
Förderung zusätzlicher betrieblicher 
Ausbildungsplätze. Unter bestimmten 
Bedingungen erhalten Arbeitgeber einen 
einmaligen Zuschuß, der je nach Fallge­
staltung zwischen 3.000 DM und 15.000 
DM (in Einzelfällen auch darüber) liegt. 
Bisher konnten auf diese Weise pro Jahr 
rund 8.000 zusätzliche betriebliche Aus­
bildungsplätze bereitgestellt werden. 

Außerbetriebliche Ausbildungsplät­
ze werden nur im Zusammenhang mit 
der „Gemeinschaftsinitiative Ausbil­
dung-Ost" gefördert. Diese Gemein­
schaftsinitative zwischen Bund und 
Ländern dient dazu, die nach den ge­
meinsamen Anstrengungen der Arbeit­
geber und der Länder zur Schaffung be-

trieblicher Ausbildungsplätze noch ver­
bleibende Lücke durch außerbetriebli­
che Angebote zu schließen. Im Jahre 
1994 wurden auf diesem Wege e~a 
1.650 Ausbildungsplätze in Sachsen­
Anhalt bereitgestellt, so daß jedem und 
jeder ausbildungswilligen Jugendlieben 
ein Ausbildungsplatz garantiert werden 
konnte. 

Zusätzlich zu diesen Maßnahmen der 
allgemeinen Ausbildungsförderung 
wird die berufliche Eingliederung von 
Jugendlieben aber auch im Rahmen der 
Zielgruppenförderung unterstützt. So er­
halten insbesondere jugendliche Sozial­
hilfeempfängerinnen und -empfänger, 
aber auch sonstige benachteiligte Ju­
gendliebe (z.B. Jugendliebe ohne Schul­
abschluß, Kinder von Aussiedlern etc.) 
und langzeitarbeitslose Jugendliebe die 
Möglichkeit der Beschäftigung und 
Qualifizierung im Rahmen eines Ar­
beitsverhältnisses von 13 Monaten Dau­
er. Ziel ist auch hier die Einmündung in 
ein unbefristetes Arbeits- oder Ausbil­
dungsverhältnis. Bis Ende 1994 befan­
den sich über 2.000 Jugendliebe in Maß­
nahmen dieses Programms. 

Bereits bei den beschriebenen Pro­
grammen sollen Mädchen und junge 
Frauen besonders gefördert werden . 
Über diese Maßnahmen hinaus ist je­
doch noch ein neues Programm vorgese­
hen, das sich insbesondere an Mädchen 
ohne berufliche Perspektive wendet. 
Durch aufsuchende und begleitende So­
zialarbeit soll versucht werden, diese 
Mädchen bei der Suche nach Ausbil­
dungsplätzen bzw. bei dem Wechsel von 
Ausbildung in ein reguläres Beschäfti­
gungsverhältnis zu unterstützen. 

Arbeitsmarktpolitik 
für Frauen 

Neben der Ausbildungsgarantie für 
Jugendliebe ist die Schaffung von Ar­
beitsplätzen für arbeitslose Frauen eine 
der wichtigsten Aufgaben der Zukunft. 
Nach wie vor sind etwa zwei Drittel der 
Arbeitslosen in Sachsen-Anhalt Frauen; 
die Arbeitslosenquote der Frauen ist mit 
etwa 22 % doppelt so hoch wie die der 
Männer. Vordringliche Aufgabe ist da­
her die Reintegration der Frauen in den 
Arbeitsmarkt. In diesem Punkt wird die 
Politik der neuen Landesregierung in 
Sachsen-Anhalt weit über die Anstren­
gungen der früheren Regierung hinaus­
gehen. Ein erster Schritt in diese Rich­
tung war die Auflage eines arbeitsmarkt­
politischen Sonderprogramms für Frau-
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en noch im Herbst 1994. Durch dieses 
Programm wurden kurzfristig 5.000 zu­
sätzliche ABM-Stellen für Frauen be­
reitgestellt. Die Durchführung dieser zu­
sätzlichen Maßnahmen wurde durch 
entsprechende Sachkostenzuschüsse des 
Landes zur Lohnkostenförderung der 
Bundesanstalt für Arbeit ermöglicht. 
Mittelfristig ist geplant, bei jedem der 
beschriebenen Förderprogramme, also 
auch in den Bereichen der ABM-Förde­
rung und bei der Qualifizierung von Be­
schäftigten Präferenzregelungen für 
Frauen einzubauen, um möglichst breite 
Effekte zu erreichen. 

Neben der Erhöhung der Frauenan­
teile an arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen muß es jedoch vor allem Ziel 
sein, Frauen in den ersten Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Deshalb enthält das ar­
beitsmarktpolitische Programm für 

Verbindung von unter­
nehmerischem Handeln 
mit der Schaffung von 
Dauerarbeitsplätzen für 
besonders benach­
teiligte Arbeitslose. 

Frauen auch Maßnahmen, die unmittel­
bar auf den ersten Arbeitsmarkt zielen. 
Mit großem Erfolg wurden bisher schon 
Einstellungsbeihilfen an Arbeitgeber ge­
währt, wenn diese zusätzliche Arbeits­
plätze für Frauen ab 45 Jahren, für Al­
leinerziehende und für Frauen, die einen 
Tcilieitarbeitsplatz suchen, einrfohteten. 
Bisber konnten durch diese Förderung 
fast 8.000 Frauen zusätzlich in Beschäf­
tigung gebracht werden. Um den Ein­
gliederungserfolg noch weiter zu stei­
gern. soDen die Konditionen dieser Ein­
stelhmgsbcihilfen in Zukunft verbessert 
werden. Ein neues Förderprogramm 
sieht die Unterstützung von Unterneh­
men bei der Einrichtung von Sozialräu­
men vor, wenn erstmals Frauenarbeits­
plätze geschaffen werden. Darüberhin­
aus ist ein Programm zur Qualifizierung 
und Vermittlung von arbeitslosen Frau­
en in Vorbereinmg. Frauen, die nach ei­
ner AFG-gefürderten Fortbildungsmaß­
nahme keinen Arbeitsplatz gefunden ha­
ben, sollen über Praktikumsplätze in Be­
trieben in reguläre Beschäftigung ver­
mittelt werden. Das Land sichert für die 
Zeit des Praktikums den Lebensunter­
halt der Frauen ab und ermöglicht damit 
sowohl den interessierten Arbeitgebern, 

als auch den betroffenen Frauen eine 
risikofreie Probezeit, die im Falle der 
Bewährung in ein reguläres Arbeitsver­
hältnis übergehen soll. 

Förderung 
sozialorientierter 
Erwerbsbetriebe 

Nach diesen speziellen arbeitsmarkt­
politischen Ansätzen für Frauen soll in 
diesem Zusammenhang noch ein neues 
Instrument zur gezielten Förderung von 
am Arbeitsmarkt benachteiligten Perso­
nengruppen in Sachsen Anhalt vorge­
stellt werden, das nicht auf Frauen be­
grenzt ist, von dem Frauen aber eben­
falls in hohem Maße profitieren solien: 
Die Landesregierung fördert seit Herbst 
1994 die Errichtung von sozialorientier­
ten Erwerbsbetrieben, um bestimmten 
Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik 
über den Weg eines zeitweise geförder­
ten Arbeitsplatzes eine Dauerbeschäfti­
gung in einem Betrieb des ersten Ar­
beitsmarktes zu ermöglichen. Gefördert 
werden neu- oder ausgegründete Unter­
nehmen, die mindestens 10 neue Dauer­
arbeitsverhältnisse schaffen. Von den 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern müssen mindestens 70 % 
einer der in der Richtlinie genannten 
Zielgruppen angehören, für die auf 
dem Arbeitsmarkt besondere V ennitt­
lungsschwierigkeiten bestehen. Die 
Richtlinie zielt daqei zum einen auf 
Langzeitarbeitslose mit einem weiteren 
vennittlungshemmenden Merkmal, 
zum anderen auf Schwerbehinderte. 

Die Wettbewerbsnachteile, die ein 
Unternehmen mit dieser besonderen Be­
schäftigtenstruktur zunächst hat, werden 
in der Startphase durch die Förderung 
des Landes und des Europäischen Sozi­
alfonds ausgeglichen. Im ersten Jahr 
umfaßt die Förderung 100 % der anfal­
lenden Lohn- und Lohnnebenkosten für 
alle Beschäftigten des sozialorientierten 
Erwerbsbetriebs. Im zweiten und dritten 
Jahr wird die Förderung .entsprechend 
der steigenden Leistungsfähigkeit des 
Unternehmens verringert, auf zunächst 
70 % und schließlich auf 40 % der Lohn­
und Lohnnebenkosten. Nach diesen drei 
Jahren Förderung muß das Unterneh­
men wirtschaftlich auf eignen · Beinen 
stehen. Die degressive Ausgestaltung 
der Förderung macht deutlich, daß die 
Landesregierung für die sozialorientier­
ten Erwerbsbetriebe keine Dauerförde­
rung einrichten will. Vielmehr sollen 

sich die geförderten Unternehmen be­
reits während der dreijährigen Förde­
rung auf dem Markt behaupten und ihre 
Einnahmen weitgehend selbst erwirt­
schaften. Wesentlich ist daher, daß das 
Unternehmenskonzept diese wirtschaft­
liche Tragfähigkeit erwarten läßt. 
Grundgedanke des sozialorientierten Er­
werbsbetriebs ist also die Verbindung 
von unternehmerischem Handeln mit 
der Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 
für besonders benachteiligte Arbeitslo­
se. Inzwischen liegen erste bewilli­
gungsfähige Anträge vor, so daß mit 
dem Anlaufen der ersten Modellprojekte 
noch in diesem Jahr zu rechnen ist. 

Fazit 
Arbeitsmarktpolitik für Jugendliche 

und insbesondere die Förderung der Be­
rufsausbildung wird in Sachsen-Anhalt 
auch in Zukunft einen hohen Stellenwert 
haben. Nur wenn jungen Menschen ein 
vernünftiger Einstieg in das Berufsleben 
garantiert werden kann, wird es gelin­
gen, die junge Generation als wichtiges 

. Entwicklungspotential im Land zu hal­
ten und für die Mitwirkung in der Ge­
sellschaft zu gewinnen. Der Schwer­
punkt der Förderung wird dabei im Be­
reich der betrieblichen Ausbildung lie­
gen. Hier müssen auch weiterhin alle an 
der Berufsausbildung beteiligten Institu­
tionen Hand in Hand zusammenarbei­
ten. Die Förderung außerbetrieblicher 
Ausbildungsformen ist nur dann sinn­
voll, wenn anders die Ausbildungsplatz­
garantie nicht eingelöst werden kann. 

Arbeitsmarktpolitik für Frauen muß 
in Sachsen-Anhalt, wie in den neuen 
Bundesländern insgesamt, in Zukunft ei­
nen deutlich höheren Stellenwert be­
kommen als bisher. Das Problem der Ar­
beitslosigkeit kann hier nur gelöst wer­
den, wenn es gelingt, die arbeitswilligen 
Frauen wieder in Beschäftigung zu brin­
gen. Kurzfristig kann eine gewisse Ent­
lastung durch eine Erhöhung des Frau­
enanteils an arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen erreicht werden. Letztend­
lich hat jedoch die Wiedereingliederung 
der Frauen in den ersten Arbeitsmarkt 
Priorität. Zusätzliche Arbeitsplätze für 
Frauen müssen geschaffen und die 
Übergänge für Frauen vom sogenannten 
zweiten in den ersten Arbeitsmarkt 
durch geeignete arbeitsmarktpolitische 
Instrumente erleichtert werden. Ergän­
zend besteht aber die Notwendigkeit, 
neue Formen der Arbeitsteilung .zwi­
schen Männern und Frauen zu finden. 
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PERSPEKTIVEN DER LINKEN ---------------------

Was wird künftig ,,links11 sein ? 
Thesen zur sozialistischen Neuorientierung 

---------------

Eh versuche in einigen Thesen1 

estzuhalten, was auf- grund mei­
er praktischen und theoretischen Er­

fahrungen2 in der Linken künftig links 
sein, sozialistisch genannt werden kann: 
nämlich ökosozialistisch. 

1 . Ein alternatives 
Sozialismuskonzept ist 
ü berlebens-notwendig. 

„Market-Democracy", Kapitalismus 
plus Parlamentarismus ist, im Gegensatz 
zur voreiligen · Prophezeiung Fukujamas 
(nach dem Zusammenbruch des Sowjet­
systems), keineswegs der Höhepunkt 
und das triumphale „Ende" der Ge­
schichte. Dieses System treibt vielmehr 
zunehmend in die ökologische Selbst­
zerstörung der Menschheit. Die soziali­
stische Alternative ist in der rat überle­
bens-notwendig, aber sie wird sich nur 
durch ein alternatives Sozialismuskon­
zept als weltgeschichtliche Alternative 
präsentieren können. 

· Nichts Nennenswertes wird künftig 
„links" (bzw. ,,die Linke") sein, wenn es 
nicht in den nächsten Jahren gelingt, an­
stelle der Zersplitterung in marxistische, 
reformsozialistische, · sozialdemokrati:-

• Prof . Dr. Fritz Vilmar, Politikwissenschaftler an 
der FU Berlin 
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sehe, feministische, ökologistische und 
,,alternative" Ideologien und Gruppie­
rungen allmählich Gemeinsamkeiten 
und aufgrund dessen ein integrales „Al­
ternatives Sozialismuskonzept" zu ent­
wickeln, das ein neues, nicht auf die 
,,Arbeiterschaft" fixiertes linkes Selbst­
bewußtsein schafft, die überlebensnot­
wendige Zusammengehörigkeit der heu­
te isolierten Befreiungsbewegungen 
überzeugend darstellt und damit die Ba­
sis für eine breite parlamentarische und 
außerparlamentarische Bündnispolitik 
herstellt. 

2. Der Grundgehalt 
von „links" bleibt bestehen 
- aber durch die Ökokrise 
wird er qualitativ erweitert 

2.1. Gegenüber der (auch bei einigen 
„Alternativen"und Grünen) modischen 
These, die Begriffe links und rechts hät­
ten ihren Inhalt eingebüßt, man könne/ 
solle daher auf sie verzichten, ist der -
seit es Herrschaftsgesellschaften gibt -
unverändert gültige Grundgehalt von 
,,linker" Praxis und Theorie festzuhal­
ten: Ausbeutende Herrschaft von Men­
schen über Menschen abzubauen/aufzu­
heben und an deren Stelle eine Gesell­
schaft der Gleichen und Freien zu er-

von Fritz Vilmar* 

richten. Überall, wo es um Bewahrung 
von Privilegien oder Abbau von Privile­
gien zugunsten bislang Benachteiligter 
geht, geht es nach wie vor um rechte 
oder linke Politik. 

2.2. Im Zeitalter der industriellen 
Massengesellschaft bedeutet dies nach 
wie vor Aufhebung der (a) patriarcha­
len und (b) rassistischen (imperialen) -
und spei.iell: (c) Aufhebung der kapitali­
stischen und (d) staatsbürokratischen 
Ausbeuterherrschaft über abhängige 
Menschen. Einer der Irrtümer des mar- · 
xistischen Sozialismuskonzeptes war es, 
von diesen vier. - untereinander ver­
flochtenen, aber nicht aus der ökonomi­
schen Herrschaftsform „ableitbaren" -
Herrschaftsformen eine: die auf Privat­
~!genturn begründete, als „Kern allen 
Ubels" verabsolutiert zu haben. So ist es 
heute weithin unfähig, andere als antika­
pitalistische „Fronten" der Linken - etwa 
die feministische oder die antibürokrati­
sche (insbesondere antistalinistische) -
als integrale eigenständige Bewegungen 
der Linken (an)zuerkennen, die nicht ab­
geleitet, keine „Nebenwidersprüche" 
sind. . 

Mit anderen Worten: Der „klassi­
sche" Grundgehalt dessen, was links ist, 
muß heute auf eine viel breitere Basis ei­
ner viel gründlicheren Analyse der re­
pressiven Herrschaft gestellt werden. 

2.3. Zu den sozialistischen „linken" 
Prinzipien der Freiheit und Gleichheit 
(erreichbar durch Abbau der Herr­
schaftsgesellschaft, Aufbau einer real­
demokratischen Gesellschaft) ist in den 
siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
ein entscheidendes, qualitativ neues, 
,,bewahrendes" Prinzip hinzugetreten: 
Existenzsicherung. Genauer: Bewah­
rung einer humanen Menschheitsexi­
stenz.. 

Neben die (von Marxisten wie Sozi­
alliberalen gehegte) Fortschrittsutopie, 
daß (mit oder ohne Abschaffung des Ka­
pitalismus) die . industrielle Revolution 
Reichtum, Bildung, glückliches und 
gleichberechtigtes Leben für alle brin­
gen werde, ist die Schreckensutopie ei­
ner schleichenden Zivilisationskatastro­
phe getreten: daß mit der konkurrieren­
den privat- wie staatswirtschaftlichen 
(Welt-)Herrschaft und Rüstung, mit der 
privat- wie staatswirtschaftlichen weit-
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weiten „Plünderung unseres Planeten" 
die Lebensgrundlagen tiner zivilisierten 
Menschheit im Laufe der kommenden 
Jahrzehnte zerstört werden. 

Das Ziel der Grünen: Die Bewahrung 
der ökologischen Existenzgrundlage der 
Menschheit, ist ein unzweifelhaft „lin­
kes" Ziel, ist ein qualitativ neuer, erwei­
terter Grundgehalt dessen, was künftig 
„links" sein wird - wenn überhaupt eine 
relevante linke Theorie und Praxis 
„sein" wird. Aus einem einfachen 
Grund: Weil ohne die linke Kritik, Re­
form und schrittweise Aufhebung der 
nationalen wie internationalen Herr­
schaftsgesellschaften mit ihrem - welt­
weit konkurrierenden - industriellen 
Verschwendungs-, Wohlfahrts- und Rü­
stungssystem eine friedliche, nicht-im­
periale, sparsame, solidarische, dezen­
trale, mit „soft-technologies" wirtschaf­
tende Gesellschaft nicht herstellbar ist. 

2.4. Die Hauptkrise der Linken heute 
beruht darin, daß die Grünen keine Kri­
tik der Politischen (Verschwendungs-) 
Ökonomie besitzen, sondern nur prag­
matische oder abstrakt fundamentalisti­
sche Forderungskataloge - die Linke 
aber, im Besitz einer wissenschaftlichen 
Kapitalismuskritik, keine ökosozialisti­
sche Alternative (,. Vom Haben zum 
Sein") entwickelt hat, sondern krampf­
haft in naivem Fortschrittsglauben und 
phantasieloser Arbeitsethik verharrt: 
Recht auf Arbeit - statt: Pflicht zur Ar­
beitszeitverkürzung plus egalitärer Ein­
kommenspolitik. 

3. Der Sozialismus muß 
Abschied nehmen von 

den revolutionären 
Wunschträumen seiner 
Kindheit und in harter 

Reformarbeit erwachsen 
werden. 

3.1. Eine der lähmendsten Wirkun­
gen des , Marxismus war und ist sein 
Glauben an die Wunderkraft der Revo­
lution. Seine revolutionäre Prophetie 
von der Beseitigung der kapitalistischen 
Klassengesellschaft durch den kollekti­
ven Messias, das revolutionäre Proleta­
riat, trat wissenschaftlich verkleidet auf 
als Lehre vom geschichtlich-"naturnot­
wendigen" Prozeß der zunehmenden ka­
pitalistischen Krisen und revolutionär 
sich verschärfenden „ Widersprüche" 
zwischen Kapital und Arbeit. Millionen 

vertrauten dieser u.a. im „Erfurter Pro­
gramm" festgeschriebenen Prophetie -
viele Jahre vergebenen, irregeleiteten 
Wartens! 

3.2. Ganz abgesehen davon, daß die 
Hoffnung auf diesen „objektiven" Pro­
zeß - wie alle Endzeithoffnungen - sich 
nicht erfüllte (was Bernstein schon 1900 
erkannte und wofür er wütend verketzert 
wurde) - die Vorstellung als solche, daß 
gesellschaftliche Systeme sich durch 
Revolutionen umgestalten, ist vollkom­
men geschichtsfremdes Wunschdenken. 
Krisen und Revolutionen können - im 
besten Falle - Wandlungsprozesse ein­
leiten, beschleunigen, Verkrustetes um­
stoßen, neue Normen und Gesetze (oft 
nur kurzfristig) schaffen. Die Durchset­
zung des Neuen, das Mehr an Wohl­
stand, an Gerechtigkeit und Demokratie, 
ist in der gesamten Geschichte nie durch 
Revolutionen (oder „revolutionäre Epo­
chen"), sondern ausschließlich durch 
langfristige, mühselige Reformprozesse 
verwirklicht worden. 

3.3. Heute und in Zukunft gilt es, die­
se Ernüchterung, dieses Erwachsenwer­
den der linken Theorie und Praxis, die­
ses Abschiednehmen von jugendlich­
ohnmächtigen Endzeit- und Umschlags­
phantasien - positiv: dieses Aufsichneh­
men sehr mühsamer Reformarbeit als 
der einzig historisch wirksamen Loko­
motive solider Veränderung zum linken 
Prinzip zu erheben. 3 

4. Das Prinzip der sozia­
listischen Reform ist ge­

schichtlich erprobt, demo­
kratisch legitimiert, und es 
ermächtigt alle, nicht nur 

die „Arbeiterklasse". 
4.1. Zwei entscheidende geschichtli­

che Erfahrungen und programmatische 
Entwicklungen der „realen Linken" in 
Westeuropa - d.h. der maßgeblichen 
Parteien und Gewerkschaften - sind bis­
her nur in der reformsozialistischen 
Theorieentwicklung, nicht dagegen in 
den antireformistischen linken Theorien 
verarbeitet worden: 

Alle praktischen Erfolge der westeu­
ropäischen Linken in den vergangenen 
hundert Jahren sind - unabhängig von 
reformistischer oder revolutionärer Pro­
grammatik - Erfolge von Reformpolitik: 
in der Entwicklung der Organisationen, 
der Erkämpfung der politischen Demo­
kratie, der Sozial- und Arbeitsgesetze, 

der betrieblichen Vertretungen und Mit­
bestimmungen, der qualitativen Verbes­
serung der Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen, der gesellschaftlichen Demo­
kratisierungsansätze. 

Alle relevanten Fraktionen der west­
lichen Linken bekennen sich heute zur 
Verfassungsordnung ·der parlamentari­
schen Demokratie - nicht zuletzt auf­
grund sechzigjähriger sowjet-kommuni­
stischer Erfahrungen, daß Sozialismus, 
der den Boden der demokratischen 
Grundrechte und -freiheiten verläßt, sich 
selbst zerstört. Mit diesem Bekenntnis 
ist das Prinzip der Reform nicht nur de 
facto, sondern als grundlegende Hand­
lungsnorm angenommen worden: Auf 
der Basis demokratischer Mehrheitsbil­
dung und periodischer freier Wahlen 
kann ich zwar durchaus bestiinmte „re­
volutionäre" Gesetzgebungswerke, aber 
keine Revolution als unabänderliche 
,.Diktatur des Proletariats" durchsetzen, 
ganz abgesehen von der hochgradigen 
empirischen Unwahrscheinlichkeit einer 
radikal-linken Mehrheitsbildung in 
Westeuropa. (Und nicht nur hier: für 
Chile galt dasselbe.) 

4.2. Haben wir aber aus historischen 
Gründen und aufgrund einer unaufgeb­
baren Option für den demokratischen 
Verfassungsstaat das Prinzip der Reform 
zu akzeptieren, so bedeutet das: 

4.2.1. Wer immer sich links definiert, 
muß bereit sein, im Rahmen demokrati­
scher Mehrheitsentscheidungen in Ge­
werkschaften, Parteien, Bürgerinitiati­
ven, Alternativbewegungen ein Leben 
lang sozialistische Kleinarbeiten zu lei­
sten und gegen herrschende Mächte, 
Apathie der Massen, Opportunismus in 
den eigenen Reihen bestenfalls im Tem­
po: zwei Schritte vorwärts, ein Schritt 
zurück, voranzukommen. 

4.2.2. Im Gegensatz zur „revolutio­
nären" Verurteilung der Reform, die an­
geblich das „ Wesen" des „Systems" 
nicht verändere, hat reformsozialistische 
Theorie gesellschaftlicher Befreiung 
solche „Wesensschau" ins Reich der 
Theologie und Metaphysik zu verweisen 
und zu erkennen, daß sich die überhaupt 
nicht unter einem „ Wesensbegriff" zu 
erfassenden inhumanen Gesellschafts­
strukturen daher auch nicht durch die re­
volutionäre Aufhebung eines solchen 
monokausalen Prinzips (z.B. des „Kapi­
talverhältnisses" . oder der „Staats­
macht") auflösen, sondern nur durch 
eine lange Reihe von notwendigen, sehr 
vielgestaltigen kleinen und großen Re­
formschritten, durch die die repressiven 

39 



PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

Herrschaftsformen zurückgedrängt und 
schließlich aufgehoben werden können. 4 

4.2.3. Wenn sozialistische Reform­
politilc erkannt hat, daß linke Politilc Ab­
bau repressiv~r Herrschaft in mindestens 
vier Systemdimensionen (vgl. 2.2.): 
• im familialen, 
• im bürokratisch-institutionellen, 
• im ökonomischen, 
• im national-internationalen 

Bereich bedeutet, so kann das „Sub­
jekt" linker, befreiender Politik keines­
wegs nur die „Arbeiterklasse" sein (was 
auch düstere Aussichten für den Sozia­
lismus schaffte: da sie ständig 
schrumpft) , sondernjede Gruppe in al­
·1en gesellschaftlichen Subsystemen, in 
denen die von repressiver Herrschaft 
Betroffenen um Gleichberechtigung und 

demokratische Entscheidungsprozesse 
kämpfen: Heranwachsende gegenüber 
der repressiven Autorität der Erwachse­
nen, Frauen gegenüber der patriarchalen 
Herrschaft, Lernende gegenüber autori­
tären Lehrbetrieben, Mieter und Bürger 
gegenüber der repressiven Wohnungs­
und Gemeindepolitik, - nicht zuletzt 
aber Arbeiter, Angestellte und Beamte 
gegenüber repressiver Herrschaft in der 
Arbeitsorganisation, in privaten wie 
auch öffentlichen Unternehmen und 
Verwaltungen ... 

4.4 Im Gegensatz zu der zentralen 
,.sozialdemokratischen" Beschränkung, 
sich nur auf Partei- und Parlamentsarbeit 
zu konzentrieren, um durch Mehrheiten, 
Koalitionen (historische Kompromisse!) 
die sozialeren Gesetze und damit die Ba­
sis für linke Politik zu schaffen, ist als 
unaufgebbares Prinzip sozialen Fort-
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schritts festzuhalten: 
• daß der Kampf um parlamentarische 
Mehrheiten zwar notwendig ist, eine 
fortschrittliche (befreiende und sozial 
schützende) Gesetzgebung zwar eine 
wesentliche Basis darstellt, 
• daß aber die außerparlamentarische 
politische Arbeit, die gewerkschaftliche 
Organisation und Aktion wie auch die 
feministische oder studentische oder die 
in den Bürgerinitiativen oder in den au­
tonomen (Selbsthilfe-)Bewegungen, 
eine zweite unabdingbare Bedingung 
zur Herstellung einer menschenwürdi­
gen Gesellschaft ist. 

Dies ist aber keineswegs nur als Ve­
tomacht und „Druck der Straße", Druck 
von „unten" zu verstehen, damit „die da 
oben" etwas tun. Vielmehr gilt: 

5. Als Linke/r wird künftig 
nur gelten, wer selber 

ökosozialistisch handelt 
und lebt. 

Das heißt zweierlei: 
5.1. Praktisch werden: ,,Links" ist 

nur, wer auch praktische politische Ar­
beit macht und nicht nur theoretische 
(freilich auch umgekehrt). Eine linke 
Position, die sich ohne praktisch-politi­
sche Erfahrung darin erschöpft, ,.kriti­
sche Theorie" zu produzieren, bleibt luf­
tig und leer. ,,Nachzuweisen", daß Pra­
xis, insbesondere die in Gewerkschaf­
ten, SPD, Bürgerinitiativen und alterna­
tiven Lebensformen nichts Sozialisti­
sches an sich hat und „das System" nicht 
verändert, ist nichts anderes als die alte, 

nur jetzt linksgestrickte Selbstrechtferti­
gung der Unpolitischen. 

Natürlich ist Theoriearbeit an sich 
nicht Nichtstun, aber sozialistische 
Theoriearbeit muß sich durch praktische 
Erfahrung lehren, vermitteln, korrigie­
ren und wieder auf Praxis beziehen las­
sen. Da ist Kästner sozialistisch gehalt­
voller als die gesamte Frankfurter Schu­
le und ihre Ableger: .,Es gibt nichts Gu­
tes, außer man tut es. " 

5.2. Vor allem aber ist Kaputtmachen 
(was uns kaputt macht) zwar notwendig, 
- sofern es nicht bloßes steriles Umsieh­
schlagen ist, mit negativer Dialektik 
hochstilisiert - aber es schafft, entgegen 
allen Spontaneitäts-Theorien, noch 
nichts Neues, geschweige Sozialisti­
sches. Ebenso wenig schaffen Mitbe­
stimmungs- oder Sozialisierungsgesetze 
oder neues Ehe- oder Umweltrecht 
schon _sozialistische Inhalte . Einzig und 
allein die wachsenden Minderheiten, die 
weder auf die Revolution noch auf den 
Sozialstaat warten, sondern die selber et­
was (Öko-)Sozialistisches anfangen, · 
werden die Gesellschaft allmählich so­
zialistischer, d.h. gerechter, freier, men­
schenwürdiger machen. 

Es gibt keine andere, keine größere 
als die Graswurzelrevolution. Die Frau­
en, die mit ihren Männern nicht länger 
als Untertanen mit Herren leben wollen; 
die Menschen, die ihre Umwelt zerstö­
renden Lebensgewohnheiten ändern; die 
Arbeitenden, die nicht nur durch kollek­
tiven Druck humane, mitbestimmte, 
gleichbezahlte Arbeit und Arbeitszeit­
verkürzung erzwingen, sondern auch 
selbst (besonders als gut abgesicherte 
Beamte!) freiwillig teilzeitarbeiten und 
dadurch Arbeitsplätze schaffen bzw. er­
halten; die Selbsthilfegruppe der Alten, 
die sich ·organisieren gegen das Abge­
schriebenwerden; die Leute im Stadtteil, 
die ihren Kiez instandbesetzen und be­
grünen und ein Stadtteilcafe gründen; 
die Bürgergruppe, die den Müll an ih­
rem Waldrand wegräumt; die Frauen, 
die sich ihr Frauenzentrum schaffen; die 
Jungen, die sich mit Hilfe kooperativer 
Politiker ein selbstorganisiertes Jugend­
zentrum aufbauen - das sind heute und 
künftig die praktizierenden, d.h. die ein­
zig realen Linken. Statt nur über die 
,,Sozialstaatsillusion" zu räsonieren, 
eine wirklich soziale, solidarische öko­
logische Ordnung selbst mit aufbauen -
das wird künftig linke Politik sein. Und 
eine Partei- oder Jusoorganisation, die 
ihre Mitglieder für solche Selbsthilfeak­
tivitälen mobilisiert, würde.anstelle der 
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heutigen Parteiverdrossenheit ein ganz 
neues Prestige hervorbringen. 

Ein Schauder rieselt den Alten und 
Neuen Linken den Rücken 'runter: Sozi­
alethik, Moralpredigt? Pfui Deibel! 
Ganz recht - genau darum geht's: Weg 
von dem gescheiterten Organisations­
Sozialismus, der glaubte, durch Massen­
bewegungen, Massenorganisationen, 
sozialisierte Industrieorganisationen an 
die Stelle des individualistischen Ellbo­
genprinzips die kollektive Harmonie 
setzen zu können. Wir werden die Orga­
nisationen (hoffentlich demokratisieren 
und) brauchen, wo sie notwendig sind. 
Aber wir werden sie nur dann mit sozia­
listischem Inhalt füllen, wenn Links­
Sein in Zukunft ebenso heißt, morali­
sche zu Ansprüche stellen: an sich selbst 
und an andere. Sozialismus hieß niemals 
nur Befreiung vön - sondern immer auch 
ethisches Engagement für, und Solidari­
tät mit. Dies ist, am 1. Mai, auch zur Or­
ganisationsphrase verkommen - wir müs­
sen es herunterholen in unseren Alltag. 

5.4 . Und diese Praxis schafft noch 
eine weitere Umwertung lieb geworde­
ner sozialistischer Werte, aber auch lieb 
gewordener Klischees der „Alternati­
ven": Selbstorganisation geht nicht nur 
ohne oder gegen den Staat; Selbstorga­
nisation, solidarisches Eingreifen wird 
auch als „Sozialengagement", als frei­
williges Bürgerengagement in Zusam­
menarbeit mit kooperationsbereiten so­
zialstaatlichen Verwaltungen eingeübt. 
·wer aus den Verwaltungen weiterhin ei­
nes jener pseudo-religiösen „ Wesen" 
macht: den „Staat", jenen kapitalisti­
schen „Leviathan", der wird weiterhin 
lahm und gelähmt im Anti verharren. 
Künftige Linke, die nicht auf Wunder 
(-Krisen) warten wollen, sondern - ohne 
oder mit offizielle(n) Institutionen - hier 
und jetzt was verändern wollen, werden 
übrigens damit auch die einzigen sein, 
die in der Lage sind, aus dem schlechten 
autoritären „Sozialstaat" einen koopera­
tiven, 'sozialistischen · Staat zu machen, 
der tatsächlich dient, statt zu herrschen. 

Ein Wort sollte hier doch über Entstehung und 
Schicksal dieser Thesen verloren werden, weil 
insbesondere der orthodoxen Linken dokumen­
tiert wird, sich selbstkritisch mit ihrem geschei­
terten Sozialismus-Konzept auseinanderzuset­
zen: Die marxistische Zeitschrift . Aesthetik und 
Kommunikation· hatte ( 1987) die Thesen für ei­
nen Sammelband .Was ist heute noch links" er­
beten • sie dann aber schlicht und einfach unter­
schlagen, .ausgegrenzt•. Begründung: keine. 
Den wirklichen Grund auszusprechen, wäre 
eben doch allzu peinlich gewesen: Die antirefor­
mistische Linke konnte es damals (noch) nicht 
ertragen, wenn Reformsozialisten den Tatbe­
stand beim Namen nennen, daß ihre Theorie 
und Praxis gescheitert ist. Die reformsozialisti-

sehe Linke dagegen, die hier ebenfalls hart kriti­
siert wird, hat wenigstens angefangen umzu­
denken. Der Text wurde 1994 fur die spw • nicht 
zuletzt unter dem Eindruck der .Wende" 1989 -
überarbeitet. 

2 Diese Erfahrungen summieren sich wie folgt: 
Seit 1951 aktive Arbeit in der sozialdemokrati­
schen Linken, speziell 1951-55 im SDS, 1968-
7 2 im deutschland- und friedenspolitischen Ar­
beitskreis des SPD-Bezirkes Hessen-Süd (da­
her mit Walter Möller: Sozialistische Friedens­
politik für Europa, 1972); seit 1975 aktiv als Mit­
begründer der .Hochschulinitiative Demokrati­
scher Sozialismus• (HDS). 1977-83 in der 
Grundwertekommission der SPD; 1988-92 im 
Fachausschuß 1 (Deutschlandpolitik) der SPD­
Berlin. -1950-70 Lehrer an den (Jugend-)Bil­
dungsstätten der IG Metall und anderer Gewerk­
schaften (daher, ursprünglich als Bildungsmate­
rial der IGM u.a.: .Rüstung und Abrüstung im 
Spätkapitalismus•, 1965, 6. Aufl. 1973; sowie 
.Menschenwürde im Betrieb", 1973; .Industrielle 
Arbeitswelt", 1974; und .Wirtschaftsdemokratie 
und Humanisierung der Arbeit", 1978). • Seit 
1971 wissenschaftliche Arbeit- ab .1975 als Pro­
fessor für Politikwissenschaften an der FU - an 
einem alternativen Sozialismuskonzept (daher: 
.Strategien der Demokratisierung·, 1973; .Öko­
sozialismus·, 1986, mit K.J. Scherer; .Auf dem 
Weg zur Selbsthilfegesellschaft, 1986 und 1 988, 
mit B. Runge). Zur genaueren inhaltlichen Fül­
lung der hier vorgestellten Thesen sei auf unse­
re Arbeit über Ökosozialismus und die darin zu­
sammengefaßten .Essentials" (48-61) verwie­
sen sowie auf die umfassende Darstellung und 
Interpretation meiner sozialismustheoretischen 
Arbeiten in: Scherer/Wasmuht (Hg.J: Mut zur 
Utopie, Münster 1994. 

3 In diesem Sinne stellte Hellmuth Bütow bereits 
1973 fest: .Solche Auffassungen passen sicher 
nicht in das Konzept von Berufsrevolutionären, 
wie es auch nicht in das Konzept von Berufsre­
volut ionären paßt, daß gerade die Arbeiter in 
der Bundesrepublik zur Zeit sehr sorgsam zwi­
schen dem abwägen, was sie durch eine Revo­
lution gewinnen und verlieren könnten. Mancher 
Intellektuelle geht in die Irre, wenn er meint, sich 
aufgrund .objektiver• Erkenntnisse eine Art pro­
letarisches Gefühl leisten zu müssen. Wenn ich 
es richtig sehe, drückt dieses Gefühl in der Re­
gel nur seine Entfremdung vom wirklichen Ar­
beiter aus. Wie könnte er sonst die Reformen 
gering achten, an denen nachweislich gerade 
den Arbeitern viel liegt?" (Bütow, Hellmuth G. : 
Was ist Demokratischer Sozialismus heute? 
Schriftenreihe der Eng. Akademie Sankelmark, 
N.F. 17, 19731. 

4 Vgl. dazu H. Bütow: .Wer eine Veränderung der 
Gesellschaft anstrebt, muß das Risiko der Re­
formen tragen lernen. Wer weiß schon, wieviel 
Reformen eine Gesellschaft verträgt, bis die Sa­
che kritisch wird, weil die summierten Verände­
rungen eine Beibehaltung überkommener Struk­
turen und Verfahrensweisen nicht mehr zulas­
sen? Die von den Demokratischen Sozialisten 
bevorzugte Strategie der .systemverändernden 
Reformen stellt auf diesen Umschlag ab, ohne 
ihn exakt benennen zu können und benennen 
zu wollen .... Flinke Köpfe unter den Demokrati­
schen Sozialisten fanden, es sei zu blaß, von 
systemverändernden Reformen zu sprechen 
und erfanden die Formel von der Strategie der 
systemüberwindenden Reformen. Soll damit ein 
Restbestand revolutionären Gemüts gerettet 
werden? Diese Formel suggeriert, es könne ir." 
gendwann einmal doch ein Schlußpunkt hinter 
die Anstrengungen gesetzt werden. Sie überse­
hen außerdem, daß auch ihre Vorstellung von 
Demokratischem Sozialismus bereits im Ent­
wurf .Systemcharakter· besitzt . ... ferner: Be­
stimmte Elemente unseres .Systems• stehen 
nicht zur .Überwindung• an: So z.B. die parla­
mentarische Demokratie. Hier geht es um Ver­
änderung. Oberstes Ziel der Strategie bleibt die 
Erweiterung dar materiellen Demokratie, nicht 
ilve Überwindung" (a.a.O., S. 18f.J. 
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Sozialismus als oft enes 
historisches Projekt 

Einige Skizzen und Mutmaßungen -

Erörterungen über die Konzeption 
des Sozialismus enden heutzuta­
ge häufig darin, auf der einen 

Seite - im Angesicht des Zusammen­
bruchs des sowjetischen Lagers - das 
Scheitern des Sozialismus als System zu 
konstatieren und auf der anderen Seite 
- im Angesicht ungelöster globaler und 
gesellschaftlicher Probleme - die Gül­
tigkeit des Sozialismus als Idee zu pro­
klamieren. Um die dazwischen liegen­
de Kluft zu überbrücken, scheint es mir 
erforderlich zu sein, sich nicht von vor­
neherein auf ein bestimmtes spezifi­
sches Verständnis von „Sozialismus" -
sei es in Form einer realexistierenden 
Systemaltemative, sei es als ethisch be­
gründeter Wertehorizont, als radikale 
Utopie usw. - zu fixieren, sondern die 
verschiedenen Aspekte des „Sozialis­
mus" der Vergangenheit wie der Zu­
kunft von vomeherein in einem über­
greifenden Zusammenhang zu denken. 

Insofern verstehe ich den Sozialis­
mus zunächst als ein ·historisches Pro­
jekt bzw. spreche vom sozialistischen 
Projekt, in dessen Mittelpunkt die 

.... 
• Dr. Uwe Kremer, Dortmund, spw-Redaktion 
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Gemeinschaftlichkeit als moralisches 
und regulatives Prinzip des menschli­
chen Zusammenlebens steht und das -
wiewohl in begrenzten bzw. bornierten 
Formen vormoderner Epochen wur­
zelnd - sich im Kontext der modernen 
Zivilisation, also der Industrie und des 
Weltmarktes, der Arbeiterklasse, der 
Intelligenz und der Volksmassen ent­
faltet. Dieses Projekt umfaßt m.E. -
man kann auch andere Klas­
sifizierungen wählen - drei zentrale 
Aspekte: 
• den Sozialismus als real existierende 
gesellschaftliche Struktur (als System, 
Produktionsweise, Gesellschaftsforma­
tion o.ä.), 
• den Sozialismus als moralisch-kultu­
relles Ensemble (als Wertehorizont, 
Lebenseinstellung, Kommunikations­
form o.ä.), 
• den Sozialismus als kollektive Betä­

tigungs- bzw. Kampfform (als soziale 
Bewegung: spontane Vereinigung wie 
auch Organisation). 

(Der Marxismus muß in diesem 
Kontext als eine materialistisch fun­
dierte Fassung dieses Projektes ver­
standen werden, wobei die drei ge-

von Uwe Kremer* 

nannten Elemente im Marxismus in ih­
rer spezifischen Ausprägung als For­
mationstheorie, als Theorie eines „ra­
dikalen Humanismus" und als „Philo­
sophie der Praxis" existieren.) 

Es scheint mir wichtig zu sein, bei . 
einer Neukonzipierung sozialistischen 
Denkens die hierin enthaltene Reich­
haltigkeit des sozialistischen Projekts 
und die Zusammenhänge und Wechsel­
wirkungen seiner Aspekte zu erfassen. 
Ich will mich hierbei gar nicht auf die 
Frage einlassen, inwieweit es sich 
formationstheoretisch oder auch in den 
Kategorien von Produktionsweise und 
Produktionsverhältnissen bei den Län­
dern des sowjetischen Lagers um „so­
zialistische" gehandelt hat (s .u.). Si­
cher scheint mir allerdings zu sein -
und dies ist entscheidend - , daß der so­
wjetische Gesellschaftstyp auf das eng­
ste mit dem sozialistischen Projekt zu 
tun hatte - und zwar in objektiver wie 
auch in subjektiver Hinsicht. 

Die Problematik des „realen Sozia­
lismus" besteht aber nicht nur in der 
Frage, inwieweit er tatsächlich etwas 
Sozialistisches an sich hatte, sondern 
auch darin, daß mit der Behauptung ei­
nes „realen Sozialismus" die Existenz 
anderer Formen und Elemente des So­
zialismus implizit oder explizit negiert 
wurde. Dabei muß die Geschichte des 
sozialistischen _Projekts natürlich we­
sentlich als eine Geschichte der Sowjet0 

union und der kommunistischen Partei­
en, aber eben auch und gerade als eine 
der Sozialdemokratie und des Sozial­
staates, als eine der antiautoritären ba­
sis- und rätedemokratischen Strömun­
gen und im übrigen auch des christli­
chen Sozialismus (als einer der mäch­
tigsten und von den offiziellen Partei­
sozialisten am meisten unterschätzten 
Bestandteile dieses Projekts) .verstan­
den und rekonstruiert werden. 

Sozialismus 
als „Systemfrage" 

Natürlich kann die Entwicklung des 
sozialistischen Projektes und die Ent-
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faltung des Sozialismus als Bewegung 
nicht von der Frage losgelöst werden, 
was der Sozialismus als reale Struktur 
und insbesondere unter dem Gesichts­
punkt der sozial-ökonomischen Mecha­
nismen zu bedeuten hat. Für die Be­
wertung der Vergangenheit wie auch 
der Zukunft schlage ich dabei folgen­
des vor: Bevor wir uns auf die Ebene 
formationstheoretischer Gesamtdefini­
tionen begeben, sollten wir zunächst 
von Elementen des Sozialismus zu 
sprechen und sie in der Entwicklung 
des Kapitalismus wie auch der sowjeti­
schen Formation zu identifizieren. Die­
sem Vorschlag unterliegt die Auffas­
sung, die bisherige Geschichte des So­
zialismus als eine Geschichte der Her­
ausbildung derartiger sozialistischer 
Elemente zu verstehen - in gewisser 
vergleichbar mit der Vorgeschichte der 
bürgerlich-modernen Produktionswei­
se, deren Elemente sich schon im Rah­
men von vorkapitalistischen Forma­
tionen bzw. in Verbindung mit vorher­
gehenden Produktionsweisen entwik­
kelten - bis die historische Zeit in eini0 

gen Regionen der Erde reif für die 
Durchsetzung des KapitaHsmus war. 
Redet man über den Sozialismus als 
Systemaltemative, als Produktionswei­
se oder~ar als Gesellschaftsformation, 
so gehe ich mithin von Marx' bekann­
ter Feststellung aus, daß eine Gesell­
schaftsformation nicht untergehe, be­
vor sie in ihrem Schoß sämtliche Ele­
mente der neuen hervorgebracht habe. 

Als sozialistische Elemente bezeich­
ne ich zunächst Elemente gemein­
schaftlicher Regelung, die sich in­
nerhalb anderer Logiken bzw. Formbe­
stimmungen herausbilden und diesen 
(noch) unterliegen (man müßte viel­
leicht besser von „sozialistischen 
Potentialen" sprechen). Die Schriften 
von Marx sind voll mit Hinweisen auf 
derartige Elemente (bzw. Potentiale) -
erinnert sei hier an seine Bemerkungen 
zur Verkürzung des Arbeitstages als 
Sieg der Politischen Ökonomie der Ar­
beit über die des Kapitals, seine Aus­
führungen zur Verwissenschaftlichung 
der Produktion und ihrer Konsequen­
zen für das Wertgesetz und die Rolle 
des Arbeiters, seine Hinweise auf die 
Veränderung bzw. Herausbildung neu­
er Eigentumsformen von den Aktienge­
sellschaften bis hin zu den Kooperativ­
fabriken ... Als „sozialistische Elemen­
te" bezeichne ich Elemente gemein­
schaftlicher Regelung, die schon einen 
relativ eigenständigen Charakter ange-

nommen haben, auch wenn sie durch­
aus mit anderen Logiken bzw. 
Formbestimmungen koexistieren bzw. 
aus dieser Koexistenz entstanden sind 
(und ihnen weiterhin über- oder unter­
geordnet sein können). 

Vor diesem Hintergrund kann man 
ungezwungener an die Frage herange­
hen, wie es mit der Realität des Sozia­
lismus in der sowjetischen Formation 
des Ostens, aber auch hinsichtlich des 
Sozialstaats im Westen aussah. Denn 
die Geschichte des Sozialismus des 
20.Jahrhunderts war sowohl auf so­
zialdemokratischer wie auch kommuni­
stischer Seite mit der Herausbildung 
bzw. Freisetzung derartiger Elemente 
verknüpft - und zwar i. w. in zweierlei 
Weise: 
• als Herausbildung des Sozialstaates 
und eines dadurch geprägten Sektors 
der Verteilung von Reichtum und der 
Erbringung von Dienstleistungen sowie 
der · gewerkschaftlichen Mitbestim­
mung und genossenschaftlichen Koope­
ration, der zwar funktional auf die in 
der Produktion dominierende kapi­
talistische Akkumulationslogik (in sei­
ner monopolkapitalistischen und fordi~ 
stischen Ausprägung) bezogen war, 
selbst aber eine andere Logik be­
inhaltete ( Schweden kann hier als 
Inbegriff des „realen Sozialismus" 
sozialdemokratischer Prägung im 
Kapitalismus der Metropolen angese­
hen werden); 
• als Herausbildung gemeinschaftli­
cher Strukturen im Zuge nachholender 
Industrialisierungsprozesse an der Pe­
ripherie des Weltmarktes, die v.a. auf 
den Gebieten der sozialen Sicherung, 
des Bildungs- und Gesundheitswesens, 
der Arbeitskollektive, der Volkskultur 
u.a.m. eine eigenständige Ausprägung 
annahmen, dabei nach innen sowohl 
mit vormodernen Formen und Elemen­
ten (von der Dorfgemeinschaft bis zum 
Despotismus) wie auch mit einem ex­
tremen Etatismus, nach außen mit ei­
nem kapitalistisch dominierten Welt­
markt koexistierten. 

Beiden Versionen des „Realsozialis­
mus" gemeinsam ist die starke Rolle 
des Staates bei der Entfaltung dieser 
Elemente gegenüber der Logik 
kapitalistischer Akkumulation und bür­
gerlicher Bereicherung. Eine besonde­
re Ausprägung nahm dieser Etatismus 
im Falle des peripheren Sozialismus 
ein, wo der Staat als Motor der nachho­
lenden Industrialisierung auftrat und 
zugleich das Projekt der Gemeinschaft-

lichkeit - an Stelle einer unterentwik­
kelten Arbeiterklasse und Zivilgesell­
schaft - verkörperte und dabei eine ei­
gene bürokratische Logik entwickelte. 
Inwieweit es sich bei der sowjetischen 
Formation um Staatssozialismus han­
delte oder um eine Formation sui gene­
ris namens „ Etatismus" , in dessen 
Rahmen sich starke sozialistische Ele­
mente herausbildeten, läßt sich hier 
nicht klären (und ist mir im übrigen 
auch unklar). Entscheidend ist jedoch, 
daß der Sozialismus als Struktur gesell­
schaftlicher Selbstverwaltung und „as­
soziierte Produktionsweise" (Marx) 
sich bislang weder in sozialdemokrati­
scher noch in kommunistischer Regie 
entfalten konnte. 

Der Hinweis auf das Konzept der 
„sozialistischen Elemente" in Bezug 
auf die Vergangenheit betrifft in seiner 
Konsequenz aber vor allem die 'Zukunft 
des sozialistischen Projektes. Wie sieht 
es heute mit den sozialistischen Ele­
menten - Elementen einer ökologisch­
sozialen Kontrolle der Produktion und 
einer gesellschaftlichen Selbstverwal­
tung - aus? Zunächst sollte unbedingt 
an den Aufgaben einer Weiterent­
wicklung des Sozialstaates - und zwar 
auch in durchaus altmodischer Beto­
nung der sozialen Sicherheit - fest­
gehalten werden, wobei die Verknüp­
fung mit der Gestaltung der Arbeit und 
damit die stärkere Ausweitung auch auf 
den Bereich der Produktion und die 
Wiederbelebung des Gedankens der 
Selbstverwaltung von sozialen Einrich­
tungen und sozialen Fonds hervorzu­
heben wäre. In Verbindung damit geht 
es um weitere regulative wie auch 
stoffliche Elemente, deren Verdichtung 
auf das hinausläuft, was man dann -
vielleicht - als sozialistische P_roduk­
tionsweise bezeichnen könnte. Und 
hierbei scheint niir vor allem die Erör­
terung folgender Komplexe weiterfüh­
rend zu sein: 
• Wir erleben vielfache mehr oder 
weniger sinnvolle V ersuche einer öko­
logischen Umorientierung der Wirt­
schaftsweise. Dabei bilden sich schon 
im Rahmen kapitalistischer Produkti­
onsweise Elemente einer Politischen 
Ökonomie der Stoff- und Energiekreis­
läufe heraus, die m .E. deutlich über 
eine kapitalistische und letztlich auf 
Wertrechnung basierende Logik des 
Wirtschaftens hinausweisen. Die erfor­
derliche stofflich-energetische Bilan­
zierung von Kreisläufen, eine darauf 
beruhende Bewirtschaftung der Res-
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sourcen und eine entsprechende Umrü­
stung der Produktion unterstellt den 
Einbau von gemeinschaftlichen regula­
tiven Elementen in das Wirtschaftssy­
stem, wobei hierbei natürlich durchaus 
monetäre und marktorientierte Instru­
mente zum Einsatz kommen können. 
Entscheidend ist aber, daß das Moment 
der gemeinschaftlichen Regulierung 
(im nationalen wie auch internationalen 
Maßstab) in den Vordergrund tritt: 
Hierbei würde mich vor allem interes­
sieren, welche Konsequenzen der 

Übergang in das "Solarzeitalter" für 
die . Okonomie des Sozialismus hätte 
bzw. inwieweit die weltweite Durch­
setzung einer Solarwirtschaft neue Per­
spektiven im Sinne einer gemeinschaft­
lichen Regulierung von Stoff- und En­
ergiekreisläufen aufwirft. 
• Marx' Ausführungen aus den 
Grundrissen zur Veränderung der Ar­
beit unter den Bedingungen fortschrei­
tender Technologie hat an Aktualität 
nichts verloren. Die grundlegende Ten­
denz des modernen Kapitalismus: Das 
fixe Kapitalwird im Verhältnis zur an­
gewandten Arbeitskraft beständig aus­
gedehnt. Dadurch wiederum wird die 
Arbeitskraft in ihrer Rolle als "Kosten­
faktor" reduziert, zugleich als qualita­
tiver Faktor ("Produktionsintelligenz") 
aufgewertet. Die Effizienz einer mo­
dernen Wirtschaft läßt sich insoweit 
immer weniger in einer Relation zwi­
schen Profiten und Löhnen, also auf 
Basis der Ausbeutung bzw. der Mehr­
wertrate, bemessen. Immer mehr zählt 
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hingegen die langfristige Effektivität 
des Kapitalstocks und der Ressourcen­
bewirtschaftung, die produktive Pro­
blemlösung und eine entsprechende 
Qualität der lebendigen Arbeit. Auch 
wenn die heutigen Entwicklungen in 
den Betrieben v.a. unter den Vorzei­
chen der "Standortdebatte" verlaufen -
in den Bemühungen um Qualitätszirkel 
und Gruppenarbeit, um Ökobilanzen 
und Ökocontrolling verbergen sich 
auch neue Elemente industrieller De­
mokratie, die über eine grundlegende 

Veränderung der betrieblichen Lei­
tungs- und Rentabilitätskriterien frei­
zusetzen wären, und auf Formen des 
selbstverwalteten Gemeineigentums 
verweisen. 
• Hinsichtlich der ökonomischen For­
men scheint es mir auf der anderen Sei­
te zentral zu sein, auf Marx' Ausfüh­
rungen zum Kreditwesen und zu den 
Aktiengesellschaften und die darin ent­
haltenen Hinweise auf eine .assoziierte 
(sozialistische) Produktionsweise zu­
rückzukommen und sie auf die heuti­
gen Verhältnisse zu beziehen. So sollte 
die heutzutage typische Entkoppelung 
von Erträgen, ihrer Verwendung und 
damit auch der Refinanzierung und die 
damit einhergehende Ausweitung von 
Anlage- und Investitionsfinanzierungs­
möglichkeiten - insbesondere in Form 
von Investmentfonds - nicht alleine un­
ter kritischen Gesichtspunkten - nicht 
alleine bezüglich . ihrer parasitären, 
spekulativen u.ä. Aspekte gesehen wer­
den, sondern auch unter dem Gesichts-

punkt der damit verbundenen Potentia­
le an gdellschaftlicher bzw. gemein­
schaftlicher Regulierung: Die soziali­
stische Produktionsweise wird nach 
meiner Prognose auf der Basis eines 
vergesellschafteten Bankenwesens v.a. 
eine Ökonomie der Investitionsfonds 
sein - mit diversifizierten und demo­
kratisch verfaßten Fondsstrukturen, in 
denen überbetriebliche Rentabilitätsge­
sichtspunkte mit ökologisch-sozialen 
Zielsetzungen der beteiligten Kräfte 
zusammenfließen und die sich zwi­
schen die am Markt agierenden Unter­
nehmen und die vom Staat entwickelten 
Rahmensetzungen schieben. 

Formationstheoretisch betrachtet 
. scheinen mir · erst jetzt die Elemente 
und Potentiale einer sozialistischen• 
Produktionsweise heranzureifen - und 
zwar in Verbindung von Produktiv­
kräften und Produktionsverhältnissen. 
V.a. die mikroelektronisch gestützten 
Informations- , Kommunikations- und 
Steuerungstechnologien auf der einen 
und die solaren energetisch-stofflichen 
Technologien auf der anderen Seite 
stellen in Verbindung mit entwickelten 
Formen gesellschaftlicher Investitions­
finanzierung, ökologischer Bilanzie­
rung und Steuerung und sozialer Kon­
trolle des Produktionsprozesses die Ba­
sis eines modernen Sozialismus dar, 
der sich auch auf der Ebene der inter­
nationalen Beziehungen in eine „Sy­
stemkonkurrenz" - hinsichtlich der glo­
balen Problemlösungskompetenz - be­
geben und gegenüber den kapitalistisch 
dominierten Strukturen des Welt­
marktes behaupten kann. Freilich: Ge­
rade in dieser Hinsicht gilt, daß ein 
neuer „ Vormarsch" bei der Herausbil­
dung sozialistischer Elemente gerade in 
den kapitalistischen Metropolen statt­
zufinden hätte (s.u.). 

Sozialismus als 
moralisch-kulturelles 

Problem 

Trotz der vielfach diskreditierenden 
Wirkungen „realsozialistischer" Ent­
wicklungen für den Sozialismus als 
überlegene moralisch-kulturelle Dis­
position scheinen sich v.a. seine Prinzi­
pien und Werte erhalten zu haben, wo­
bei es sicherlich kein Zufall ist, daß 
man dies v.a. in christlichen Bereichen 
feststellen kann. Dennoch: Die Rekon­
struktion des sozialistischen Projektes 
stellt uns gerade auf dieser Ebene vor 
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komplexe Probleme, die in ent­
scheidendem Maße das Wechselver­
hältnis von persönlicher Lebenseinstel­
lung und gesellschaftlicher Hegemonie 
bestimmen und zugleich die Art und 
Weise des Produzierens und des Regu­
lierens - und damit auch die „System­
fragen" - betreffen. Sie lassen sich 
m.E. in zweierlei Weise bündeln: 
• Die Beziehung von Selbstverwirkli­
chung und Arbeitsverausgabung inner­
halb und außerhalb von Warenproduk­
tion und Erwerbsarbeit stellt sich im 
heutigen „sozialistischen" Diskurs äu­
ßerst disparat dar. Vielfach wird der 
Ästhetik der Warenwelt die Ästhetik 
des Verzichts und der Eigenarbeit ent­
gegengehalten, ohne daß es zu einer 
Vermittlung kommt. Viel scheint mir 
aber davon abzuhängen, daß der Sozia­
lismus ein produktives Ethos und eine 
Vorstellung gemeinschaftlicher Lei­
stung und individüeller Kompetenz be­
inhalten muß, die sich auch auf der 
Ebene komplexer Vergesellschaftungs­
formen mit der produktivistischen 
Ideologie der Warenproduktion wie 
auch bürokratischen Kompetenz­
anmaßungen messen kann und sich zu­
gleich gegen deren deren Kehrseiten -
leistungslose Einkommen und Inkom­
petenz bei der Lösung von Pn;,blemen -
wendet. 
• Die Debatte um Gemeinschaftlich­
keit im sozialen und auch im politi­
schen Raum ist bekanntlich von nicht 
geringer Bedeutung und gewinnt - wie 
im Falle des Kommunitarismus, einer 
auf gemeinsame Werte und nicht auf 
Staatlichkeit gegründete Vorstellung 
von Gemeinschaft(en) - neue Anhän­
gerschaft. Mit Blick auf die Vorstel­
lung gesellschaftlicher Selbstverwal­
tung ist dies von nicht zu unterschät­
zendem Wert, wobei in der Geschichte 
des Sozialismus mit den dort vorhande­
nen genossenschaftlichen wie auch ba­
sis- und rätedemokratischen Traditio­
nen reichhaltige Ansatzpunkte zu fin­
den sind, die auch die gewohnten Vor­
stellungeii. parlamentarischer Demo­
kratie praktisch kritisieren. Der hierin 
angelegte Diskurs der Gemein­
schaftlichkeit ist aber auch gerade des-

, halb von eminenter Bedeutung, als die 
offenkundige Problematik einer rechts­
populistischen Aufladung sozialer 
Identitätsverluste besteht. 

In beiderlei Hinsicht geht es letzt­
lich um die Frage der Selbstverwirkli­
chung und Aufhebung von Ent­
fremdung in Konfrontation mit einer 

hochproduktiven und zugleich zutiefst 
zerstörerischen kapitalistischen W a­
renwelt und der ihr zugrundeliegenden . 
Produktions- und Konsumweise. Wird 
der „Sozialismus" sich als radikaler 
Ausdruck dieser moralisch-kulturellen 
Dispositionen und Facetten etablieren 
können? Die Antwort hängt entschei­
dend davon ab, inwieweit sie sich in ei­
nem neuen Aufschwung von sozialen 
Bewegungen und Kämpfen entfalten 
können. 

Sozialismus in Bewegung 

Gegenüber diesen Bemühungen, das 
sozialistische Projekt auf der Ebene der 
Produktionsweise (bzw. sozialistischen 
Elemente) sowie seiner moralisch-kul­
turellen Implikationen zu rekonstruie­
ren, ist nunmehr auf den Aspekt der 
Bewegung (und damit auch des „Sub­
jektes" des sozialistischen Projektes) 
zu verweisen - in einem Verständnis, 
das die Bewegung nicht auf ein zweck­
gerichtetes Instrument der Weltge­
schichte oder einer sie verkörpernden 
Partei degradiert, sondern ihren eigen­
ständigen Stellenwert herausarbeitet. 
Der Sozialismus als Bewegung über­
nimmt nicht nur eine verbindende Rol­
le gegenüber den beiden zuerst genann­
ten und einander häufig fremd gegen­
überstehenden Aspekten der Sy­
stemregulierung und des moralisch­
kulturellen Ensembles. Von ihm hängt 
von ihr die Dynamik des gesamten Pro­
jektes ab, das zum Stillstand kommt, 
wenn die Bewegung sich ·dem Sozialis­
mus als v.a. regulative und/oder mora­
lische „Ordnung" bzw. ,,Macht" unter­
wirft. Die Behauptung, daß der So­
zialismus in der Bewegung lebt, impli­
ziert natürlich eine stärker „subjektivi­
stische" und „prozessuale" Definition. 

Zum einen geht es um die Momente 
im alltäglichen Lebensprozeß, in denen 
sich Elemente der Gemeinschaft­
lichkeit mit dem Widerstand gegen 
vorherrschende Strukturen und Mecha­
nismen und einem darüber vermittelten 
Streben nach gesellschaftlicher Gestal­
tung verbinden, zum anderen schließt 
sich daran die Frage an, wie und wo 
sich ihre Dynamik im Auf und Ab so­
zialer Bewegungen, Kämpfe und For­
mierungsprozesse entfaltet. Sozialis­
mus als Bewegung artikuliert sich v.a. 
dann, wenn in diesen Prozessen selbst 
die Legitimität bisheriger Strukturen, 
Mechanismen und Wertvorstellungen 
aufgebrochen und Elemente demokrati-

scher Basis- und Gegenmacht und ge­
sellschaftlicher Selbstverwaltung sich 
entfalten und spürbar werden und mit 

. der Vorstellung eines umfassenden 
Aufbruchs und einer produktiven Neu­
gestaltung der Verhältnisse verbinden. 

In dieser Hinsicht war der Sozialis­
mus allerdings bislang auch eine Ge­
schichte der Konfrontation mit dem 
schon unter regulativen Gesichtspunk­
ten thematisierten Etatismus sowohl so­
zialdemokratischer wie auch kommuni­
stischer Provenienz, dem die ra­
dikaldemokratischen Strömungen re­
gelmäßig unterlegen waren. Die radi­
kalen Impulse der sozialen Bewegun­
gen sind insofern niemals wirklich 
hegemonial geworden, wenn sie auch 
in historisch entscheidenden Situatio­
nen gesellschaftlichen Fortschritts ihre 
Dynamik zunächst entfalten konnten. 
Insofern ist das Erbe der Pariser Com­
mune, der proletarischen Rätebewe­
gung, der antifaschistisch-demokrati­
schen Basismacht wie auch vieler 
Elemente der internationalen 68er Be­
wegungen historisch keineswegs einge­
löst worden: Es liegt noch unter den 
staatssozialistischen Trümmern begra-
ben. · 

Wie dem auch sei: Wir sind nicht 
nur damit konfrontiert, daß mit dem 
Desaster des östlichen und der Krise 
des westlichen „Staatssozialismus" die 
bisherige durch die traditionellen 
Massenorganisationen geprägte politi­
sche Kultur des „Sozialismus" wohl 
unwiderruflich darniederliegt. Zu­
gleich ist es auch vielfach zu einer Ent­
koppelung zwischen sozialen Bewegun­
gen und subjektiven sozialistischen 
Elementen, die es ja in den 68er Bewe­
gungen noch in sehr starkem Maße ge­
geben hat, gekommen. Welche Mög­
lichkeiten und Ansatzpunkte gibt es, 
den Sozialismus als Bewegung zu re­
konstruieren, um überhaupt die Vor­
aussetzungen für die Entfaltung „ob­
jektiver" sozialistischer Elemente und 
Potentiale wie auch seiner moralisch­
kulturellen Dimensionen zu schaffen? 
Zwei Stoßrichtungen erscheinen mir 
zunächst einmal wesentlich zu sein: 
• Wir erleben seit einiger Zeit in vie­
len Teilen der Welt und auch in West­
europa den Aufschwung von popularen 
Bewegungen, die sich häufig aus einer 
Vielzahl von Initiativen, Gruppen und 
Strömungen zusammensetzen, die in 
keinerlei organischer · Verbindung zu 
einem bestimmten traditionellen Lager 
oder einer bestimmten dominierenden 
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Partei stehen. Offensichtlich ist der 
progressive Charakter dieser Bewegun­
gen k~ineswegs von vorneherein gege­
ben - im Gegenteil! Allerdings darf die 
Furcht vor den neuen Spielräumen, die 
dadurch auch und gerade rechtspop­
ulistische Kräfte vielfach erhalten, die 
Linke nicht dazu führen, sich auf die 
Seite des „herrschenden Blocks" zu 
schlagen. Die Veränderung in der 
Struktur des politischen Systems und 
der Vertretung gesellschaftlicher 
Interessen beinhaltet aber auch radikal­
demokratische Elemente von Gemein­
schaftlichkeit und damit auch reale Ele­
mente des Sozialismus - feststellbar in 
Italien ebenso wie in manchen latein­
amerikanischen Ländern. Sozialismus 
würde sich hier - bei optimistischer 
Sichtweise - als Bewegung der morali­
schen und sozial-kulturellen Reform 
der Gesellschaft artikulieren, als Bewe­
gung, die iff ihrer Struktur und ihren 
ideologischen Facetten eher einer Re­
genbogenkoalition gleicht als einem 
,,antikapitalistischen Bündnis" traditio­
nellen Typs. 
• Aber mit Bezug auf den Sozialismus 
als Produktionsweise scheint mir ein 
anderer Aspekt zentral, den ich mit 
Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und 
Kultur umschreiben möchte. Ich gehe 
davon aus, daß der Sozialismus in Zu­
kunft - v.a. mit Blick auf die globalen 
Problemstellungen - in noch stärkerem 
Maße als früher davon abhängig sein 
wird, daß große Projekte der Gestal­
tung formuliert und entsprechende pro­
duktive Allianzen von „ Werktätigen" 
gebildet werden. Der altmodische Ter­
minus erscheint mir insofern passend 
zu sein, weil er jenseits der Kategorie 
der bedeutsam bleibenden Lohnabhän­
gigkeit den schöpferischen Aspekt an­
spricht. In dem Maße, wie es „ Werktä­
tigen" spürbar und bewußt wird, wie 
sehr ihre produktiven Kompetenzen 
durch die vorherrschenden Mechanis­
men eingeengt und verformt werden, 
v.a. weil sie vielfach nur in Regie des 
Kapitals zur Lösung drängender sozia­
ler und ökologischer Probleme einge­
setzt und miteinander kombiniert wer­
den, dürften sich umso stärker „soziaii­
stische" Bestrebungen artikulieren. 
Nehmen wir das angesprochene Bei­
spiel einer „solaren Revolution", also 
einer tiefgreifenden Umwälzung der 
energetischen Grundlagen der mensch­
lichen Entwicklung und der darin ent­
haltenen Implikationen für die Lösung 
globaler Probleme - es ist ein (mögli-
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cherweise: das) Beispiel, an dem sich 
jenes Bündnis realisieren könnte. Dazu 
gehört im übrigen auch das Freisetzen 
von Kreativität und Phantasie bis in 
den Bereich kultureller Bewegung hin­
ein (also bis zur künstlerischen Insze­
nierung nach vorne gerichteter Projek­
te, während heute neben postmoderner 
Beliebigkeit das Lamento über ökologi­
sche Krise und moralischen Verfall do­
miniert). 

Doch Sozialismus als Bewegung 
und als Gesamtprojekt muß und kann 
gerade im internationalen Kontext re­
konstruiert werden. Der Sozialismus 
stellte ja in dieser Hinsicht auch einen 
Sinnzusammenhang zwischen unter­
schiedlichen und häufig sehr disparaten 
Momenten dar - auch zwischen ver­
gangenen und aktuellen Kämpfen, zwi­
schen einem hiesigen Gewerkschafts­
streik und einem Befreiungskrieg im 
Süden (bis hin zur zusammenhängen­
den Vorstellung eines „revolutionären 
Weltprozesses"). Doch diese Zusam­
menhänge scheinen sich aufgelöst zu 
haben. Ihre Rekonstruktion - insbeson­
dere im Prozeß der internationalen So­
lidarität - unterstellt von vomeherein 
radikale Alternativen zur Logik des ka­
pitalistischen Weltmarktes und seiner 
politischen, militärischen und kulturel­
len Überbauten. Den Referenzrahmen 
für einen neuen Vormarsch liefert al­
lerdings keine übergreifende globale 
Vernunft. Entscheidender dürften die 
sich herausbildenden Wirtschaftsräume 
und die sich dort entwickelnden ökono­
mischen Kulturen (gewissermaßen „re­
gionalen Produktionsweisen") und die 
dort stattfindenden politischen, sozia­
len und kulturellen Formierungspro­
zesse sein. leb vermute, daß vor allem 
von Lateinamerika und von Westeu­
ropa schon in absehbarer Zeit neue Im­
pulse ausgehen werden. 

Westeuropa könnte auf der Basis 
der sozialistischen Elemente, die in sei­
ner Industriekultur, seinem Sozialstaat 
und seinen Organisationen (noch) ent­
halten sind, und in seiner Beziehung zu 
Osteuropa wie auch zum Mittelmeer­
raum durchaus die Chance erhalten, ei­
nen neuen Anstoß zu liefern - vielleicht 
im Sinne einer gemischten „europäi­
schen" Produktionsweise. Lateiname­
rika dürfte bald einen neuen Anlauf 
versuchen - nicht zuletzt auf der Basis 
der schon angesprochenen Neuformie­
rung v.a. radikaldemokratisch-basisso­
zialistischer Kräfte und der Betonung 
des eigenen sozialökonomischen und 

insbesondere multikulturellen Erbes. 
Die Beobachtung und Analyse dessen, 
wie sich in den unterschiedlichen Welt­
teilen jenseits der alten Weltordnung 
und ihrer Sozialismusmodelle in je­
weils relativ autonomer Weise das so­
zialistische Projekt rekonstruiert, dürf­
te für die Debatte von sozialistischen 
Neuansätzen von eminenter Bedeutung 
sein - unter sachlichen Gesichtspunkten 

wie auch unter dem Aspekt der Er­
mutigung, die von der erfahrbaren 
Reichhaltigkeit des sozialistischen Pro­
jektes ausgehen kann. Und so könnte 
die Formierung der popular-demokra­
tischen und produktiven Kräfte in den 
sich herausbildenden Wirt­
schaftsräumen und das Zusammenwir­
ken z.B. zwischen Kräften des westeu­
ropäischen „Regenbogens" und den 
sich in bemerkenswerter Weise 
neuformierenden Kräften des „ Forums 
von Sao Paulo" in Lateinamerika neue 
Impulse für die sozialistische Identität 
und den sozialistischen Diskurs freiset­
zen. 

Der Sozialismus als historisches 
Projekt kann durchaus in eine neue 
Phase eintreten und - ich bin überzeugt 
- er wird es auch tun. Allerdings muß 
man dieses Projekt zugleich als histo­
risch offen ansehen und seine Definiti­
on aus Katechismen der Vergangenheit 
bzw. der alten Weltordnung befreien. 
Diese Herangehensweise unterstellt 
keineswegs die Absage an den Sozialis­
mus als radikale Utopie. Im Gegenteil 
bin ich - im Gegensatz zu jenen, die 
nun z.B. umstandslos die Vereinbarkeit 
von Marktwirtschaft und Sozialismus 
entdecken - der Meinung, daß die wirk­
liche Emanzipation der Menschheit 
von ihrer „ Vorgeschichte" die tief in 
die Produktions- und Lebensweise hin­
eingehende Ablösung von den Prinzipi­
en der Markt- und Geldwirtschaft im­
pliziert. Auch wenn ich bezweifele, 
daß sich dieser Vorgang in absehbaren 
historischen Zeiträumen auf der Ebene 
der Gesellschaftsformation bzw. Pro­
duktionsweise realisieren läßt, so wür­
de es mir schon ausreichen, wenn er -
und damit der Sozialismus - als ge­
schichtlich begründete Hoffnung in der 
Radikalität der Bewegungen und 
Kämpfe, der Lebenseinstellungen und 
Diskurse und der darüber realisierten 
Projekte erhalten bliebe bzw. neue 
Nahrung finden wür~e. 
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Die folgenden "Erwägungen marxistischer Sozialdemokrallnnen" wurden in einem ersten Entwurf J 992 von Diether Dehm und 
K_urt Neumann_ vorgelegt. An der [!iskussion haben sich mit schriftlichen Beiträgen, die in den Text in unterschiedlichem Umfang 
eingegangen sind, u.a. Sandra Hildebrandt, Ralf Krämer, Uwe Kremer, Heiko Mau, Felix Welti, Thomas Westphal und Ulrich 
Wolf beteiligt. Inhaltlich wurde der Text im wesentlichen 1993 abgeschlossen, für die Veröffentlichung in spw wurde er in Ab­
sprache mit Diether Dehm gekünt und redaktionell überarbeitet. Dies ändert nichts am vorläufigen Charakter des Entwurfs, die 
,,Erwägungen" sollen vor allem einen Anstoß und eine Grundlage zur Diskussion bieten. 

Wider die Kapitalverwertungslogik 
- für eine demokratisch-solidarische Wirtschaftsplanung 

Erwägungen marxistischer Sozialdemokratlnnen 

0. In Erwägung, Amerika, dabei sinddieletzten 15 Jahre PKWs und über 70% mehr LKWs ge-
FCKW-Produktion noch gar nicht „am ben, dabei sind hier schon 60% unserer 

daß 
Nahrung und Wasser, den Unteren 

fehlend, Klima und Atemluft, den Nach­
geborenen rarer werdend, Gesundheit 
und Bildung den meisten vorenthalten, 
heute schon in den Geschäftsbüchern 
der Oberen als Gewinne von gestern 
verbucht sind; daß aber noch-intakte Li­
tho-, Hydro- und Athmosphäre, unver­
seuchte Meere und Böden, salte Kinder 
und Frieden, Vollbeschäftigung und ein 
hilfreicher Staat in der herrschenden 
Meinung als „profitlose Ökonomie" gel­
ten, so, wie Geduld und Barmhenigkeit, 
künstlerische Wahrhaftigkeit und demo­
kralische Prozesse, Solidarität und ein 
dauerhaftes Glück der Vielen; 

daß 
Lemminge sich nie selbst aufhalten 

konnten, weil sie nur organisch sind, 
aber nicht organisiert; daß aber unsere 
Partei charakterlich, praktisch und per­
spektivisch längst nicht entschlossen ge­
nug ist, Organisation gegen den Unter­
gang unserer Gattung zu werden; · 

haben wir beschlossen, 
marxistische Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokralen zu bleiben, den 
Klassenkampf der Unteren gegen die 
Kapitalverwertungslogik besser, als es 
.anderen vor uns möglich war, zu orga­
nisieren: breiter in der demokralischen 
Beteiligung, tiefer in den Bildern und 
Empfindungen eines nichtentfremdeten 
Glücks, höher in der Planung eines men­
schenerhaltenden Wirlschaftens. Wir 
wollen für demokratisch-solidarische 
Über-Lebensplanung neuen Raum in 
der Geschichte! 

1. lebensgefährliche 
Befunde 

Stichwort Umweltzerstörung: Heute 
schon ist das Ozonloch größer als ganz 
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Himmel". Die Ausbreitung chemischer Bäume todkrank, wird alle zwölf Minu­
Gifte (DDT konnte sogar in Pinguinei- ten ein Kind von einem Auto getötet 
ern in der Antarktis nachgewiesen wer- oder schwer verletzt. 
den), die Ausweitung der überstarken Stichwort Völkerflucht: Weltweit le­
UVC-Einwirkung durch das Ozonloch ben etwa 50% der Bevölkerung an Kü-

„ Euer Fortschritt wird 
doch nur ein Fortschrei­
ten von der Menschheit 
weg sein. Die Kluft 
zwischen euch und ihr 
kann eines Tages so 
groß werden, daß Euer 
Jubelschrei über irgend­
eine neue Errungen­
schaft von einem univer­
salen Entsetzensschrei 
beantwortet werden 
könnte." 

(Brecht im „Galilei") 

und damit die enorme Zunahme von 
Hautkrebs geht ebenso unvermindert 
weiter, wie die Verseuchung unserer 
Meere (nicht nur durch die Havarien von 
Öltankern). In den nächsten 45 Jahren 
(wahrscheinlich aber schon sehr viel frü­
her) ist ein „point of no return" erreicht. 

Alle zwei Stunden wird ein Fuball­
platz voll „grüner Lunge Tropenwald" 
abgeholzt. · 

5,3 Milliarden Menschen produzie­
ren 21 Tonnen Kohlendioxid ( dabei die 
alte BRD mehr als ganz Afrika). Die 
Hälfte wäre gerade eben noch „überle­
bensverträglich" für die Gattung 
Mensch. 

In den nächsten 20 Jahren soll es al­
lein in Deutschland über 64 % mehr 

sten und Flußmündungen (wie dem Ni­
ger, dem Nil und dem Mekong); die 
UNO rechnet allein durch den klima­
tisch bedingten Anstieg der Wasser mit 
200 Millionen Flüchtlingen. Hinzu kom­
men die Hungerflüchtlinge. Der Club of 
Rome sieht neue Grenzziehungen mit 
den dazugehörigen Waffensystemen, 
„um die aufgebrachten Horden der 
ungebildeten Arbeitslosen und Hun­
gernden fernzuhalten?" 

Stichwort Welthunger: Obwohl die 
Nahrungsmittelproduktion weltweit ca. 
20% mehr Kalorien liefert, als für eine 
vernünftige Ernährung aller Menschen 
nötig wäre, stirbt alle zwei Sekunden ein 
Kind auf der Welt an Hunger . . Die Rü­
stungsausgaben in aller Welt belaufen 
sich real um etwa 1 Billion Dollar, sind 

- also um das Vierfache seit Ende des 2. 
Weltkriegs gestiegen und entsprechen in 
etwa dem Bruttosozialprodukt aller la­
teuhunerikanischen und afrikanischen 
Länder. 

Stichwort Welt-Bürger-Krieg: Teile 
des ehemaligen Ostblocks haben die 
Chance, für das reiche Westeuropa 
Randregionen zu werden, denen „etwas 
abfällt". Sonst droht dem Osten ganz 
überwiegend das Schicksal des Südens 
oder die Rolle Lateinamerikas für die 
USA. Der Versuch, im Osten „Kapitalis­
mus ohne Kapital" zu inszenieren, 
nimmt immer groteskere Züge an. Unter 
dem , Schlagwort der angeblichen 
„Selbstbestimmung der Völker" treibt in 
Osteuropa und Mittelasien Natio­
nalismus sein tödliches Unwesen, geht 
auch der Bürgerkrieg in Afghanistan -
nur unter innerislamischen Vorzeichen -
weiter. Anstelle der bipolaren Spannung 
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zwischen den Militärblöcken erleben 
wir keine neue, auf Gleichberechtigung 
und Abrüstung beruhende Friedensord­
nung. Die Vereinten Nationen entwik­
keln sich nicht zur Institution einer de­
mokratischen und friedlichen W eltin­
nenpolitik, sondern zu einem Instrument 
der Durchsetzung von Kapitalinteressen 
der Industrieländer unter militärischer 
Hegemonie der USA, mit der BRD an 
ihrer Seite. 

Weltweiter Frieden ist weiter entfernt 
als zuvor. 

Stichwort Verelendung: Drastische 
Verslumung und Verarmung kommt 
auch auf den reichen Norden zu: Nähr­
boden für organisierte und kleinere Kri­
minalität, Sprengstoff für Bürgerkrieg in 
seinen Metropolen. Das Kaputt-Sparen 
von Sozialstaat führt zur massiven Ver­
armung der sozial Unterprivilegierten 
durch Kürzungen bei der Arbeitslosen­
unterstützung und der Sozialhilfe. So­
weit keine Gegenwehr der Betroffenen 
stattfmdet, breiten sich Resignation, po­
litische Apathie, schließlich Demokra­
tiefeindlichkeit und damit eine dramati­
sche Bereitschaft zu neofaschistischer 
Politik aus. 

II. Ursachen 
Wer die Ursachen benennt, darf vor 

,,Namen und Hausnummern" (Brecht) 
nicht zurückschrecken. Die meisten Zer­
störungen haben Nutznießer! Und dies,e 
Nutznießer leben davon und damit, daß 
die Menschen in der Rolle von Objekten 
bleiben, ihr Protest atomisiert wird und 
ihr Widerstand sich nicht gegen die Ver­
ursacher von sozialer Ausgrenzung, Ar­
mut und Umweltzerstörung richtet. Wer 
die wahren Profiteure des Elends nicht 
von links öffentlich benennt, überläßt 
die Definitionsmacht über die Sünden­
böcke und „ Wutableiter" den Rechten! 

Gelang es den Sozialistinnen und So­
zialisten in der SPD Ende der 80er Jahre 
noch, dem Berliner Grundsatzprogramm 
einen offensiven gesellschafts- und 
weltverändemden Akzent zu geben, so 
befinden wir uns seit Jahren in einer mo­
ralischen Defensive. Eingeschüchtert 
durch den realen Ab- und Zusam­
menbruch der verschiedenartigen Pro­
jekte mit sozialistischem Anspruch, ein­
geschüchtert aber auch durch das groß­
sprecherische Gehabe der „Sieger über 
den Sozialismus" und die Vielzahl der 
Linken, die sich flugs der Seite der Sie­
ger anschlossen und nur noch Spott für 
die Zurückgebliebenen haben. 

Was aber haben Anpaßler und Wen­
dehälse, Sachzwängler und Zeitgeistge­
triebene auch in der SPD erreicht, außer 
einer zerrütteten und demoralisierten 
Partei, ohne von der Mehrheit erkennba­
re Identität, ohne Bezug zu den sozialen 
Bewegungen, Initiativen und Kämpfen, 
ohne ein gelebtes Ethos der in­
ternationalen Solidarität? Und schauen 
wir auf diese Gesellschaft, und schauen 
wir auf diese Welt, so merken wir: Es ist 
nicht mehr die Zeit, nur allein· an sich zu 
zweifeln. Was klar ausgesprochen wer­
den muß, ist vielmehr: was wir über die 
Gesellschaften der Kapitalverwertungs­
logik und diese Welt wissen. Und: was 
die Grundzüge eines Überlebens-Pro­
gramms für unsere Gattung sind. 

Die klassisch konservativ-liberale 
Wirtschaftspolitik hat in Westeuropa 
beträchtlichen Vertrauensverlust erlit­
ten. In Italien wurde daraus ein neuer 
Bündnistypus von Marktliberalen (Ber­
lusconi) und Neofaschisten mit einer 
noch deutlicher deregulativen Angriffs­
struktur auf soziale Errungenschaften 
und Gewerkschaften (auch in anderen 
Staaten sind Keime dieser Bündnisstruk­
tur erkennbar; z.B. Österreich/Haider), 
Dem Terrainverlust der Konservativen 
und der „neuen Rechten" konnte eine 
defensiv eingestellte Linke in Westeuro­
pa bislang auch bei Parlamentswahlen 
kein wirksames Konzept entgegenset­
zen. Die „andere Welt", Solidarität, En­
ergie- und Stoffsparen als Basis eines 
anderen Wirtschaftens und eines ande­
ren Glücks schimmerten nicht einmal 
vor und in SPD-Wahlkämpfen an­
schaulich und mit Chance auf eigene 
Plausibilität gegen die Ellenbogenlogik 
durch. 

Es sind aber die Einzellogiken der 
Kapitalien, die summarisch Millionen 
Menschenschicksale verwerten und die 
biologischen Überlebensressourcen der 
Zukunft als ihre heutigen Gewinnbilan­
zen ausweisen. Das soll uns dann noch 
von bürgerlichen „ Wirtschaftsfachleu­
ten" als „Effizienz der Marktwirtschaft" 
vorgerechnet werden. 

Unter globalkapitalistischen Bedin­
gungen · wirken subtil imperialistische, 
neo-kolonialistische Mechanismen. Die 
„ Terms of Trade", die völkerrechtliche 
Vertragspolitik und die Kreditstrategien 
der internationalen Organisationen wie 
Weltbank und IWF, gefährden durch die 
Vernichtung der ökonomischen Exi­
stenz ganzer Völker des Südens die na­
türlichen Lebensgrundlagen der 
menschlichen Gattung insgesamt. 

Der Widerstand gegen Ausbeutung 
und imperialistische Politik motivierte 
die antikapitalistischen Bewegungen zu 
Beginn unseres Jahrhunderts. Die frü­
here Sowjetunion und die Länder, i,n de~ 
nen nach ihrem Modell sozialistische 
Verhältnisse durchgesetzt werden soll­
ten, sind aber in 75 Jahren gescheitert. 
Sie waren ökonomisch den alltäglichen 
Attraktionen des Kapitalismus nicht ge­
wachsen, boten weder eine bessere Al­
ternative zur Gestaltung des ge­
sellschaftlichen Alltags und individuel­
len Glücks, noch eine wirkliche Alterna­
tive im Umgang mit den natürlichen Le­
bensgrundlagen und keine demokrati­
schen Gestaltungsmöglichkeiten für die 
Bevölkerung. 

Immerhin gelang es im Rahmen der 
Konkurrenz zwischen den unterschiedli­
chen Gesellschaftssystemen den Arbei­
terbewegungen in den entwickelten ka­
pitalistischen Ländern nach dem 2. 
Weltkrieg, entscheidende materielle und 
kulturelle Fortschritte durchzusetzen. 
Mit dem Verschwinden der soziali­
stischen Staaten verstärkt sich auch der 
Druck auf deren Abbau. Privatisierung 
und Deregulation sind für ideologische 
Multiplikatoren des kerrschenden Sy­
stems, sogar für Teile der kulturellen In­
telligenz, zur Alltagsdoktrin geworden. 
Dabei wissen wir: die kommunistische 
Weltbewegung hat aufgehört zu existie­
ren. Die Perspektive der Überwindung 
des Kapitalismus als Überlebenschance 
der Gattung Mensch ist nur realistisch, 
wenn die Sozialdemokratie sie (wieder) 
als ihre Aufgabe erkennt. 

Sparpolitik bei sozialen Leistungen, 
immer weitergehende Privatisierungen 
und der Ruf nach Opfern, die vor allem 
die „kleinen Leute" tragen, sind die Fol­
ge. Damit wird zugleich ein innerdeut­
scher Ost-West-Gegensatz gescb,ürt 
und davon abgelenkt, daß es hier · um 
eine Umverteilung von unten nach 
oben und um den Abbau sozialer Er­
rungenschaften (Lohnfortzahlungen, 
Tarifrecht usw.) geht. Auch die SPD 
verfügt nicht über ein klar konturiertes 
Konzept, ,,sozial gerechter zu sparen" 
als die gegenwärtig Mächtigen. 

Über die Hälfte der weltweiten Be­
völkerung ist weiblich. Obwohl Frauen 
weltweit ca. 80% der Arbeit erbringen, 
besitzen sie nur 5% des Welteigentums. 
Nach wie vor basieren die Produk­
tionsverhältnisse in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern auf der unbe­
zahlten . Aneignung zumeist weiblicher 
Reproduktioosarbeit. Diese Situation 

49 



PERSPEKTIVEN DER LINKEN ---------------------

und die sich eher wieder verfestigende 
als verändernde Rollenzuteilung zwi­
schen Männern und Frauen pro­
duzieren Verhältnisse, die Frauen ganz 
besonders zu Leidtragenden der ökono­
mischen, sozialen und ökologischen 
Umbrüche werden lassen. 

111. Perspektiven 
einer demokratisch­

solidarischen Wirtschafts­
planung 

Wenn der Kapitalismus das Ende der 
Wirtschaftsgeschichte ist, so ist das die 
Wirtschaftsgeschichte des Endes. 

Der Fortbestand der Gattung 
Mensch hat andere Gesetze als die des 
Marktes. 

Weil „der beste Konsument der 
schnelle Konsument" ist (Altvater), wird 
,,Zeitpiraterie" (Altvater) zum Wesens­
zug der Kapitalverwertungslogik. Das 
ist stete Vorgabe des „Regelsystems 
Weltmarkt". Der „schnelle Konsument" 
hat mit einem neuen, einem ökologisch 
geprägten (also energiesparenden) 
Glücksbegriff nichts zu tun. 

Eine um Gattungserhalt bemühte Po­
litik muß sich dem Widerspruch eines 
individuellen Glücksbegriff mit Nor­
men, die der Gattung noch Zukunft 
versprechen, aussetzen, als auch 
,,Glück" zu ihrer Sache machen. An­
dernfalls führen die vielen individuel­
len Glücksvisionen zum kollektiven 
Unglück: Die Luft wird mit Schadstof­
fen durchmischt, bis sie nicht mehr 
,,enjoyment of life", sondern Asthma­
und Bronchialkrebs auslöst. Für einen 
,, ressourcensparenden Glücksbegriff" 
ist ein neuartiger, gesamtgesellschaftli­
cher Dialog zwischen Wissenschaftlern 
aller Sparten, Künstlern und Politikern 
eine zentrale Aufgabe. 

Entscheidender Bestandteil eines 
neuen Glücksbegriffs ist das Ethos der 
Solidarität. Solidarität schließt dabei die 
intellektuelle Aristrengung ein, sich das 
Unbekannte an anderen Orten und zu 
anderen Zeiten vorzustellen, ist also 
mehr als spontan affektiv begründetes 
Mitleid. Einbindung der Gattung in die­
se Solidarität heißt Überwindung der 
Autonomie von Kapitalentscheidungen. 
Insofern kann zur Gattung in der per­
spektivischen Linie der Klassenüber­
windung gefunden werden. 

Solidarität erfordert Planung - als 
eine der höchsten Intelligenzleistungen 
des Menschen. Dabei gilt: Es stellt sich 
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nicht die Frage, ob Wirtschaftsplanung 
oder Investitionslenkung stattfmden. 
Sie sind in komplexen Volkswirtschaf­
ten unabdingbar, was uns das Scheitern 
marktradikaler Experimente deutlich 
vor Augen geführt hat. Und sie fmden 
schon in großem Stile statt, wenn kapita­
listische Großkonzerne und Großbanken 
- mit oder ohne staatliche Einflußnahme 
- agieren (und zwar im nationalge-
sellschaftlichen wie auch internationa~ 
len Maßstab). Die entscheidenden 
Fragen sind vielmehr, wie, in welchem 
Interesse und in wessen Regie sie 
stattfinden. Demokratisch-solidarische 
Planung ist die Alternative zur finanz­
kapitalistischen (wie auch zur staats­
bürokratischen) Planung. 

1. Planung darf sich angesichts der 
drohenden ökologischen Katastrophe 
nicht auf das „Innere" der gesellschaftli­
chen Produktion beschränken, nicht nur 
auf die Verausgabung menschlicher Ar­
beit oder gar nur auf Geldströme orien­
_tieren. Sie muß stets die Wechselbezie­
hung von Produktion und Natur mit re­
flektieren und auf die Einpassung der 
Produktion in ökologische Prozesse ab­
zielen: ,, Wir müssen Güter herstellen 
und verwenden, die dem Stoffkreislauf 
der Natur angepaßt sind. Dieser ökologi­
sche Umbau unserer Wirtschaft reicht 
von der Produktidee über den Produk­
tionsprozeß bis zum Verbrauch und 
von der Wiedergewinnung genutzter 
Rohstoffe zur Schließung stofflicher 
Kreisläufe." (Berliner Grundsatzpro­
gramm der SPD) 
Grundsätze ökologischen Wirtschaf­
tens sind: 

· • Verringerung des Stoff~ und 
Energieumsatzes 
• Reproduktion nicht nur der Men­
schen und nicht nur der Produktionsmit­
tel und Produktionsgegenstände, son­
dern auch der natürlichen Bedingungen 
des Lebens 
• Verbot bestimmter Produktionen 
( etwa der Chlorchemie) 
• Veränderung der Konsumgewohn­
heiten durch bewußtere und weniger 
entfremdete Bedürfnisbefriedigung mit 
geringerem Energie- und Stoff­
verbrauch, auch als Aufgabe unserer 
Kulturarbeit, 

2. Wirksame ökologische Politik 
muß global sein. Sie muß von weltweiter 
Solidarität geleitet werden. Den hun­
gernden Menschen des Südens kann die 
Bewahrung der tropischen Regenwälder 
nicht abverlangt werden. Wir brauchen 
daher eine neue internationale Ord-

nung, die die weltweite Hegemonie der 
USA und die Interessendominanz der 
kapitalistischen Industrieländer über­
windet und den Ländern des Südens in 
den internationalen Organisationen 
gleichberechtigten Einfluß verschafft. 

Es muß die neue internationale Rol­
le Deutschlands werden, diese notwen­
digen Prozesse zu fördern. Die militä­
rische Unterstützung der zunehmenden 
Interventionspolitik der Vereinigten 
Staaten - auch wenn sie über die UNO 
geschieht - entspricht nicht den Forde­
rungen internationaler Solidarität und 
Verantwortung. 

3. Hauptaufgabe solidarischer Politik 
ist angesichts der rapide wachsenden 
Massenarbeitslosigkeit und Armut 
auch in dieser reichen Republik die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Weiterentwicklung des Sozialstaats, um 
allen Menschen gesellschaftliche Teil­
habe, hinreichendes Einkommen und 
gesicherte Lebenschancen und Per­
spektiven zu ermöglichen. Wir halten 
an der Vollbeschäftigung als vorrangi­
gem wirtschaftspolitischen Ziel fest. 
Das bedeutet auch eine deutliche Erhö­
hung der Frauenerwerbsquote. Not­
wendig ist ein öffentliches Beschäfti­
gungs- und Zukunftsprogramm, das die 
Nachfrage stabilisiert und auf die Be­
darfsfelder des ökologischen und sozia­
len Umbaus orientiert, Infrastrukturen 
erneuert und Bildung, .Ausbildung und 
Weiterqualifizierung fördert .. Dabei 
muß durch eine aktive Industrie- und 
Beschäftigungspolitik insbesondere in 
Ostdeutschland dafür gesorgt werden, 
daß verbliebene industrielle Kernberei­
che erhalten bleiben und eine moderne 
und ökologisch angepaßte und entwick­
lungsfähige Wirtschaftsstruktur aufge­
baut wird, die Ostdeutschland auf eine 
eigenständige Wertschöpfungsbasis 
stellt. Dies muß in ganz Deutschland 
verbunden werden mit der allgemeinen 
Durchsetzung der 35-Stunden-Woche 
und daran anschließenden weitergehen­
den Arbeitszeitverkürzungen. 

Unverzichtbar bleibt die Konzepti­
on des einheitlichen Arbeitsmarktes 
und des Normalarbeitsverhältnisses. 
Die Etablierung eines untertariflichen, 
abgeschotteten zweiten Arbeitsmarktes 
und flexibilisierter Arbeitszeiten ohne 
soziale Absicherung manifestieren da­
gegen die zunehmenden prekären Be­
schäftigungsverhältnisse, also die Spal­
tung des Arbeitsmarktes und die Stei­
gerung der Ausbeutungsintensität der 
einzelnen Arbeitskraft. Dabei werden 
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grundlegende kollektive soziale Siche­
rungssysteme wie das Tarifvertrags­
system willentlich preisgegeben. 

Wer aber der Privatisierung den Ge­
danken des Solidarstaats entgegensetzen 
will, muß den öffentlichen Sektor ent­
scheidend attraktiver machen, besser 
ausstatten, das öffentliche Dienst- und 
Beamtenrecht und die überdichten Ver­
waltungsapparate entrümpeln. 

Ökologische und soziale Reformpo­
litik muß und kann solidarisch finanziert 
werden. Zur Finanzierung öffentlicher 
Beschäftigungs- und Investitions­
programme sind höhere Einkommen mit 
einer hohen Sparquote und Unterneh­
mensgewinne stärker zu belasten, die 
wegen fehlender Nachfrage (und nicht 
etwa wegen Finanzierungsschwierig­
keiten aufgrund zu geringer Gewinne) 
nicht investiert werden; zum Ausgleich 
konjunktureller Mindereinnahmen sind 
auch vorübergehend höhere Defizite 
hinzunehmen. Insbesondere die finanzi­
elle Leistungsfähigkeit der Kommunen 
und der Länder muß entsprechend ihrer 
wachsenden Aufgaben (sozialer und 
ökologischer Umbau, Beschäftigungs­
politik ... ) verbessert werden, die Spar­
politik zu Lasten von Bildung, Jugend 
und Sozialem muß beendet werden. 

Die Belastung breiterer Schichten der 
Bevölkerung ist sozial nur dann akzep­
tabel, wenn die Leistungsfähigeren 
überproportional zur Kasse gebeten 
werden. Dabei kommt dem Abbau steu­
erlicher Gestaltungsmöglichkeiten, die 
nur oder überwiegend Selbständigen 
oder Leuten mit überdurchschnittlich 
hohem Einkommen oder Vermögen zu­
gute kommen, zentrale Bedeutung zu. 
Sozialpolitisch und wohnungspolitisch 
motivierte Steuererleichterungen sind 
grundsätzlich umzustellen von Ein­
künfteabzugs- auf Steuerabzugsbeträge, 
damit nicht Leute mit höherem Einkom­
men stärker von ihnen profitieren als 
solche mit niedrigerem. 

4. Ökologische Erneuerung ist eine 
"Politik ausgewählter Wachstumsfel­
der". Diese Aussage des Berliner 
Grundsatzprogramms muß zum Dreh­
und Angelpunkt sozialdemokratischer 
Politik werden. Hierin liegt eine der Zu­
kunftsfragen der Sozialdemokratie. 
Nur wenn es ihr gelingt, aus der 
neoliberalen Abwendung von einem in­
tervenierenden Staat auszubrechen und 
sich an die Spitze einer längst laufen­
den industriepolitischen Debatte zu set­
zen, kann eine Erneuerung der SPD 
von der wohlfahrtsstaatlichen zur Um-

bau-SPD gelingen. Das Berliner Grund­
satzprogramm muß deshalb mittelfri­
stig mit einer geschlossenen industrie-

~ politischen Strategie versehen werden. 
Wir nennen Eckpunkte einer sol­

chen industriepolitischen Strategie: 
a) Konjunktur- und Investitionspro­
gramme müssen auf den ökologischen 
Umbau der Infrastruktur zielen (Umbau 
des·Verkehrs- und Energiesektors, alter­
native ~ J¾umordnungs- und Stadt­
entwicklung). 
b) Die gesamte Produktionspalette muß 
reformiert werden. Bereits in der Pro­
duktion und nicht erst in der Nachsor­
gung müssen ökologische Meß- und Re­
geltechniken eingesetzt werden, die die 
Ergebnisse einer ökologischen Pro­
duktlinienanalyse von der Herstellung 
bis zur Entsorgung eines Produktes 
verbessern. Darüber hinaus benötigen 

wir eine Konversion auch friedlicher 
Massengüter, dies vor allem in der Au­
tomobil- und Chemieindustrie. 
c) Unternehmergewinne (besonders 
nichtinvestierte) müssen stärker für ein­
zurichtende Investitionsfonds abge­
schöpft werden, um_ Investitionen in ent­
scheidende gesellschaftliche Bereiche 
lenken zu können. • 
d) Dazu muß auch die direkte Beteili­
gung von Belegschaften, Gewerkschaf­
ten, Verbraucher- und Umweltverbän­
den bei Investitionsentscheidungen her­
gestellt werden. Dafür brauchen wir 
eine Neukonzipierung staatlicher 
Strukturpolitik auf europäischer, natio0 

naler und regionaler Ebene, sowie eine 
neue Betriebsverfassung. 

5. Solidarische Planung kann nicht 
verordnet werden. Sie erfordert umfas­
sende politische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Demokratie. Ihr wirt­
schaftlicher Kern ist eine „demokrati­
sche gesamtgesellschaftliche Steue­
rung" der Wirtschaft (Berliner Pro­
gramm). Sie erfordert auch, daß öf­
fentliche Unternehmen, über die die In­
frastruktur beeinflußt werden kann, 
nicht privatisiert werden. 

Es widerspricht auch der Solidarität 
mit den zukünftigen Generationen, zur 
kurzfristigen Deckung von Haushaltsde­
fiziten wesentliche Bestandteile eines 
möglichen Steuerungsinstrumentariums · 
wirtschaftlichen Privatinteressen auszu­
liefern. Im Gegenteil: Wir brauchen ei­
nen genügend großen öffentlichen An­
teil an der Wirtschaft, um deren öko­
logischen Umbau und auch deren Wie-

deraufbau in Ostdeutschland zu ermög­
lichen. 

Demokratische Planung muß weit­
gehend dezentralisiert und flexibel 
sein, um konkret auf spezifische Situa­
tionen und auf Veränderungen einge­
hen zu können. Sie muß sich aber auch 
auf das Ethos der Solidarität beziehen, 
wenn sie nicht an individuellem, be­
trieblichem oder Gruppenegoismus 
scheitern soll. · 

Dezentrale demokratische P~ng 
bedarf zentralökonomischer Abglei­
chung, die aber je supraregionaler, je 
mehr als bloßes Rahmengesetz realisiert 
werden kann. Die konkreten Planungs­
prozesse haben auf der „unteren Sicht­
blende" stattzufinden. 
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Wir wissen, daß auch der Kapitalis­
mus und die großen Monopolkapitale 
über Planung verfügen. Wir unter­
scheiden uns hier im Demokratie- und 
Solidaritätsgehalt von Planung! Wir 
wissen auch, . daß der kapitalistische 
Staat über Umverteilungsmechanismen 
verfügt. Dabei gibt es eine zunächst 
merkwürdige Beobachtung: So wie der 
Staat gegenwärtig von unten nach oben 
umverteilt, verteilt er Regulation von 
oben nach unten um! Das heißt: Je frei­
er sich die großen Kapitale bewegen 
und Verwertungszusammenhänge er­
schließen dürfen, je regulierter ~r­
scheint das gesellschaftliche Leben für 
die "Unteren" und auch die Mittel­
schichten. Verbote und Gebote im ge­
sellschaftlichen Leben sind die Dialek­
tik zur Deregulation des großen 

· kapitalistischen Geschehens. Für die 
demokratische Linke ist es daher nötig, 
sich nicht in eine Demagogiefalle trei­
ben zu lassen, bei der die breite Mehr­
heit der Gesellschaft mit "Regulation" 
ein weiteres Zuneh.men von Verboten 
und Geboten verbindet und gleichzeitig 
die Deregulation für Monopol- und in­
ternational operierendes Finanzkapital 
und entsprechende staatsmonopolisti­
sche Zusammenhänge (Treuhand) ih­
rem Blick entrückt bleibt. Soziale und 
solidarische Regulation müssen klar 
konturiert und gleichzeitig das gesell­
schaftliche Leben auf Deregulations­
möglichkeiten hin durchforstet werden! 

Eine Strategie der wirtschaftlichen 
Demokratisierung unserer Gesellschaft 
muß nicht dauerhaft unpopulär bleiben. 
Im Gegenteil: eine Gegnerschaft gegen 
die Macht der großen .Banken, auch 
wenn diese nicht immer politisch präzise 
durchdacht ist, ist dur:chaus bei einem 
großen Teil unserer Bevölkerung ver­
breitet. Die Rolle dieser Geldinstitute für 
das organisierte Verbrechen, für 
Steuerhinterziehung und ähnliche Fi­
nanztransaktionen in großem Ausmaß, 
bei der Zinswillkür, bei der Ausplünde­
rung armer Völker und Regionen und 
vor allen Dingen aktuell durch die im­
mense Verschuldung der öffentlichen 
Hand, bei denen der Bankenreichtum 
wächst und die Dienstleistungsspielräu­
me für die Gemeinden dramatisch zu­
rückgehen, sind Anknüpfungspunkte ei­
ner Demokratisierungsdebatte, die 
durchaus auch populär gegen die Macht 
der Banken zu wenden ist. Auch anders­
herum wird ein Schuh daraus: Führt die 
Linke · hier keinen Demokratisierungs­
diskurs gegen die Banken, wird eine 
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populistische Rechte - ähnlich wie vor 
1933 im SA-Programm - mit autoritä­
ren, sozialdemagogischen Parolen in 
diese Lücke stoßen. 

6. Wichtige Ansätze für eine Politik 
globalen Umsteuerns und einer solidari­
schen demokratischen Planung als Al­
teinative zur Kapitalverwertungslogik 
sind im Berliner Grundsatzprogramm 
der SPD enthalten. Es ist aber nur für ei­
nen Teil der Partei zur programmati­
schen Leitlinie geworden, die Praxis -
vor allem der Parteiführung - folgt ande­
ren Linien und Zwängen. Wir wollen 
helfen, diejenigen zu sammeln, die auf 
Grundlage des Berliner Programms eine 
inhaltliche Erneuerung der SPD an­
streben. Wir werden nicht darauf war­
ten, daß die Parteiführung sich selbst in 
diese Richtung bewegt. Vielmehr wol­
len wir möglichst viele Mitglieder der 
SPD gewinnen, gemeinsam mit Teilen 
der Gewerkschaften, politisch bewußten 
Kräften aus der Frauen-, Friedens- und 
Ökologiebewegung für eine solche neue 
Politik aktiv zu werden. Wir wollen so 
dafür kämpfen, daß diejenigen, die für 
Zulrunftschancen, Traditionen und In­
halte des demokratischen Sozialismus 
eintreten, in der Sozialdemokratie eine 
politische Plattform haben. Entschei­
dend ist hierfür, daß die Sozialdemokra­
tie sich wieder ein Verständnis von so- . 
zialen Interessen erarbeitet, die sie ver­
treten und durchsetzen will. Denn demo­
kratisch-solidarische Planung ist - an­
ders als die heute obwaltenden industrie­
politischen Konzepte - vor allem interes­
senorientierte Planung für einen ökolo­
gischen Umbau der Wirtschaft und eine 
soziale Umverteilung des Reichtums 
und erfordert Wirtschaftsdemokratie. 

7. Demokratie beim solidarischen 
Wirtschaftsplanen muß · den Gedanken 
der Mitbestimmung qualitativ neu bele­
ben: Produzenten und Konsumenten 
können in Tateinheit mit Aktiven in 
Wirtschaft, Politik und Kultur auf die 
Suche nach neuen, konversiven Lö­
sungskonzepten in Betrieb und Alltag 
gehen, um Produktionsverfahren · und 
Warenpaletten stoff- und energiespa­
rend und somit auch müllvermeidend 
umzubauen. Ohne die Produktivkraft 
der Produzenten (ähnlich wie in der 
Konversionsdebatte der IG Metall von 
der Rüstung zur zivilen Produktion) und 
der Konsumenten, die nicht bloß End­
verbraucher, sondern auch Anreger 
(z.B. bei der alltäglichen Umgestaltung 
von Einweg- auf Mehrwegbe­
hältersysteme) sein können, zu nutzen, 

wird der sozial-ökologische Umbau un­
serer Industriegesellschaft nicht die nö­
tige Dynamik entwickeln. Der Rhein­
hausen-Betriebrat Theo Steegmann 
sprach einmal vom "solidarischen 
Schrumpfen". Für den ökologischen 
Umbau von Produktionsverfahren und 
Warenpaletten heißt dies: neue Mitbe­
stimmung wagen. 

8. Hand in Hand mit dem kulturel­
len Aufbrechen über Jahrtausende tra­
dierter und quer zu allen Gesellschafts­
und Produktionsformen bestehender 
Über- und Unterordnungsverhältnisse 
zwischen den Geschlechtern bleibt die 
weitgehende Vergesellschaftung von 
Reproduktionsarbeit zentraler Be­
standteil einer neuen ökonomischen 
Logik. 

Arbeit darf nicht nur als bloßer Pro­
zeß des Verkaufs von Arbeitskraft be­
griffen werden, sondern muß sozial 
und "historisch" gedacht werden. D.h. · 
ein Sozialsystem ist notwendig, das 
• eine entsprechende Versorgung von 
Kinderbetreuung nicht auf Staats-, son­
dern auf Arbeitgeberkosten gewährlei­
stet; 
• eine entsprechende gesundheitliche 
und Altersversorgung gewährleistet, die 
maßgeblich von Arbeitgeberseite getra-
gen wird. · 

9.- In den hochentwickelten kapitali­
stischen Industriegesellschaften und be­
sonders in der BRD ist der Bildungs­
stand der Bevölkerung die wichtigste 
Ressource. In einer immer mehr von 
hochkomplizierten Technologien und 
Kommunikationsstrukturen geprägten 
Arbeits- und Konsumwelt, in den immer 
mehr ansteigenden Anforderungen an 
den Menschen als Arbeitskraft aber auch 
als soziales Wesen und letztendlich auch 
als Konsumentin oder Konsument ist der 
Qualifizierungsprozeß jedes -und jeder 
einzelnen von enormer Bedeutung. Bil­
dung ist in den ökonomischen Systemen 
moderner Industrie- und Dienstlei­
stungsgesellschaften ein immer wichti­
ger werdender Standortfaktor. Bildung 
darf sich nicht an den unmittelbaren 
Verwertungsinteressen des Kapitals ori­
entieren, sondern soll der Herausbildung 
von allseits gebildeten, sozial bewußten 
Persönlichkeiten dienen. Doch auch in 
der sog. ,,Dritten Welt" ist der Zugang 
zu Bildung für die gesamte Bevölke­
rung, angefangen von Alphabetisie­
rungskampagnen bis hin zur Qualifizie­
rung von Arbeitskräften, ein entschei­
dender Beitrag zur Völkerbefreiung. 
Deshalb ist es notwendig, der gesamten 
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Bevölkerung optimale Bildungs- und 
Weiterbildungschancen zu ermögli­
chen. 

Die Finanzierung sollte neben staatli­
chen Mitteln auch über eine nicht 
zweckgebundene Qualifizierungsab­
gabe, die von Kapitalseite getragen 
wird, erbracht werden. 

10. Eine Erneuerung der SPD erfor­
dert auch eine Erneuerung der innerpar­
teilichen Strukturen, vor allem eine De­
mokratisierung der Entscheidungs­
prozesse. Die SPD-Linke muß wieder 
Ort des praktischen Erfahrungsaustau­
sches mit außerparlamentarischen Strö­
mungen und sozialen Bewegungen wer­
den. Demokratisierung ist keine zu­
nächst institutionelle Aufgabe, sondern 
primär eine Frage der Praxis! 

Der von vielen nur beklagten Inter­
nationalisierung von Kapital und Märk­
ten muß eine Vernetzung antikapita­
listischer Ansätze, Kulturtraditionen, 
Parteien und Gewerkschaften weltweit 
entgegengesetzt werden. Diese Arbeit 
einer supranationalen Kommunikation 
und dann Kooperation der Linken müs­
sen wir jetzt beginnen! 

Wer der breiten Mehrheit der Mit­
glieder und vor allen Dingen auch der 
aktiven Funktionäre zunehmend Mit­
wirkungsmöglichkeiten entzieht, um 
diese populistisch auf passive und dau­
erhaft inaktive „Demokratiekonsumen­
ten" und damit auf die Parteiführung 
zu verlagern, wird schließlich und end­
lich die Arbeitsmotivation der aktiven 
Funktionäre zerstören und damit die 
Existenz dieser Sozialdemokratie auf 
reines Marketinggeschehen eingren~ 
zen. Die SPD-Linke muß es als ihre 
Aufgabe ansehen, die Arbeitsmotiva­
tion der aktiven Funktionäre durch 
Ausweitung der tatsächlichen demokra­
tischen Einwirkungsmöglichkeiten ak­
tiver zu pflegen. 

Wichtige zentrale Anträge und da­
mit die Personalentscheidung für zu­
verlässige Delegierte muß viel strenger 
von unten nach oben organisiert wer­
den. Das imperative Mandat sollte end­
lich als echter Motivationsschutz der 
aktiven Basis gesehen werden. 

Erste Voraussetzung ist die Verbind­
lichkeit demokratischer Entscheidun­
gen, unabhängig davon, ob sie reprä-

PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

sentativ durch Parteitage zustande 
kommen oder plebiszitär durch Ab­
stimmungen der Mitglieder. (Auch für 
die zunehmende Parteienverdrossen­
heit ist es gleich, ob Beschlüsse des 
Parteitags oder das Ergebnis von Urab­
stimmungen durch die Parteiführung 
mißachtet werden.) 

Die ständige Kontrolle der Partei­
führungen und der Fraktionen erfordert 
einen kontinuierlichen · Wil­
lensbildungsprozeß durch die aktive 
Parteimitgliedschaft. Ein Parteimodell, 
das die ehrenamtlichen Funktionsträ­
ger ausschaltet und Willensbildung auf 
Akklamation der Passivmitgliedschaft 
gegenüber politischer Führung und 
hauptamtlichem Apparat reduziert, 
steht im Widerspruch zu den Grundsät­
zen einer demokratischen Mitglieder­
partei und behindert die Transformati­
on gesellschaftlicher Basisinteressen in 
Politik. 

11. Die inhaltliche und die strukturel­
le Erneuerung der Partei muß von denen 
ausgehen, die sich als „Freunde des 
Berliner Programms" verstehen und als 
solche gemeinsam handeln. 

Eine Arche Noah aufklärerischen Wissens und sozialer Phantasie 
Seit langem geplant, vor einem Jahr angekündigt, es doch in starkem Maße kritisch auf diese Tradition bezogen. Im HKWM 
mit Spannung erwartet: Nun liegen die ersten beiden Bände sind die Akzente durch die entschiedene Öffnung für die theoretische 
eines epochalen Unternehmens vor, das 150 Jahre Marxscher/marxi- Kultur unterschiedlicher nationaler und kontinentaler Prägungen von 
stischer Theorie und Praxis sichten, auffächern und auf den Begriff bringen vorneherein vielfältiger gesetzt gewesen. Was es aber mehr als alles 
will. Das Historisch-kritische Wörterbuch ist kein Historisch-kritisches andere unterscheidet, ist die Prägung durch einen 

• »politisches« oder »weltanschauliches« Posi- Wörterbuch des Marxismus historischen Moment, der einer der Historisierung 
tionswerk, sondern ein Kollektivwerk von Herausgegeben von und der unbefangenen Kritik ist, aus der Impulse 
Vertreterinnen unterschiedlicher Orientierungen Wolfgang Fritz Haug für die Zukunft entspringen können. 
und regionaler Kulturen. Es geht zum einen um die 
kritische Auswertung historischer Erfahrungen, Band I erschienen Band 2 neu im April Die Stichwörter. 

Bearbeitet werden über 1000 für den Marxismus zuin_ anderen um die wissenschaftliche Sichtung, H1STOR1SCH-1<RJ11scHES HISTOJUSCH-KRmSCtm 

Erschließung und Durcharbeitung eines enormen W~~~H W<?!ThxiRt~H mit seinen unterschiedlichen theoretischen und 

Gedankenmaterials. DasHistorisch-kritische Wörter-
buch des Marxismusträgt so neben einem praxiskri­
~ischen und erfahrungsbezogenen einen stark»phi­
lologischen« Akzent. Das Historisch-kritische Wör­
terbuch des Marxismuswird voraussichtlich 12 Bän­
de um1assen und soll bis zum Jahr 2000 abgeschlos­
sen sein. 

Zw Entsll!hung des Projekts: 
Zwischen der deutschen Fassung des Kritischen 
W-CJrttrlJuchs des Marxismus (KWM) und dem hier 
angelcündiglen Historisch-kritischen Wörterbuch des 
Marxismus liegt ein epochaler Eins.chnitt. Die aus 
dem Zweiun Weltkrieg hervorgegangene Ord­

Abbau des Staates bis 
Avantgarde 
432 S., Ln., 18 x 25 cm 
129,00 DM/1007 ÖS/ 
129,00 SF 
ISBN 3-88619-431-0 

nung löste sich auf. Ein geschichtlicher Bruch vollzog sich, dessen Radika­
lität Bisheriges schlaprtig der Vergangenheit überantwortete. Vollzog das 
KWM zwar den Bruch mit der Ideologie der Dritten Internationalen, blieb 

~~ ' 

praktischen Linien und für die sozialen Befreiungs­
bewegungen relevant gewordene Begriffe. Viele 
Stichwörter entstammen der politisch-theore~ 
tischen Lexik der Gegenwart und wurden noch nie 
in Wörterbüchern behandelt. In diesen Begriffen, 
häufig Neologismen, artikulieren sich Probleme 
der globalen Krisen und des Übergangs zur Hoch­
technologischen Produktionsweise des transnatio-

Banknoten bis Dummheit nalen Kapitalismus, des dadurch bedingten Sehei­
ca. 400 S., Ln., 18 x 25 cm terns der sowjetischen Gesellschaftsformation und 
129 ,oo DM/1007 ÖS/ des Aufbrechens des nicht länger durch den Ost-
129,00 SF 
ISBN 3_88619-432_9 West-Gegensatz überdeterminierten »Nord-Süd-
Subskription (bis 30. Juni Konflikts« im Weltkapitalismus. Nicht zuletzt ha-
1995): 98,00 DM/765 ÖS/ ben neue soziale Bewegungen - vor allem die 
98,00 SF pro Band Frauenbewegung und die Ökologiebewegung - die 
neue Lexik mitgeschaffen. Wo nicht die Lexik neu ist, ist es die Lektüre, 
die sich ihre Fragen von der Zeit vorgeben läßt. 
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Europäischer Kapitalismus 
im Umbruch 

Rezension zu: Hans-Jürgen Bieling/ 
Frank Deppe (Hg.): Entwicklungspro­
bleme des europäischen Kapitalismus, 
Studie Nr. 4 der Forschungsgruppe Eu­
ropäische Gemeinschaften an der Uni­
versität Marburg, 196 Seiten, 25 DM, zu 
beziehen bei: FEG, Institut für Politik­
wissenschaften, Philipps-Universität 
Marburg, Wilhelm-Röpke-Str. 6, 35032 
Marburg 

a formulierte Anspruch der 
ufsatzsammlung "Entwick­

lungsprobleme des europäischen 
Kapitalismus" ist eher bescheiden. Aus­
gebend von der Analyse aktueller Pro­
bleme und Konflikte wird versucht, ,.An­
haltspunkte für die Bewertung von ange­
strebten und bisweilen schon angegange­
nen gesellschaftlichen Weichenstellun­
gen zu gewinnen" (S. 8). Zugrunde ge­
legt ist dabei die These, daß wir es ge­
genwärtig mit einer umfassenden Re­
strukturierungskrise der entwickelten ka­
pitalistischen Staaten zu tun haben. Aus­
gangspunkt sind somit die tiefgreifenden 
gesellschaftlichen und weltpolitischen 
Umbrüche, die mit den Stichworten 
'Ende der fordistischen Wachstumsdy­
namik', 'Abstieg der USA als westlicher 
Hegemonialmacht', 'Zusammenbruch 
des „Realsozialismus"', 'deutsche Verei­
nigung', 'Triadisierung der Weltwirt­
schaft' (Konzentration auf die drei Wirt­
schaftsblöcke Westeuropa, Nordamerika 
und Japan/Ostasien und ihre Beziehun­
gen zueinander, Anm. d. Red.) und 'Ver­
tiefung der westeuropäischen Integrati­
on' umrissen werden. Im wohltuenden 
Kontrast zu vielen politikwissenschaftli­
chen Analysen in der heutigen Zeit wird 
somit der Versuch unternommen, politi­
sche Entwicklung in ihrer Verflochten­
heit mit gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Strukturen und Basistrends zu er­
fassen. 

Regulationstheoretische 
Ansätze als Rahmen 

Angesichts der Unübersichtlichk-eit 
und Komplexität der unterschiedlichen, 

• Dr. Joachim Schuster, Politikwissenschaftler, 
Bremen 
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häufig miteinander verschränkten Pro­
blem- und Konfliktlagen, versuchen die 
Autorinnen erst gar nicht, einen durch­
gehenden Deutungsansatz zu entwik­
keln, sondern gehen selektiv einzelnen 
Aspekten nach. Gleichwohl bilden regu­
lationstheoretische Ansätze den Hinter­
grund. Der inneren Zusammenhang der 
Beiträge wird lediglich durch den einlei­
tenden Artikel von Bieling, der sich mit 
übergreifenden staats- und politiktheore­
tischen Fragestellungen befaßt, und den 
abschließenden Beitrag von Deppe her­
gestellt, der die Anforderungen und 
Grundlinien eines 'neuen Gesellschafts­
vertrages' thematisiert. In diesen Rah­
men ordnen sich drei Beiträge zu Fragen 
internationaler Entwicklung und vier 
Beiträge zur ökologischen, sozialen und 
politischen Entwicklung in Westeuropa 
ein. 

In seinem einleitenden Aufsatz ver­
sucht Bieling, den offenkundigen Legiti­
mationsproblemen der Politik nachzuge­
hen. Er verweilt dabei nicht lange bei der 
Beschreibung von Phänomenen wie dem 
Verlust an Bindungskraft der Parteien, 
der Amerikanisierung der Politik etc., 
sondern gebt deren tieferliegenden 
Ursachen nach. Diese findet er als Folge 
der krisenhaften Umbrüche in der 

von Joachim Schuster* 

mangelhaften Steuerungs- und Regulie­
rungsfähigkeit des Staates, die eine Neu­
ordnung der gesellschaftlichen Regula­
tionsinstanzen erfordert. Dabei kon­
statiert er ein "Legitimationstrilemma: 
die anhaltende Überforderung der Politik 
durch den Problemstau, verknappte 
Steuerungsressourcen und die Auflösung 
der fordistischen Legitimationsgrund­
lagen bei wachsendem politischen Legi­
timationsbedarf verschärfen sich wech­
selseitig, ohne daß ein dauerhafter trag­
fähiger Politikkonsens absehbar ist" 
(S. 28). Vor dem Hintergrund der vor­
herrschenden neokonservativen An­
passungspolitik, deren Ausstrahlung bis 
weit in die politische Mitte hineinreicht, 
befürchtet Bieling, daß die notwendige 
Transformation des politischen lnsti­
tutionensystems eher zu einem 
Zurückdrängen sozialregulativer und 
demokratisch-partizipativer Funktionen 
zugunsten ideologischer und repressiver 
Funktionsmodi führen dürfte . Die Chan­
ce für eine Trendwende siebt er vor 
allem in einer Politisierung angeblicher 
Sachzwänge - etwa dem der weltmarkt­
orientierten Modernisierung - und der 
Thematisierung der sozialen und ökolo­
gischen Konsequenzen der vorherr­
schenden Entwicklung. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 81, 1995 



--- --- ------ ------------ INTERNATIONALES 

Probleme der 
international~n 

Entwicklung 

Die drei nachfolgenden, sehr infor­
mativen Artikel zu Problemen der inter­
nationalen Entwicklung weisen einen 
sehr unterschiedlichen Charakter auf. 
Choon-Kweon Koo geht der Frage nach, 
welches die bisherigen Erfolgsbedin­
gungen der japanischen Entwicklung 
waren, die allerdings mit der tiefgreifen­
den Krise Anfang der 90er Jahre eben­
falls vor grundlegende Anpassungspro­
bleme gestellt sei. Im Gegensatz zu 
manchen Erklärungsmustern, die kultu­
relle Faktoren oder eine spezifische Ver­
bindung zwischen Politik und Ökono­
mie in Japan in den Mittelpunkt stellen, 
streicht er vor allem die spezifische Un­
ternehmenstruktur der japanischen Wirt­
schaft mit ihren zumeist um einen Indu­
striekonzern herumgruppierten Unter­
nehmensketten als zentrale Besonder­
heit Japans heraus. Leider fehlt in dem 
Artikel ein Rückbezug auf die eingangs 
skizzierte Umbruchkrise, die Japan in­
zwischen ebenfalls erfaßt habe. 

Lavon/Plehwe gehen in ihren Aus­
führungen der Frage nach, inwieweit die 
verbesserte Wirtschaftslage in den USA 
ein Indiz dafür ist, daß die tiefe struk­
turelle Krise der 80er Jahre überwunden 
wurde und ein neues Akkumulationsre­
gime in Verbindung mit einer adäquaten 
Regulationsweise etabliert werden 
konnte. Sie kommen zu der These, daß 
im Ergebnis des doppelten Restruktu­
rierungsprozesses in den Vereinigten 
Staaten - nach innen durch eine Neu­
gestaltung der Arbeits- und Produkti­
onsbeziehungen und nach außen durch 
eine aggressive Neustrukturierung der 
internationalen Märkte - "optimale Ver­
wertungsbedingungen für transnational 
operierende Konzerne in einem neuen 
Akkumulationsregime (geschaffen wur­
den), das weiten Teilen der Bevölkerung 
eine im Vergleich zum Fordismus deut­
lich geringere Partizipation an den 
materiellen Segnungen des Wohl­
standes beschert" (S. 57). Allerdings 
verweisen sie auf die Widersprüchlich­
keit und damit die Instabilität des neuen 
Akkumulationsregimes, da es sich „nur 
extern neue Spielräume verschaffen 
(kann), weil die binnenwirtschaftliche 
Nachfrage ... geschwächt wird" (S. 58). 
Aus den daher zu erwartenden so~ialen 
Konflikten leiten sie Möglichkeiten 
einer Verschiebung des Kräfteverhält-

nisses nach links ab, soweit es gelingt, 
Reformkräfte zusammenzuführen und 
die Defizite des eingeschlagenen Ent­
wicklungstrends offensiv zu thematisie­
ren .. Nicht nur wegen der kompetenten 
Darstellung der Entwicklung in den 
USA, sondern auch wegen der Implika­
tionen, die sich aus der Argumentation 
für Westeuropa ableiten lassen, gehört 
dieser Beitrag zu einem der interes­
santesten der Studie. 

Die Fragestellung, der Hübner in 
seinen Ausführungen zum osteuropäi­
schen Transformationsprozeß nachgeht, 
ist im Vergleich zu den vorhergehenden 
Artikeln deutlich enger gefaßt. Er setzt 
sich kritisch mit dem V ersuch der Trans­
formationsstaaten auseinander, ihre Ent­
wicklungsprobleme durch eine strikte 
Exportorientierung, die durchaus auf · 

Die mangelhafte Steue-
rungs- und Regulie-
rungsfähigkeit des 
Staates erfordert eine 
Neuordnung der gesell­
schaftlichen Regula­
tionsinstanzen. 

unterschiedlichen theoretischen Kon­
zepten beruht, zu überwinden. Vor dem 
Hintergrund der weltwirtschaftlichen 
Entwicklungstrends und des Kräftever­
hältnisses innerhalb Europas meldet er 
große Zweifel an diesem Vorhaben an 
und plädiert für eine stärkere Verflech­
tung der Reformstaaten untereinander. 
Ein zentraler Eckpunkt einer · solchen 
Strategie könne die Schaffung einer 
Zahlungsunion sein. 

Defizite des westeuro­
päischen Integrations­

prozesses 

Diesen Ausführungen über die in­
ternationale Konstellation folgen vier 
Aufsätze zur Entwicklung Westeuro­
pas. Der Schwerpunkt der Beiträge 
liegt auf der Darstellung und Begrün­
dung wesentlicher Defizite des Integra­
tionsprozesses, so der Vernachlässi­
gung regionaler und räumlicher Frag­
mentierung (Wex), der strukturellen 
Arbeitslosigkeit (Bultemeier), der 
mangelnden politischen Steuerungsfä-

higkeit technologischer und industriel­
ler Entwicklung (Felder) sowie der ta­
rifpolitischen Konsequenzen des Inte­
grationsprozesses (Burkhardt). Neben 
einer mehr oder minder ausführlichen 
Darstellung der Problemlagen und Ent­
wicklungstrends in den untersuchten 
Bereichen wird jeweils eine Verknüp­
fung mit der derzeitigen Entwicklungs­
logik der westeuropäischen Integration 
hergestellt. So wichtig es ist, auf die in 
der herrschenden Diskussion häufig ver­
harmlosten sozialen, regionalen und 
ökologischen Konsequenzen der EU 
hinzuweisen, so unbefriedigend bleiben 
jedoch die aufgezeigten Perspektiven, 
die zumeist von einem großen Pessimis­
mus über die Durchsetzbarkeit politi­
scher Alternativen geprägt sind. 

So konstatiert Wex eine Zuspitzung 
einer sozialen Fragmentierung des Rau­
mes, die sich schon heute insbesondere 
in den Städten verdeutliche. Eine alter­
native Politik müsse sich die zentrale 
Aufgabe stellen, die "abstrakte Ver­
räumlichung (im heutigen Kapitalismus, 
J. S.) zugunsten einer gebrauchsorien­
tierten Benutzung aufzuheben" (S. 95). 
Ähnlich radikale Überlegungen stellt 
Bultemeier an, die bei einer Fortschrei­
bung bisheriger Politik eine Verfesti­
gung der strukturellen Arbeitslosigkeit 
auf hohem Niveau prognostiziert. Sie 
fordert abschließend die Abkehr vom 
Primat der weltmarktorientierten Mo­
dernisierung zugunsten eines Primats 
der „Erzeugung von Arbeit" (S. 126). 
Auch Felder sieht in Bezug auf die 
Steuerung technologischer Entwicklung 
mittels einer europäischen Forschungs­
und Technologiepolitik unter den gege­
benen Bedingungen wenig Chancen und 
plädiert für eine Kritik an der vorherr­
schende.n Politik, die in die Perspektive 
eines alternativen europäischen Wachs­
tumsmodells eingebettet sein müsse. In 
seinem Beitrag versucht Burkhardt 
schließlich, die Lage der westeuropäi­
schen Gewerkschaften in Anbetracht der 
konstatierten Umbruchkrise zu verorten. 
Auch hier wird angesichts der nicht von 
der Hand zu weisenden Gefahr des Sozi­
aldumping, der nationalen Zersplitte­
rung der Gewerkschaftsbewegung und 
der Defensive der Gewerkschaften in. 
nahezu allen Staaten keine rosigen Zu­
kunftperspektiven gezeichnet. 

Einer Strategie des Rückzuges auf 
den Nationalstaat wird jedoch in allen 
Beiträgen eine klare Absage erteilt. Zu­
kunftperspektiven ließen sich nur im 
Rahmen einer europäischen/internatio-
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Denken rst etwas, das 
auf Schwieri,gkeiten 
folgt und dem Han­
deln vorausgeht. (Brecht) 

:::..: -'---' ~- y ~-1 
Die Schwierigkeiten sind offenkundig: in 
Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur, Politik. 
Und vier weitere Jahre Kohl produzie­
ren ein Desaster. Durch Analysen be­
gründete Alternativen müssen her. 
Deshalb 
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naleri Strategie entwickeln, in deren 
Mittelpunkt soziale Mindeststandards 
und materielle Konvergenz stehen 
müßten. Allerdings werden die Durch­
setzungschancen für eine solche Politik 
gering eingeschätzt. 

Diese aus meiner Sicht nur begrenzt 
tragfähigen Schlußfolgerungen resultie­
ren maßgeblich aus einer verengten In­
terpretation des westeuropäischen Inte­
grationsprozesses. Die Weiterentwick­
lung der EU diene vor allem der Stär­
kung der westeuropäischen Konkur­
renzposition in der Triade. Hierzu sei 
eine Vergrößerung des Marktes in Ver­
bindung mit umfassenden politischen 
Deregulierungsmaßnahmen sinnvoll. 
Soziale, regionale und ökologische 
Fragmentierungen würden in diesem 
Konzept nicht nur billigend in Kauf ge-

Zukunfts pers pe ktiven 
lassen sich nur im 
Rahmen einer euro­
päischen/internationalen 
Strategie entwickeln. 

nommen, sondern seien ein Kernbe­
standteil der Entwicklungslogik. Die 
Möglichkeit, durch die Integration po­
litische Gestaltungsmöglichkeiten zu­
rückzugewinnen, wird mit dem Hinweis 
auf die neue Qualität der Spaltung zwi­
schen Politik und Ökonomie, die maß­
geblich auf die Widersprüchlichkeiten 
des Verhältnisses zwischen National­
staatlichkeit und Internationalisierung 
bzw. Supranationalisierung im Rahmen 
der EU zurückzuführen sei, im Prinzip 
negiert. Übersehen werden jedoch bei 
dieser in vielen Bereichen zutreffenden 
Analyse die durchaus vorhandenen Dif­
ferenzierungslinien zwischen den betei­
ligten Staaten, die gerade für politische 
Interventionen von links Ansatzpunkte 
bieten. M.E. gibt es in der EU noch kein 
derart stringentes politisches Projekt der 
herrschenden Kräfte, wie es implizit in 
den Beiträgen unterstellt wird. 

Perspektive „neuer 
Gesellschaftsvertrag"? 
Abgerundet werden die Analysen 

über die Entwicklungsprobleme des eu­
ropäischen Kapitalismus durch Deppe's 
Überlegungen über einen „neuen Ge­
sellschaftsvertrag". Ausgehend von der 

aktuellen Konjunktur dieses Begriffs 
versucht Deppe in Auseinandersetzung 
mit seiner- Entstehungsgeschichte und 
den Inhalten des 'fordistischen Gesell­
schaftsvertrages' die zentralen Frage­
stellungen für die Herausbildung eine 
neuen Gesellschaftsvertrages herauszu­
arbeiten. Er bestimmt auf diese Art drei 
Auseinandersetzungfelder: 
• die Frage nach dem Typ der ökono­
mischen und gesellschaftlichen Ent­
wicklung, 
• die Frage nach der Reichweite na­
tionalstaatlicher Politik und 
• die Zukunft der Arbeit. 

Dabei kann aus seiner Sicht die Qua­
lität einer neuen Politik nicht nur daran 
gemessen werden, ,, welche Steuerungs­
und Regulierungsfunktionen der Staat 
übernimmt bzw. neu definiert, sondern 
eben auch daran, daß durch eine neue 
Politik zugleich ein breiter Korridor und 
damit Freiräume für gesellschaftliche 
Gestaltungsmöglichkeiten geschaffen 
werden. Das ist der Kern der demokrati­
schen Frage heute" (S. 194). Ein solche 
neue Politik könne allerdings nicht aus 
Verhandlungen an runden Tischen her­
vorgehen, sondern müsse aus konkreten 
gesellschaftlichen Auseinandersetzun­
gen gegen deformierte Alltagserfahrun­
gen der Menschen entwickelt werden, 
die mit der Perspektive eines neuen Ge­
sellschaftsvertrages verbunden werden 
müsse. 

Insgesamt stellt die Aufsatzsamm­
lung einen lesenswerten Beitrag zur 
Analyse der gegenwärtigen Entwick­
lung dar. Gelungen ist der Versuch, 
nicht nur bei der Beschreibung einzelner 
Phänomen und Trends stehen zu bleiben 
oder sich auf eine reine Politikfeldanaly­
se zurückzuziehen, sondern die behan­
delten Probleme in ihrem gesamtgesell­
schaftlichen Kontext zu verorten. Hin­
weise auf Ansatzpunkte für ein Eingrei­
fen linker Politik fallen leider recht ge­
ring aus. Auch wenn gerade hier mehr 
wünschenswert gewesen wäre, können 
nicht allein die Autorinnen für dieses 
Defizit verantwortlich gemacht werden. 
Angesichts der Komplexität der gegen­
wärtigen Problemlagen und des Zustan­
des der Linken - sowohl in Bezug auf die 
Theoriebildung als auch ihrer mangeln­
den gesellschaftspolitischen Durchset­
zungsfähigkeit - dürfte die Etablierung 
eines neuen Gesellschaftsvertrages von 
links noch vielfältige theoretische wie 
praktisch politische Anstrengungen er­
fordern. 
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Plataforma 0, 7% - Spanien als Vorbild 

m 17. September 1994 machten 
Pablo Oses und Juan Luis Herre­
o den Anfang - sie schlugen ein 

Zelt auf inmitten des grünen Trenn­
streifens der Paseo de la Castellana, der 
größten Prachtstraße Madrids, direkt ge­
genüber dem Wirtschaft- und Finanzmi­
nisterium. Sie wollten mit einem großen 
Transparent die Madrilenerlnnen für das 
0, 7%-Ziel der Vereinten Nationen (be­
sonders der westlichen Unterzeichner­
staaten!) sensibilisieren. Auch Spanien 
soll anteilig O, 7 % des Bruttosozialpro­
dukts zugunsten der sogenannten Drit­
ten Welt zur Verfügung stellen (einher­
gehend mit der Forderung einer kon­
struktiven Verwendung) - derzeit be­
trägt der Anteil lediglich 0,28 % . 

1000Zelte 
auf der Prachtstraße 

Beide Protagonisten auf der Paseo de 
la Castellana wurden von einigen Zei­
tungen als „einsame Spinner mit falschen 
Forderungen zur falschen Zeit am fal­
schen Ort" bezeichnet. Aber was dann 
passierte, hatten weder Pablo noch Juan 
Luis zu träumen gewagt: 10 Tage später 
standen auf der Hauptstraße schon über 
500 Zelte und Anfang November knapp 
1000. Die „Plattform0,7%" war entstan­
den - nicht nur Madrid wurde von der 
Welle der Solidarität erfaßt, sondern 
auch Extramadura, Kastilien-Le6n, Va­
lencia, Andalusien, Galicien und das 
Baskenland; in ganz Spanien wuchs die 
Solidaritätsbewegung in wenigen Tagen 
zu einer bedeutenden Kraft. 

Täglich wurde von der Kampagne in 
sämtlichen Medien berichtet und in 
Schulen, Universitäten, auf der Straße 
und Zuhause wurde heftig über das Für 
und Wider der 0,7%-Forderung disku­
tiert - sollten wirklich 470.000 Mio. Pe­
seten (ca. 5,7 Milliarden DM) für die 
sog. Dritte Welt ausgegeben werden, ob­
wohl die Armut in Spanien ständig 
wächst, Tausende von Menschen allein 
im Süden Madrids ohne Oach über dem 
Kopf und ohne Arbeit gezwungen sind, 
in den Müllbergen nach Nahrung für 
sich und ihre Familien zu suchen? Dies 
war sicherlich die am häufigsten gestell­
te Frage, die die Fürsprecherinnen der 

• Rainer Zugehör, z.Z. Madrid 

0, 7 % Forderung zu beantworten hatten. 
Aber: In Spanien sterben keine Men­
schen am Hungertod - die Menschen im 
Süden können nicht warten, bis sämtli­
che Spanierinnen Eigenheim und Gar­
tenzwerge besitzen; sie brauchen unsere 
Solidarität - jetzt! 

Und darüber hinaus hat Spanien wie 
auch alle übrigen westlichen Staaten das 
Ansteigen der weltweiten Armut u.a. 
aufgrund der extrem ungerechten Welt­
handelsstrukturen ganz entscheidend 
mitzuverantworten. 

Erhöhung der 
Entwicklungsausgaben 

erreicht 

Über 8.000 Menschen, meist Jugend­
liebe, kampierten zumeist zeitweise auf 
der Paseo de Castellana. Tagsüber fan­
den viele Kundgebungen und Vortrags­
reihen zu entwicklungspolitischen The-

Der wohl wichtigste 
Erfolg ist im Aufklärungs­
charakter der Kam­
pagne zu sehen. 

men statt. Das weitere Vorgehen der 
Kampagne wurde stets öffentllich (mit 
Megaphon oder Verstärkungsanlage) 
diskutiert. An dieser basisdemokrati­
schen Struktur wurde festgehalten, ob­
wohl die Debatten sich oft über Stunden, 
bis tief in die Nacht, hinzogen. 

Die Solidaritätsaktion gipfelte im 
lOtägigen Hungerstreik von Paolo und 
Juan Luis. Ganz Spanien verfolgte die 
Reaktionen der PSOE-Regierung. Erst 
während des Hungerstreiks bequemten 
sich endlich Regierungsvertreter zu ei­
nem Gespräch mit den 0,7%-Fürspre­
cherlnnen. Ausgehandelt wurde eine 
stufenweise Erhöhung der entwick­
lungspolitischen Ausgaben von 0,28% 
auf 0,35% am 25. November (Verab­
schiedung des neuen Haushalts im natio­
nalen Parlament) und eine weitere Auf­
stockung auf 0,5% in der ersten Hälfte 
des Jahres 1995. Die geforderten 0,7% 
wurden erst einmal nicht in Aussicht ge­
stellt. Mit diesem Verhandlungsergebnis 
(-erfolg) endete auch der Hungerstreik. 

von Rainer Zugehör* 

PSOE macht 
schlechte Figur 

Die Sozialistische Partei Spaniens 
(PSOE) unter Parteiführer Felipe Gon­
zalez, die sich zur Zeit eh nur von Kor­
ruptionsskandal zu Korruptionsskandal 
windet, machte auch während der 0, 7%­
Kampagne eine schlechte Figur. In Re­
gierungsverantwortung gebunden, blie­
ben die Solidaritätsäußerungen der Par­
tei sehr verhalten; die 0, 7%-Aktionistln­
nen und Sympathisantlnnen sahen in der 
PSOE weniger einen Partner als einen 
Gegner der Zielsetzungen. Selbst deren 
Jugendorganisation, Juventudes Sociali­
stas de Espana (JSE), versuchte Schaden 
von der Mutterpartei abzuwenden, soli­
darisierte sich dementsprechend kaum 
mit der Plattform 0,7% (außer ein paar 
Zelte zur Verfügung zu stellen); offiziel­
le Begründung der Tatenlosigkeit: die 
Konzentration auf innenpolitische The­
men genießt höhere Priorität (obwohl 
paradoxerweise die Kampagne sowie 
das Thema innenpolitisch höchst rela­
vant wurden.) Das Linksbündnis Izquir­
da Unida (IU) jedoch, das in den letzten 
Europa-, nationalen und regionalen 
Wahlen oft 100 % ige Stimmenzuwächse 
(von ca. 5% auf ca. 10%) zu verzeichnen 
hatte, fungierte als Ansprechpartner und 
aktiver Unterstützer der Kampagne und 
konnte sich so weiterer Sympathien si­
cher sein. In Zukunft sollte vielleicht in­
tensiver darüber nachgedacht werden, 
ob die Juventud der IU sich nicht eher 
als Mitgliedsorganisation der IUSY eig­
net, als die immer mehr auf den neo-li­
beralen Gonzalez-Kurs getrimmte JSE. 

Spanien rangiert auf der „ Wohl­
stands" -Skala . der Europäischen Union · 
weit unten - trotzdem war die O, 7 %­
Kampagne zugunsten der ärmeren Län­
der dieser Welt möglich und durchaus 
erfolgreich. Nicht nur, daß der Anteil 
des Bruttosozialproduktes zugunsten der 
,,Entwicklungspolitik" angehoben wur­
de - der wohl wichtigste Erfolg ist darin 
zu sehen, daß diese Kampagne einen 
Aufklärungscharakter beinhaltete, der 
für eine demokratische Mehrheitsbil­
dung zugunsten einer Umgestaltung des 
kapitalistischen Wirtschaftssystems un­
abdingbar ist. 
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Uruguay - Die Linke im Aufwind 

A
uch Wochen nach den uruguayi­
schen Präsidentschaftswahlen 
vom 27. November gibt es noch 

immer kein offizielles Endergebnis. Das 
wird wohl auch im Januar auf sich war­
ten lassen, denn über 66.000 Stimmen -
zumeist von W ahlhelferlnnen, die nicht 
in ihrem Wohnbezirk ~bstimmen konn­
ten - und die Ergebnisse einiger W ahllo­
kale müssen erst noch vom Wahlge­
richtshof überprüft werden. Unruhe kam 
auf, als das Innenministerium am Tag 
nach der Wahl fast 30 Stunden lang kei­
ne klaren Auskµnfte über etwa 120 
Wahlbezirke geben konnte, weil der 
Computer dort gewisse Unregelmäßig­
keiten festgestellt hatte. Viele dieser 
Wahlbezirke waren in Montevideo und 
dort in Stadtteilen mit einem traditionell 
hohen Stimmenanteil für die Linke. Zu 
diesem Zeitpunkt fehlte dem Mitte­
Links-Bündnis Encuento Progresista 
weniger als ein Prozentpunkt, um die 
(konservative) Nationale Partei, die 
Blancos, vom zweiten Platz zu verdrän­
gen. 

Obwohl es Kritik an der merkwürdi­
gen Informationspolitik des Innenmini­
steriums gab, geht kaum jemand davon 
aus, daß es bei den Wahlen in Uruguay 
zu irgendwelchen Manipulationen oder 
W ahlfälschungeil gekommen sein könn­
te. Zweifel haben bislang lediglich die 
MLN-Tupamaros angemeldet. Sie for­
dern eine genaue Überwachung und eine 
vollständige Transparenz bei der erneu­
ten Überprüfung der Stimmzettel durch 
den Wahlgerichtshof. Sicher aber ist: 
Dr. Julio Maria Sanguinetti von der 
(wirtschaftsliberalen) Colorado-Partei 
wird neuer Präsident Uruguays. Am 1. 
März 1995 wird er seine Amtsgeschäfte 
aufnehmen. Es ist seine zweite Amtspe­
riode, denn Sanguinetti war bereits von 
1985 bis 1989 Präsident, direkt nach 
dem Ende der Militärdiktatur in Uru­
guay. 

Die eigentliche Gewinnerin der Wahl 
ist jedoch die Linke. Zehn Jahre nach 
dem Ende der Militärdiktatur ist es ihr 
bei diesen Wahlen endgültig gelungen, 
das traditionelle Zweiparteiensystem in 
Uruguay zu knacken. Als einzige politi-

• Jürgen Moritz lebt in Montevideo und arbeitet 
als freier Journalist im europäisch-lateinameri­
kanischen Medienprojekt COMCOSUR. 

58 

sehe Kraft konnte sie landesweit kräftige 
Stimmengewinne verbuchen. In Monte­
video, dort lebt fast die Hälfte der etwa 
3,2 Mio. Uruguayerlnnen, wird sie mit 
dem Architekt und Stadtplanen Mario 
Arana erneut den Bürgermeister stellen. 
Arana kann zwar auf eine beruhigende 
Mehrheit im Stadtparlament bauen, ver­
fügt aber nur über einen äußerst mage­
ren Haushalt. 

Machtverschiebungen 
in der Frente Amplio 

Vor allem im traditionell eher kon­
servativen Landesinneren hat das Wahl­
bündnis Encuentro Progresista, beste­
hend aus Frente Amplio, Christdemo­
kraten und einigen Dissidenten der bis­
lang regierenden Blancos beachtlich da­
zugewonnen. Der Stimmenanteil ver­
doppelte sich im Vergleich zu den Wah­
len von 1989. Die stärkste und die be­
stimmende Kraft im Encuentro ist die 
Frente Amplio - ein Bündnis verschie­
denster Strömungen der · Linken Uru­
guays. 

Innerhalb der Frente Amplio hat die 
Gruppe Asamblea Uruguay um den 
Ökonomen Danilo Astori einen sensa­
tionellen Erfolg verbuchen können. 40 
Prozent der Wählerinnen des Encuentro 
entschieden sich für die Liste von Asto­
ri, der damit zum neuen starken Mann 
innerhalb der Frente Amplio geworden 
ist. Auf den Plätzen folgen die Soziali­
stische Partei, das eher sozialdemokrati­
sche Vertiente Artiguista, die Rest-KP 
Uruguays und das Movimento de Parti­
zipaci6n Popular (MPP) mit den MLN­
Tupamaros. 

Die Tupas werden zum ersten Mal in 
der Geschichte Uruguays mit eigenen 
Abgeordneten im Parlament vertreten 
sein. Bisher hatten sie immer die (links- · 
unabhängigen) Kandidaten des MPP un­
terstützt. Pepe Mujica, Gründungsmit­
glied der Tupamaros und während der 
Diktatur viele Jahre unter den schlimm­
sten Bedingungen als Geisel der Dikta­
tur eingekerkert, zieht für die MLN ins 
Abgeordnetenhaus ein. Jorge Zabalza, • 
der ebenfalls als Geisel während der 
Diktatur im Gefängnis saß, zieht als er­
ster Tupamaro in das Stadtparlament 
von Montevideo ein. 

von Jürgen Moritz* 

Frente zwischen Macht­
anspruch und Basistreue 

Innerhalb der Frente Amplio haben 
jetzt eindeutig die Moderaten um Danie­
lo Astori die Nase vom. Sein Hügel 
stellt alleine sechs Senatoren und 15 Ab­
geordnete im neuen Parlament. Das 
MPP mit den MLN-Tupamaros hat hin­
gegen nur leicht dazugewonnen. Schwer 
verloren haben dagegen die orthodoxen 
Reste der Kommunistischen Partei. 

Die interne Stimmenverteilung hat 
auch Auswirkungen auf die Zusammen­
setzung der Vollversammlung der Fren­
te Amplio und auf die Debatten über den 
zukünftigen Kurs der uruguayischen 
Linken. Die Hälfte der Sitze wird nach 
errungenen Prozentpunkten bei den 
Wahlen vergeben, die zweite Hälfte 
wird von den Frente-Basiskomitees ge­
wählt. Der interne Streit scheint vorpro­
grammiert. Schon· einen Tag nach der 
Wahl kam die erste Kostprobe, als Asto­
ri im Fernsehen verkündete, daß er sich 
durchaus eine Zusammenarbeit mit der 
Regierung Sanguinetti, zum Beispiel in 
den Bereichen Wirtschafts- und Bil­
dungspolitik vorstellen könne. Viele Ba­
sisaktivistinnen der Frente sehen das et­
was anders und wünschen sich eher eine 
starke Opposition. Nach dem ersten 
Frust über den heiß erträumten und 
knapp verfehlten Wahlsieg konnten sie 
dem Ergebnis aber auch positive Seiten 
abgewinnen: ,,Eine linke Regierung un­
ter einem Präsidenten Tabare Vazquez 
hätte es sehr schwer gehabt, gegen eine 
Mehrheit der traditionellen Parteien im 
Parlament zu regieren ... ", kommentier­
ten sie das Wahlergebnis, und, ,,es ist 
großartig, daß die Frente so viele Stim­
men gewonnen hat, aber wir müssen 
aufpassen, daß wir nicht alle fünf Jahre 
nur auf die Wahlergebnisse schielen und 
darüber vergessen, was wir eigentlich 
sein wollen: eine politische und soziale 
Basisbewegung." 

Flügelkonflikte 
in der Frente 

Innerhalb des Wahlbündnisses Encu­
entro Progesista hat bereits der Streit 
darüber begonnen, wer in Zukunft die 
erste Geige spielt, ob Danilo Astori als 
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großer Wahlgewinner oder der knapp 
geschlagene Präsidentschaftskandidat 
und ehemalige Bürgermeister von Mon­
tevideo Tabare V azquez aus der Frente 
Amplio. Vazquez wollte sich im Falle 
einer Wahlniederlage eigentlich vor­
nehmlich seinem Beruf als Arzt wid­
men. Für einen Sitz im Parlament hatte 
er gar nicht erst kandidiert. 

Vorläufiger Punktsieger im Rich­
tungsstreit ist Vazquez, denn das Lei­
tungsgremium (Organo de Conducci6n 
Politica) der Frente Amplio hat am 7. 
Dezember entschieden, ihn als Verhand­
lungsführer der Frente Amplio und als 
Repräsentanten des Encuentro für die 
Gespräche mit der neuen Regierung zu 
benennen. Etwas beleidigt reagierten 
darum auch die Vertreter der Asamblea 
Uruguay auf diese Personalentschei­
dung. Sie teilten mit, sie würden die Be­
schlüsse zwar mittragen, gleichzeitig 
kritisierten sie aber, daß V azquez erheb­
lichen Druck ausgeübt habe und seine 
weitere Mitarbeit vom Fortbestand des 
Encuentro Prögresista abhängig ge­
macht habe. Für die anstehende Wahl 
eines neuen Präsidenten der Frente 
käme Tabare Vazquez ohnehin nicht 
infrage. Ihr Kandidat der Wahl sei Da­
nilo Astori. 

Der linke Flügel innerhalb der Frente 
Amplio setzt jetzt vor allem auf die De­
legierten der Basiskomitees in der neuen 
Vollversammlung. Der MPP-Senator 
Helios Sarthou erklärte in einem Inter­
view, der linke Flügel innerhalb der 
Frente werde es in Zukunft schwer ha­
ben. Er kritisierte gleichzeitig den zu­
künftigen Präsidenten Sanguinetti, der 
sich gerne einige moderate Politikerin­
nen vom Encuentro als Gesprächspart­
nerinnen über die Bedingungen für eine 
punktuelle Zusammenarbeit mit der Re­
gierung ausgesucht hätte. Sarthou wies 
solch patriarchale Anbiederungen zu­
rück: "Die Verhandlungspartner aus der 
Linken bestimmt die Linke selbst." 

Die Blancos 
im Tal der Tränen 

Der ganz große Verlierer der Wahl 
sind die Blancos des noch amtierenden 
Präsidenten Dr. Luis Alberto Lacalle. 
Erdrutschartig verloren sie fast zehn 
Prozent ihrer Stimmen. In fünf Land­
kreisen müssen sie den Regierungssessel 
an einen Colorado-Politiker abtreten. In­
nerhalb der Blancos hat nun ein Rich­
tungsstreit begonnen, der sich zu einer 
Frage zuspitzt: Wer wird in Zukunft an 
der Spitze der Partei stehen? Die Strö-

mung, die dem Noch-Präsidenten La­
calle nahesteht, hat bei den Wahlen we­
niger Stimmen errungen als die, an de­
ren Spitze dessen Widersacher Volonte 
steht. Volonte könnte nun mit seiner ge­
stärkten Hausmacht die Führungspositi­
on übernehmen. 

Wahlsieger Sanguinetti 
auf der Suche 

nach Koalitionen 

Wahlsieger Sanguinetti steckt bereits 
in Beratungen, um sich eine tragfähige 
Mehrheit im Parlament aufzubauen. Er 
will sowohl mit den Blancos als auch 
mit dem Encuentro Progresista verhan­
deln. Denn seine Partei, die Colorados, 
verfügt im neu gewählten Parlament 
nicht einmal über die relative Mehrheit 
und ist daher auf Bündnispartner und 
Absprachen angewiesen. Sanguinetti 
ließ aber keinen Zweifel auflcommen, 
daß für ihn lediglich der moderate Flü­
gel des Encuentro Progresista ein Ge­
sprächspartner sein wird. Die Abgren­
zungen haben bereits begonnen: Colora­
do-Politiker beschuldigen den linken 

INTERNATIONALES 

Flügel der Frente Amplio, für einige 
Glasschäden an Parteilokalen und 
Handgreiflichkeiten gegen Colorado­
Anhänger in der Wahlnacht verant­
wortlich zu sein. Man darf gespannt 
sein, welche Positionen die Frente Am­
plio in den Gesprächen mit Sanguinetti 
und seiner Regierungsmannschaft ein­
nimmt. 

Sanguinetti hofft auf einen reibungs­
losen Wechsel. im Mittelpunkt seines 
Regierungsprogramms stehen die För­
derung der nationalen Wirtschaft, die 
Bekämpfung der Inflation und die sozial 
leicht abgefederte Integration Uruguays 
in den gemeinsamen südamerikanischen 
Markt MERCOSUR. Für drohende 
Konflikte zwischen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitgebern schwebt ihm ein Sozi­
alpakt vor. Sanguinetti verfügt über be­
ste Beziehungen zum Internationalen 
Währungsfond und hatte bereits in sei­
ner ersten Amtszeit ( 1985-89) ein Struk­
turanpassungsprogramm mit der Welt­
bank unterzeichnet. Er rühmt sich, in 
seiner letzten Amtszeit keinen einzigen 
Arbeitskonflikt verloren zu haben. Auf 
die uruguayischen Gewerkschaften 
kommen schwere Zeiten zu. 

SPENDENAUFRUF 

FÜR DAS RADIO 

DER TUPAMAROS 

IN URUGUAY 

EIN NEUER SENDER FÜR 

RADIO PANAMERICANA 
Seit dem 26.8.94 ist das „radio de la gente" (Radio der Leute) in Montevideo 
geschlossen. Im Anschluß an eine Polizeirepression, bei der zwei Menschen 
getötet und über hundert z.T. durch Schußwaffen schwer verletzt wurden, ist 
dem Radio die Lizenz entwgen worden. Die Schließung steht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Berichterstattung von Panamericana über diesen Vorfall 
und dem jahrelangen solidarischen Einsatz für soziale Bewegungen und linke 
Politik. Das Radio wird von den MLN (f upamaros) betrieben. Wir rufen 
hiermit zu Spenden auf, um den Mitarbeitern die Weiterarbeit zu ermöglichen. 
Eine Möglichkeit könnte darin bestehen, ein neues Radio zu installieren. Hierzu 
braucht Panamericana finanzielle als auch ideelle Unterstützung. 

Es gibt ein Solidaritätskonto der Arbeitsgemeinschaft ,Demokratische Medien in 
der Welt' der IG-Medien. Spenden sind steuerlich absetzbar. Konto: AK Dritte 
Welt e.V. Gelnhausen (Nummer: 10 002 800), Ökobank Frankfurt (BLZ: 500 
901 00), Stichwort: Radio Panamericana. - Wer mehr über das Radio wissen 
möchte, kann sich an el rojito e.V. / Uruguay-Gruppe, Große Brunnenstr. 74, 
227 63 Hamburg wenden. 
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